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Anfahrt 

PKW: 

 

 

 

 
 

Hinweis: Es bietet sich an, Fahrgemeinschaften zu bilden. Du kannst dich mit anderen Piraten 

auf deiner lokalen Mailingliste oder auf deinem Stammtisch verabreden oder die 

Mitfahrzentrale besuchen: 

http://wiki.piratenpartei.de/BY:Landesparteitag_2012.2/Mitfahrzentrale 

 

  

A93, Abfahrt Ponholz 

A93, Abfahrt Teublitz 

Rechts abbiegen 

Beschreibung: 

 

Aus dem Norden kommend: 
An der Abfahrt A93 „Teublitz“ 
links fahren und nach 800m 
rechts Richtung Maxhütte-
Haidhof abbiegen und immer 
gerade aus fahren. Nach einer 
Bedarfsampel-überquerung 
sehen Sie bereits die Halle zur 
rechten Hand.  

Aus dem Süden kommend:  
An der Abfahrt: Autobahn A93 
Ponholz rechts fahren und nach 
400m rechts Richtung Maxhütte-
Haidhof abbiegen und immer 
gerade aus fahren. Nach einer 
Bedarfsampelüberquerung sehen 
Sie bereits die Halle zur rechten 
Hand. Hier können Sie sowohl die 
Parkplätze an der 
Mehrzweckhalle als auch beim 
Einkaufszentrum nutzen.  

Quelle Karte: Openstreetmap 

http://wiki.piratenpartei.de/BY:Landesparteitag_2012.2/Mitfahrzentrale
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Öffentlich: 

 

Es gibt in etwa 1,5 km Entfernung den Bahnhof Maxhütte-Haidhof. 

 

Fußweg vom Bahnhof: 

 
 

Beschreibung 

1. Auf Bahnhofstraße nach Südwesten  

2. Nach rechts abbiegen, um auf Bahnhofstraße zu bleiben  

3. Links Richtung Dr.-Karl-Senft-Straße abbiegen  

4. Rechts halten auf Dr.-Karl-Senft-Straße  

5. Links Richtung Nordgaustraße/SAD8 abbiegen  

6. Rechts abbiegen auf Nordgaustraße/SAD8  

7. Im Kreisverkehr erste Ausfahrt (Regensburger Straße/SAD5) nehmen  

8. Links halten 

Das Ziel befindet sich links  

Bahnhof 

LPT 

Quelle Karte: Openstreetmap 
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Akkreditierung und Stimmrecht 

Stimmberechtigt ist nur, wer akkreditiert wurde. 
 
Dafür sind folgende Dinge zwingend erforderlich: 

 ein gültiges Ausweisdokument (Personalausweis oder Reisepass); 

 man darf mit seinen Beitragszahlungen nicht mehr als drei Monate im Rückstand 
sein. 

 
Hilfreich ist außerdem: 

 ein Nachweis der Beitragszahlung, da es ggf. passiert sein kann, dass die Buchung 
noch nicht erfasst oder fehlerhaft verbucht wurde; 

 ein Mitgliedsausweis (sofern schon erhalten), andernfalls die Bestätigungsmail des 
Mitgliedsantrages; 

 ggf. den Mitgliedsbeitrag (bar) mitnehmen. 
 
Es ist möglich seinen Mitgliedsbeitrag auf der Versammlung in bar zu 
entrichten. 
 

Die Akkreditierung startet um 10:00 Uhr, davor ist kein Einlass in den Saal. 

 

Über die Zulassung von Gästen, Presse, Livestream & Aufzeichnung wird zum Beginn des 

Parteitages abgestimmt. 

 

Haustiere sind am Parteitag nicht möglich. 
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Tagesordnung 

Hinweis: Diese Tagesordnung ist noch vorläufig und wird noch weiter 
aktualisiert. Die angegebenen Zeiten sind nur grobe Richtwerte und können 
nicht garantiert werden. Die Versammlung kann zudem die Tagesordnung vor 
Ort auf Antrag ändern. 

 

TOP 1 Grußworte von Vorständen und Gästen 
TOP 2 Organisatorisches 
 Abstimmung über Zulassung von Gästen sowie Übertragungen und 

Aufnahmen 
 Wahl der Versammlungsleiter, Protokollanten, Wahlleiter, Wahlhelfer 

und Rechnungsprüfer 
TOP 3 Rechenschaftsbericht des Vorstandes 
TOP 4 Bericht der Rechnungsprüfer 
TOP 5 Entlastung des Vorstandes 
TOP 6 Tätigkeitsbericht des Schiedsgerichts 
TOP 7 Anträge zur Zusammensetzung des Vorstandes oder des 

Schiedsgerichts 
TOP 8 Vorstellung der Kandidaten für den Vorstand 
TOP 9 Wahl des Vorstands 
TOP 10 Wahl des Schiedsgerichts 
TOP 11 Wahl der Kassenprüfer 
TOP 12 Wahl der Vertreter für den Finanzrat 
TOP 13 Anträge (Programm-, Satzungs-, und sonstige Anträge) 
TOP 14 Abschlussworte und Schließung der Versammlung durch den 

Vorsitzenden 
 

Platz für Notizen bei Tagesordnungsänderungen:  
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Parteitag mitgestalten über die 
Geschäftsordnung 

Die Geschäftsordnung in voller Länge findet sich hier (Wiki): 
http://wiki.piratenpartei.de/BY:Gesch%C3%A4ftsordnung_des_bayrischen_Landesparteitags 
 
Erklärung: Die Geschäftsordnung (kurz: GO) regelt den organisatorischen 
Ablauf des Landesparteitages und der Wahlen. 
 
„Jeder Pirat kann jederzeit durch Heben beider Hände das Vorhaben anzeigen, einen 
Antrag zur Geschäftsordnung stellen zu wollen. Solch einer Wortmeldung ist nach der 
aktuellen Wortmeldung Vorrang zu geben.“ 

 
Nach dieser Geschäftsordnung darfst du folgende Anträge stellen: 
 
Erklärung: Mit diesen Anträgen kannst du aktiv Einfluss auf den Verlauf des 
Landesparteitages nehmen und zum Beispiel ewig lange Diskussionen 
vermeiden oder eingrenzen. Dabei ist zu beachten, dass viele GO-Anträge die 
Sitzung auch in die Länge ziehen können. 

 
• Antrag auf Ende der Rednerliste 

Schließt die Rednerliste zum aktuellen Vorgang nach dem letzten derzeit am 
Mikrofon stehenden Redner. Dieser Antrag verhindert, dass Redner mehrfach reden 
oder sich neue Redner hinten anstellen. 

• Antrag auf Änderung der Tagesordnung  
Ändert die Tagesordnung wie im Antrag beschrieben. Dieser Antrag muss schriftlich 
gestellt werden. 

• Antrag auf Änderung der Geschäftsordnung 
Ändert die Geschäftsordnung des Parteitags wie beantragt. Die Änderung muss im 
Wortlaut und schriftlich beantragt werden! 

• Antrag auf Einholung eines Meinungsbildes 
Es gibt eine kurze Umfrage unter den Akkreditierten. Unter Umständen kann ein 
klares Meinungsbild die Diskussion stark abkürzen, da es offensichtlich ist, dass der 
Antrag (nicht) durchgeht. Keine Auszählung. 

• Antrag auf Vertagung der Sitzung 
 Tag und Uhrzeit sind mit anzugeben. 
• Antrag auf Unterbrechung der Sitzung 
 Die Dauer der Unterbrechung ist mit anzugeben. 
• Antrag auf Begrenzung der Redezeit 
 Mit diesem Antrag kann man die Redezeit aller Redner einschränken. 
 
  

http://wiki.piratenpartei.de/BY:Gesch%C3%A4ftsordnung_des_bayrischen_Landesparteitags
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Satzungsänderungsanträge mit 
Auswirkungen auf die Vorstandswahl 

Erklärung: Die folgenden Anträge werden vor der Vorstandsneuwahl behandelt, 

damit die Wahl nach der geänderten Satzung erfolgen kann. Es ist eine 2/3-

Mehrheit zur Annahme der Änderungen nötig. 

 

Übersicht: 

 

# Titel Seite 

S03 stellvertretender Schatzmeister  8 
S05 Finanzgremium 9 

S11 Trennung von Parteiamt und 
Bundestagsmandat 

11 

S13 Amtsdauer 12 
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stellvertretender Schatzmeister S03 
Beantragt durch: Daniel Seuffert 

Antragstext: 
 
Der Absatz 1 des § 9a, Abschnitt A wird ergänzt um "der stellvertretende Schatzmeister," 
und heißt dann im neuen Wortlaut: 
(1) Dem Vorstand gehören acht Piraten an: Ein Vorsitzender, ein stellvertretender 
Vorsitzender, der politische Geschäftsführer, der Schatzmeister, der stellvertretende 
Schatzmeister, der Generalsekretär und zwei Beisitzer. 
Alte Fassung: 
 
(1) Dem Vorstand gehören sieben Piraten an: Ein Vorsitzender, ein stellvertretender Vorsitzender, der 
politische Geschäftsführer, der Schatzmeister, der Generalsekretär und zwei Beisitzer. 
 
Neue Fassung: 
 
(1) Dem Vorstand gehören acht Piraten an: Ein Vorsitzender, ein stellvertretender Vorsitzender, der politische 
Geschäftsführer, der Schatzmeister, der stellvertretende Schatzmeister, der Generalsekretär und zwei 
Beisitzer. 

Begründung: 
 
Über Rücktritte von Schatzmeistern muss wohl kein Wort mehr verloren 
werden. Die bisherige Situation im Landesverband mit 2 Rücktritten in den 
letzten 3 Jahren hat ausreichend gezeigt, wie wichtig ein stellvertretender 
Schatzmeister ist. 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas fragen: 
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Finanzgremium S05 
Beantragt durch: Thomas, Josef 

Antragstext: 
 
Es wird beantragt in der Satzung Abschnitt A §9 (1) hinter "das Landesschiedsgericht" den 
Text ", das Finanzgremium" einzufügen und in der Satzung Abschnitt A den Paragraphen 
§9c hinzuzufügen: 
 
§9c - Finanzgremium 
(1) Das Finanzgremium als für Finanzangelegenheiten zuständiges Gremium verwaltet die 
Finanzen und führt Buch über die Einnahmen, Ausgaben und das Vermögen des 
Landesverbandes. Jedes Mitglied des Finanzgremiums ist an die Weisungen des 
Schatzmeisters gebunden und alleine für die Konten des Landesverbandes 
vertretungsberechtigt. 
(2) Der vom Parteitag gewählte Schatzmeister gehört dem Finanzgremium an. Weitere 
Mitglieder des Finanzgremiums können vom Parteitag gewählt und nachgewählt werden. 
Die Amtszeit der Mitglieder endet durch Austritt, Rücktritt, Abberufung durch den 
Parteitag oder mit der Wahl eines neuen Vorstands. 
(3) Solange der vom Parteitag gewählte Schatzmeister handlungsunfähig oder das Amt 
des Schatzmeisters unbesetzt ist, gehört ein vom Finanzgremium aus dessen Reihen 
geheim gewähltes Mitglied gemäß §11 (2) PartG dem Vorstand an, fungiert dort als 
Schatzmeister und ist für die Unterzeichnung des Rechenschaftsberichts gemäß §23 (1) 
PartG und Erlangung von Spenden gemäß §25 PartG zuständig. 
Alte Fassung: 
 
§9 (1) Organe sind der Landesparteitag, das Landesschiedsgericht und der Vorstand. 
§9c N/A 
 
Neue Fassung: 
 
§9(1) Organe sind der Landesparteitag, das Landesschiedsgericht, das Finanzgremium und der Vorstand. 
§9c – Finanzgremium 
(1) Das Finanzgremium als für Finanzangelegenheiten zuständiges Gremium verwaltet die Finanzen und führt 
Buch über die Einnahmen, Ausgaben und das Vermögen des Landesverbandes. Jedes Mitglied des 
Finanzgremiums ist an die Weisungen des Schatzmeisters gebunden und alleine für die Konten des 
Landesverbandes vertretungsberechtigt. 
(2) Der vom Parteitag gewählte Schatzmeister gehört dem Finanzgremium an. Weitere Mitglieder des 
Finanzgremiums können vom Parteitag gewählt und nachgewählt werden. Die Amtszeit der Mitglieder endet 
durch Austritt, Rücktritt, Abberufung durch den Parteitag oder mit der Wahl eines neuen Vorstands. 
(3) Solange der vom Parteitag gewählte Schatzmeister handlungsunfähig oder das Amt des Schatzmeisters 
unbesetzt ist, gehört ein vom Finanzgremium aus dessen Reihen geheim gewähltes Mitglied gemäß §11 (2) 
PartG dem Vorstand an, fungiert dort als Schatzmeister und ist für die Unterzeichnung des 
Rechenschaftsberichts gemäß §23 (1) PartG und Erlangung von Spenden gemäß §25 PartG zuständig. 

Begründung: 
 
Mit zunehmender Mitgliederanzahl und insbesondere während des 
Wahlkampfes, ist das Amt des Schatzmeisters sehr arbeitsintensiv und 
verantwortungsvoll und kann kaum einem einzelnen ehrenamtlichen 
Mitglied zugemutet werden. Falls der Schatzmeister seine Aufgaben an 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas fragen: 
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andere Mitglieder delegieren will oder muss, haftet der alleine 
Schatzmeister für deren Handlungen und muss dabei auf deren 
Zuverlässigkeit und Kompetenz hoffen. Das Parteiengesetz (PartG, fünfter 
Abschnitt) gibt zudem vor, welche Aufgaben ausschliesslich der 
Schatzmeister erledigen darf. Dazu gehört die Spendenerlangung (oder 
Delegation an einen hauptamtlichen Mitarbeiter) und das Unterschreiben 
des Rechenschaftsberichts. Bei Rücktritt oder Handlungsunfähigkeit des 
Schatzmeister ist eine kommissarische Vertretung laut PartG nicht zulässig. 
Der Landesverband wäre dann finanziell handlungsunfähig. 
 
Deswegen sollen hiermit dem Schatzmeister weitere vom Parteitag 
gewählte ehrenamtliche Helfer in einem Gremium zur Verfügung gestellt 
werden können. Deren Verantwortlichkeit und Pflichten werden in der 
Satzung festgelegt und diese haften damit selber für ihre Handlungen. 
Dadurch kann der Schatzmeister transparent auf Helfer zurückgreifen, die 
für die Finanzen das Vertrauen des Parteitags geniessen und die für grobe 
Verstösse selbst haften. Der Schatzmeister muss beim Delegieren nicht 
mehr hohe Risiken eingehen. Der Schatzmeister bleibt weiterhin der 
Hauptverantwortliche und die Helfer sind an dessen Weisungen gebunden. 
Durch die Arbeitsentlastung soll auch die Wahrscheinlichkeit eines 
Rücktritts des Schatzmeisters minimiert werden und selbst im Falle eines 
Rücktritts die Stellvertretung geregelt sein, bis der Parteitag einen neuen 
Schatzmeister wählt. 
 
Auch Schatzmeister von Untergliederungen, zukünftige Nachfolger und 
kompetente Personen, die nicht im Vorstand aktiv sein wollen, können 
damit in das Gremium gewählt werden. Werden keine Mitglieder ins 
Finanzgremium gewählt, gibt es keinen Unterschied zur existierenden 
Lösung (ein Schatzmeister). 
 
Das Achte Gesetz zur Änderung des Parteiengesetzes (2002) berücksichtigt 
explizit die Möglichkeit eines solchen Finanzgremiums: § 23 Abs. 1 Satz 4 
PartG "Ihre Rechenschaftsberichte werden vom Vorsitzenden und einem 
vom Parteitag gewählten für die Finanzangelegenheiten zuständigen 
Vorstandsmitglied oder von einem für die Finanzangelegenheiten nach der 
Satzung zuständigen Gremium gewählten Vorstandsmitglied 
unterzeichnet." Dieses neue Modell ist gerade für ehrenamtliche 
Schatzmeister sinnvoll und wird in Battis & Kersten (2003) 
"Regelungsdefizite des neuen Parteispendenrechts", Juristenzeitung 13 
diskutiert. 
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Trennung von Parteiamt und 
Bundestagsmandat 

S11 

Beantragt durch: PiratAndi 

Antragstext: 
 
Der Landesparteitag möge beschließen, dass in §13 der Satzung des Landesverbands 
Bayern aufgenommen wird: "(3) Es ist ausgeschlossen, dass eine Person gleichzeitig ein 
Mandat des deutschen Bundestages und ein Amt im Landes- oder Bezirksvorstand 
wahrnimmt." 
Alte Fassung: 
 
n/a 
 
Neue Fassung: 
 
(3) Es ist ausgeschlossen, dass eine Person gleichzeitig ein Mandat des deutschen Bundestages und ein Amt im 
Landes- oder Bezirksvorstand wahrnimmt. 

Begründung: 
 
Mitglieder des deutschen Bundestages sollten während der 
Sitzungswochen (mindestens 20 Wochen pro Jahr) in Berlin sein. 
Zumindest während dieser Zeit stehen sie für Aufgaben im Landes- bzw. 
Bezirksverband nicht zur Verfügung. Es ist demnach unmöglich, gleichzeitig 
eine gute Arbeit als Bundestagsabgeordneter und als Landes- bzw. 
Bezirksvorstand abzuliefern. Es ist besser, diese Aufgaben werden von zwei 
verschiedenen Personen übernommen, die sich in das jeweilige Mandat 
bzw. Amt voll reinknien, als von einer Person, die beide Sachen jeweils 
halbherzig macht. 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas fragen: 
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Amtsdauer des Vorstands und 
Ersatzwahl 

S13 

Beantragt durch: Thomas, Josef 

Antragstext: 
 
Der Parteitag möge beschließen den §9a (3) wie folgend neu zu fassen: 
Die Mitglieder des Vorstands werden vom Landesparteitag für ein Jahr gewählt. Der 
Vorstand bleibt im Amt, bis ein neuer Vorstand gewählt ist. Bei Rücktritt oder 
Handlungsunfähigkeit eines Vorstandsmitgliedes soll dessen Amt gesondert vom nächsten 
Landesparteitag für die restliche Amtsdauer neu gewählt werden. 
Alte Fassung: 
 
Die Mitglieder des Vorstands werden von einem Landesparteitag mindestens jährlich in geheimer Wahl 
gewählt. Der Vorstand bleibt bis zur Wahl eines neuen Vorstands im Amt. 
 
Neue Fassung: 
 
Die Mitglieder des Vorstands werden vom Landesparteitag für ein Jahr gewählt. Der Vorstand bleibt im Amt, 
bis ein neuer Vorstand gewählt ist. Bei Rücktritt oder Handlungsunfähigkeit eines Vorstandsmitgliedes soll 
dessen Amt gesondert vom nächsten Landesparteitag für die restliche Amtsdauer neu gewählt werden. 
 

Begründung: 
 
Bisher kann der Vorstand bis zu 23 Monate im Amt bleiben (Januar bis 
Dezember des nächsten Kalenderjahres). Die reguläre Amtsdauer soll auf 
ein Jahr (365 Tage) festgelegt werden. Deren strikte Einhaltung ist wie 
bisher nicht notwendig (Satz 2). Ausgefallene Vorstandsmitglieder sollen 
später unabhängig vom Parteitag ersetzt werden können, damit alle 
Aufgaben ordnungsgemäss durchgeführt werden können. Die Wahl ist laut 
Parteiengesetz ohnehin geheim. 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas fragen: 
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Vorstandswahlen 

 

Hinweis: Die Vorstandsneuwahlen finden geheim statt. Es ist zum Schutz der Wahl das 
Streamen, Filmen und Fotografieren sowie Tonaufnahmen und Tonübertragungen 
während den Wahlgängen verboten, dies kündigt der Wahlleiter an. Dies gilt auch für die 
Presse! 
 

Der Ablauf der Wahlen ist in der Geschäftsordnung im Abschnitt „Wahlordnung“ geregelt. 

 

Kandidatenliste: 

 

Aufgrund sich bis zur Schließung der Kandidatenliste möglicherweise 
ändernden Kandidaturen wird an dieser Stelle auf eine Auflistung der im 
Wiki genannten Kandidaten verzichtet. Die Kandidaten, die Ihre 
Kandidatur im Wiki angekündigt haben, findest du hier: 

 

Langer Link:  

http://wiki.piratenpartei.de/BY:Landesparteitag_2012.2/Vorstandskandidaten 

 

Kurzlink: 

http://bit.ly/NPtxG4  

 

  

http://wiki.piratenpartei.de/BY:Landesparteitag_2012.2/Vorstandskandidaten
http://bit.ly/NPtxG4
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Satzungsänderungsanträge 

Erklärung: Diese Satzungsänderungsanträge wurden rechtzeitig eingereicht. 

Zur Annahme des Antrages muss eine 2/3-Mehrheit zustande kommen. 

 

 

Übersicht 

 

# Titel Seite 

S01 Satzungsregelungen für das Wahlsystem der 
Aufstellungsversammlung 

15 

S02 Abstimmung zwischen den Parteitagen 17 

S04 Aufstellungsversammlungen 20 
S06 Geschlechtsneutralere Satzung 22 

S07 Eindeutige Regelung zur Ladungsformalitäten in die Satzung 24 
S08 freiwillige Spenden von Mandatsträgern 25 

S09 Mitgliederentscheid, Mitgliederbefragung und 
Mitgliederbegehren 

27 

S10 Verteilungsschlüssel für Mitgliedsbeiträge 34 
S12 Mitgliederversammlungen 35 
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Satzungsregelungen für das 
Wahlsystem der 
Aufstellungsversammlung 

S01 

Beantragt durch: Benjamin Stöcker, Roland 'ValiDOM' Jungnickel, Christina Grandrath ... 

Antragstext: 
 
Es wird beantragt der Satzung den §10 b hinzuzufügen: 
 
§10b Wahlverfahren der Landesliste zur Wahl zum Deutschen Bundestag 
 
(1) Eine Blockwahl ist zulässig, wenn die Kandidaten der Blockwahl sowie deren 
Reihenfolge in einer geheimen demokratischen Wahl durch die Aufstellungsversammlung 
festgelegt wurden. Diese Festlegung kann über mehrere Wahlgänge erfolgen, sofern allen 
Kandidaten durch die Versammlung die gleichen Chancen eingeräumt werden. Bei der 
Blockwahl ist eine Zustimmung von zwei Dritteln der gültigen, abgegebenen Stimmen 
erforderlich. 
(2) Bei relativen Wahlverfahren kann das Kumulieren von Stimmen erlaubt werden. 
(3) Bei Wahlverfahren mit einfacher Mehrheit muss es den Abstimmenden möglich sein, 
sich bei den einzelnen Kandidaten zu enthalten. 
(4) Alles Weitere regelt die Geschäftsordnung, die sich die Aufstellungsversammlung 
selbst gibt. 
Alte Fassung: 
 
N/A 
 
Neue Fassung: 
 
(1) Eine Blockwahl ist zulässig, wenn die Kandidaten der Blockwahl sowie deren Reihenfolge in einer geheimen 
demokratischen Wahl durch die Aufstellungsversammlung festgelegt wurden. Diese Festlegung kann über 
mehrere Wahlgänge erfolgen, sofern allen Kandidaten durch die Versammlung die gleichen Chancen 
eingeräumt werden. Bei der Blockwahl ist eine Zustimmung von zwei Dritteln der gültigen, abgegebenen 
Stimmen erforderlich. 
(2) Bei relativen Wahlverfahren kann das Kumulieren von Stimmen erlaubt werden. 
(3) Bei Wahlverfahren mit einfacher Mehrheit muss es den Abstimmenden möglich sein, sich bei den 
einzelnen Kandidaten zu enthalten. 
(4) Alles Weitere regelt die Geschäftsordnung, die sich die Aufstellungsversammlung selbst gibt. 

Begründung: 
 
Der Antrag ist für das Wahlverfahren nötig, das vom Team zur 
Vorbereitung der Aufstellungsversammlung vorgeschlagen wird. Es hindert 
die Aufstellungsversammlung aber nicht, notfalls oder falls gewünscht ein 
anderes Wahlverfahren zu nehmen. Das Wahlverfahren wurde dem 
Landeswahlleiter vorgelegt, welcher keine Einwände von seiner Seite aus 
geltend machte. Der Punkt (1) ist wegen der Blockwahl am Ende nötig, 
welche aufgrund des demokratischen Verständnisses nur eingeschränkt zur 
Verwendung kommen sollte. Ein Vorschlag zur Geschäftsordnung für die 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas fragen: 
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Aufstellungsversammlung existiert auch bereits. Zu den einzelnen 
Absätzen: Absatz 1 ist nötwendig, da sonst keine BLockwahl nach 
Vereinsrecht erlaubt wäre. Die einschränkungen sollen klarstellen, dass es 
keine Blockwahl mit Vorstandsvorschlägen oder Einzelvorschlägen (Es gibt 
mehrere Listen die gegeneinander Antreten) aktzeptierbar sind. (2) und (3) 
dienen der Klarstellung dieser Grundlegenden Regeln. (4) wird von einigen 
als Notwendig empfunden, da das BWahlG sagt, die Satzung regelt das 
Wahlverfahren. 
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Abstimmung zwischen den 
Parteitagen 

S02 

Beantragt durch: Michael Ceglar 

Antragstext: 
 
Der Landesparteitag möge folgenden Paragraphen in die Landessatzung aufnehmen: 
 
§9c - Abstimmung zwischen den Parteitagen 
(1) Gegenstand der Abstimmung 
   1. Anträge, die auf dem Landesparteitag aus Zeitgründen nicht behandelt wurden. 
   2. Resolutionen und Meinungsbilder auf Antrag des Landesvorstands. 
(2) Durchführung der Abstimmung 
   1. Einbringen der Anträge 
      a) Anträge des Landesparteitags werden in ihrer für den Parteitag beschlossenen    
Reihenfolge auf die folgenden 4 vollen Monate 
         gleichmäßig verteilt, es sei denn der Parteitag beschließt eine andere Verteilung. 
(Beispiel: 22 Anträge, 6-6-5-5) 
      b) Anträge auf Resolutionen oder Meinungsbilder sind spätestens 1 Woche vor 
Abstimmungsbeginn zu stellen 
   2. Abstimmung über die Anträge. 
      a) Die Abstimmung efolgt durch die Kreisverbände, ersatzweise die unterste 
Gliederung. 
      b) Ist in der Satzung des Kreisverbandes oder der untersten Gliederung nichts anderes 
bestimmt, erfolgt die Abstimmung auf 
         einer Kreisversammlung oder Versammlung der untersten Ebene, wobei nur 
Mitglieder stimmberechtigt sind, die ihren aktuellen 
         Jahresbeitrag bezahlt haben. 
   3. Ergebnisermittlung 
      a) Es gelten nur Ja- oder Nein-Stimmen. Enthaltungen  werden nicht gezählt. 
      b) Das Ergebnis wird mit der Zahl der Mitglieder gewichtet, die ihren aktuellen 
Jahresbeitrag bezahlt haben.  
         (Beispiel: 20 Ja -Stimmen, 25-Nein-Stimmen, 100 zahlende Mitglieder = 2000 Ja-
Punkte, 2500 Nein-Punkte) 
      c) Es gibt kein Quorum.  
   4. Zeitliche Abfolge 
      a) Am 20. jeden Monats veröffentlicht der Landesverband die Zahl der zahlenden 
Mitglieder pro unterster Gliederung.  
         Dieses Zahl wird für die Stimmgewichtung verwendet. 
      b) Zwischen dem 21. des Monats und dem letzten des Monats wird abgestimmt. 
      c) Das Ergebnis wird bis zum 3. des nächsten Monats an den Landesvorstand 
übermittelt und spätestens bis zum 10. des nächsten  
         Monats auf der Homepage des Landesverbandes detailliert veröffentlicht. Zur 
Kontrolle sollten auch alle Untergliederungen 
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         die Ergebnisse veröffentlichen. 
 
Der Landesverband stellt diesen Antrag auf dem nächsten Bundesparteitag. Die 
Terminologie ist entprechend anzupassen ("Bund" statt "Land") 
Alte Fassung: 
 
N/A 
 
Neue Fassung: 
 
§9c - Abstimmung zwischen den Parteitagen 
(1) Gegenstand der Abstimmung 
   1. Anträge, die auf dem Landesparteitag aus Zeitgründen nicht behandelt wurden. 
   2. Resolutionen und Meinungsbilder auf Antrag des Landesvorstands. 
(2) Durchführung der Abstimmung 
   1. Einbringen der Anträge 
      a) Anträge des Landesparteitags werden in ihrer für den Parteitag beschlossenen    Reihenfolge auf die 
folgenden 4 vollen Monate 
         gleichmäßig verteilt, es sei denn der Parteitag beschließt eine andere Verteilung. (Beispiel: 22 Anträge, 6-
6-5-5) 
      b) Anträge auf Resolutionen oder Meinungsbilder sind spätestens 1 Woche vor Abstimmungsbeginn zu 
stellen 
   2. Abstimmung über die Anträge. 
      a) Die Abstimmung efolgt durch die Kreisverbände, ersatzweise die unterste Gliederung. 
      b) Ist in der Satzung des Kreisverbandes oder der untersten Gliederung nichts anderes bestimmt, erfolgt 
die Abstimmung auf 
         einer Kreisversammlung oder Versammlung der untersten Ebene, wobei nur Mitglieder stimmberechtigt 
sind, die ihren aktuellen 
         Jahresbeitrag bezahlt haben. 
   3. Ergebnisermittlung 
      a) Es gelten nur Ja- oder Nein-Stimmen. Enthaltungen  werden nicht gezählt. 
      b) Das Ergebnis wird mit der Zahl der Mitglieder gewichtet, die ihren aktuellen Jahresbeitrag bezahlt 
haben.  
         (Beispiel: 20 Ja -Stimmen, 25-Nein-Stimmen, 100 zahlende Mitglieder = 2000 Ja-Punkte, 2500 Nein-
Punkte) 
      c) Es gibt kein Quorum.  
   4. Zeitliche Abfolge 
      a) Am 20. jeden Monats veröffentlicht der Landesverband die Zahl der zahlenden Mitglieder pro unterster 
Gliederung.  
         Dieses Zahl wird für die Stimmgewichtung verwendet. 
      b) Zwischen dem 21. des Monats und dem letzten des Monats wird abgestimmt. 
      c) Das Ergebnis wird bis zum 3. des nächsten Monats an den Landesvorstand übermittelt und spätestens 
bis zum 10. des nächsten  
         Monats auf der Homepage des Landesverbandes detailliert veröffentlicht. Zur Kontrolle sollten auch alle 
Untergliederungen die Ergebnisse veröffentlichen. 

Begründung: 
 
Die Piraten sind basisdemokratisch organisiert und können daher bislang 
nur auf Parteitagen abstimmen. Das genügt nicht mehr. 
 
Daher mein Vorschlag für eine Art dezentraler Parteitag, bewußt simpel 
gehalten. Die Kreise oder untersten Gliederungen bestimmen selbst die Art 
der Abstimmung und liefern lediglich ein Ja/Nein-Ergebnis ab. Wie sie dazu 
kommen ist ihre Sache. 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas fragen: 
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Die Gewichtung nach zahlenden Mitgliedern vereinfacht die Akkreditierung 
auf der untersten Ebene. So könnte ein Kreis auch nicht zahlende 
Mitglieder oder Nichtmitglieder abstimmen lassen. 
 
Die Einladung erfolgt nur einmal pro Mitglied, weil die Abstimmungen 
immer zu einem festen Termin stattfinden. Wenn man Versammlungen 
verwendet empfiehlt es sich, diese immer am selben Datum, z.B. 25ste 
oder Wochentag z.B. Letzter Mittwoch im Monat, zu machen. 
 
Meinungsbilder und Resolutionen sollten auch möglich sein, damit der LV 
schnell auf akutelle politische Ereignisse reagieren kann. 
 
Es gibt kein Quorum. Jeder Kreis ist angehalten ein Ergebnis abzuliefern. 
Zur Not: 0 Ja, 0 Nein (= Thema interessiert hier keinen) 
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Aufstellungsversammlungen S04 
Beantragt durch: Thomas, Josef 

Antragstext: 
 
Der Parteitag möge beschließen, §10 der Satzung durch folgenden Paragraphen zu ersetzen: 
 
(1) Die nachfolgenden Bestimmungen gelten für alle Gliederungen des Landesverbandes Bayern. 
(2) Die Bewerberaufstellung für die Wahlen zu Volksvertretungen erfolgt nach den Bestimmungen 
der Wahlgesetze, der zu ihrer Ergänzung erlassenen Rechtsnormen sowie den zulässigen 
ergänzenden Vorschriften in der Satzung und Wahlordnung. Davon abweichende Regeln sind 
nichtig. 
(3) Die niedrigste Gliederung, deren Tätigkeitsgebiet einen Stimm- bzw. Wahlkreis vollständig 
umfasst, ist für dessen Bewerberaufstellung zuständig. Sie kann über- und untergeordnete 
Gliederungen mit der Aufstellung beauftragen. Für Landeslisten ist der Landesverband zuständig. 
(4) Die Bewerberaufstellung für die Wahlen zu Volksvertretungen erfolgt in einer eigenständigen 
wahlrechtlichen Mitgliederversammlung (nachfolgend Aufstellungsversammlung) der laut 
Wahlgesetzen stimmberechtigten Mitglieder des jeweiligen Stimm- oder Wahlkreises oder des 
Landes. 
(5) Die Einladung für eine Aufstellungsversammlung erfolgt durch öffentliche Ankündigung des 
Gebietsverbandes und weist explizit auf die Bewerberaufstellung und Wahlen hin. Zusätzlich sollen 
die laut Wahlgesetzen stimmberechtigten Mitglieder in Textform eingeladen werden. Für den 
weiteren Inhalt und die Fristen der Einladung gelten die selben Regeln wie für die Einladungen zum 
Parteitag des Gebietsverbandes. Im Falle einer außerordentlichen oder vorgezogenen Wahl 
verkürzen sich die Ladungsfristen auf fünf Tage. 
(6) Der Bewerber für einen Stimm- oder Wahlkreis muss in geheimer Wahl mindestens eine 
einfache Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen erreichen. Die Liste für einen Wahlkreis 
oder das Land muss in geheimer Wahl von mindestens einer 2/3 Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen bestätigt werden. Das Wahlverfahren für die Bestimmung der Bewerber für 
Listenplätze darf vom einfachen Mehrheitsprinzip abweichen. Das Nähere zum Wahlverfahren 
regelt die Wahlordnung des nächsten übergeordneten Gebietsverbands, der eine solche 
beschlossen hat, sofern die Aufstellungsversammlung keine abweichenden Bestimmungen 
beschließt. 
Alte Fassung: 
 
(1) Die Bewerberaufstellung für die Wahlen zu Volksvertretungen erfolgt nach den Regularien der einschlägigen 
Gesetze sowie den Vorgaben der Bundessatzung. 
(2) Die Aufstellung kann sowohl als Mitgliederversammlung des zuständigen Stimm- bzw. Wahlkreises als auch 
im Rahmen einer anderen Mitgliederversammlung stattfinden, sofern gewährleistet wird, dass alle 
Stimmberechtigten in angemessener Zeit und Form eingeladen wurden und nur die Stimmberechtigten an der 
Wahl teilnehmen. Die Einladung muss dabei explizit auf die Bewerberaufstellung hinweisen. 
 
Neue Fassung: 
 
(1) Die nachfolgenden Bestimmungen gelten für alle Gliederungen des Landesverbandes Bayern. 
(2) Die Bewerberaufstellung für die Wahlen zu Volksvertretungen erfolgt nach den Bestimmungen der 
Wahlgesetze, der zu ihrer Ergänzung erlassenen Rechtsnormen sowie den zulässigen ergänzenden Vorschriften 
in der Satzung und Wahlordnung. Davon abweichende Regeln sind nichtig. 
(3) Die niedrigste Gliederung, deren Tätigkeitsgebiet einen Stimm- bzw. Wahlkreis vollständig umfasst, ist für 
dessen Bewerberaufstellung zuständig. Sie kann über- und untergeordnete Gliederungen mit der Aufstellung 
beauftragen. Für Landeslisten ist der Landesverband zuständig. 
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(4) Die Bewerberaufstellung für die Wahlen zu Volksvertretungen erfolgt in einer eigenständigen 
wahlrechtlichen Mitgliederversammlung (nachfolgend Aufstellungsversammlung) der laut Wahlgesetzen 
stimmberechtigten Mitglieder des jeweiligen Stimm- oder Wahlkreises oder des Landes. 
(5) Die Einladung für eine Aufstellungsversammlung erfolgt durch öffentliche Ankündigung des 
Gebietsverbandes und weist explizit auf die Bewerberaufstellung und Wahlen hin. Zusätzlich sollen die laut 
Wahlgesetzen stimmberechtigten Mitglieder in Textform eingeladen werden. Für den weiteren Inhalt und die 
Fristen der Einladung gelten die selben Regeln wie für die Einladungen zum Parteitag des Gebietsverbandes. Im 
Falle einer außerordentlichen oder vorgezogenen Wahl verkürzen sich die Ladungsfristen auf fünf Tage. 
(6) Der Bewerber für einen Stimm- oder Wahlkreis muss in geheimer Wahl mindestens eine einfache Mehrheit 
der abgegebenen gültigen Stimmen erreichen. Die Liste für einen Wahlkreis oder das Land muss in geheimer 
Wahl von mindestens einer 2/3 Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen bestätigt werden. Das 
Wahlverfahren für die Bestimmung der Bewerber für Listenplätze darf vom einfachen Mehrheitsprinzip 
abweichen. Das Nähere zum Wahlverfahren regelt die Wahlordnung des nächsten übergeordneten 
Gebietsverbands, der eine solche beschlossen hat, sofern die Aufstellungsversammlung keine abweichenden 
Bestimmungen beschließt. 

Begründung: 
 

Der bisherige Paragraph §10 ist fehlerhaft (Aufstellungsversammlungen 
dürfen nicht in einer anderen Mitgliederversammlung stattfinden) und 
mangelhaft (Landesliste, Wahlverfahren, Einladung etc, siehe §21 BWahlG). 
Durch diesen Antrag (auf Basis von diesem) sollen alle wesentlichen Punkte 
geklärt, ergänzt und Fehler (auch in Untergliederungen) korrigiert werden. 
Im Vergleich zum nicht konkurrierenden und ergänzenden Antrag 
BY:Landesparteitag_2012.2/Antragsfabrik/10_B_-
_Wahlsystem_in_Aufstellungsversammlungen wird in diesem Antrag 
festgelegt: 
    Der Parteitag beschließt eine Wahlordnung mit den wesentlichen 
Verfahrensgrundsätzen insbesondere für Listenaufstellungen. Diese gelten 
für Aufstellungsversammlungen, sofern diese nichts anderes in ihrer GO 
beschließen. Damit soll eine Diskussion über Wahlverfahren in der 
Aufstellungsversammlung möglichst vermieden werden und sich alle gut 
vorbereiten können. Untergliederungen können andere Wahlordnungen als 
Vorlage beschließen. Dieser Ansatz hat sich in anderen Landesverbänden 
bewährt. 
    Es wird keine Blockwahl festgelegt. (Minderheiten werden dennoch bei 
Listenwahl geschützt.)  
 
Der Antrag unterscheidet sich vom konkurrierenden Antrag 
BY:Landesparteitag_2012.2/Antragsfabrik/Ladungsformalitäten_zu_aufstell
ungsversammlungen vor allem durch: 
    Die Zuständigkeit für die Aufstellungsversammlung wird entsprechend 
dem Demokratieprinzip von unten nach oben geregelt. 
    Jeder Gebietsverband kann auch einen über- oder untergeordneten 
Verband mit der Durchführung beauftragen. 
    Der fehlerhafte §10 wird ersetzt.  
Alle weiteren Bestimmungen befinden sich in den Wahlgesetzen, 
Wahlordnungen und sind ausführlich und verständlich in 
BY:Wahl2013/Formalia dokumentiert. 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas fragen: 
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Geschlechtsneutralere Satzung S06 
Beantragt durch: Benjamin Stöcker 

Antragstext: 
 
Es werden folgende Änderungen an der Satzung des Landesverbandes Bayern beantragt: 
§1 Absatz (5) wird gestrichen. In §2 Absatz 2 wird das Wort "Piratenverzeichnis" durch das 
Wort Mitgliederverzeichnis" ersetzt. Das Wort "Piraten" wird durch "Mitglieder" in §4 
Überschrift, § 4 Satz 1, Halbsatz 2 und Halbsatz 2, §9a Absatz 1 Satz 1, §9a Absatz 5 Satz 1, 
§9b Absatz 3 Punkt 2 Satz 1 und §11 Absatz 1 Satz 2 ersetzt. 
Alte Fassung: 
 
§1 (5) (5) Die im Landesverband Bayern der Piratenpartei Deutschland organisierten Mitglieder werden 
geschlechtsneutral als Piraten bezeichnet. 
§2 (2) Der Landesverband und jede untergeordnete Gliederung führt ein Piratenverzeichnis auf 
entsprechender Ebene. 
$4 Um eine Gleichbehandlung aller Piraten im Landesverband zu gewährleisten, werden die Rechte und 
Pflichten der Piraten des Landesverbandes allein durch die Bundessatzung geregelt. Eine hiervon abweichende 
Regelung durch untergeordnete Gliederungen ist unzulässig. 
§9a (1) Dem Vorstand gehören sieben Piraten an: Ein Vorsitzender, ein stellvertretender Vorsitzender, der 
politische Geschäftsführer, der Schatzmeister, der Generalsekretär und zwei Beisitzer. 
§9a (5) Auf Antrag eines Zehntels der Piraten kann der Vorstand zum Zusammentritt aufgefordert und mit 
aktuellen Fragestellungen befasst werden. 
§9b (3) Ein außerordentlicher Landesparteitag wird unverzüglich einberufen, wenn mindestens eins der 
folgenden Ereignisse eintritt: 
1. Der Vorstand ist handlungsunfähig. 
2. Ein Zehntel der stimmberechtigten Piraten des Landesverbandes Bayern beantragt es. 
3. Der Landesvorstand beschließt es mit einer Zweidrittelmehrheit. 
4. Fünf bayerische Bezirksvorstände beantragen es gemeinsam. 
§11 (1) Änderungen der Landessatzung und des Programms können nur von einem Landesparteitag mit einer 
2/3 Mehrheit beschlossen werden. Besteht das dringende Erfordernis einer Satzungsänderung zwischen zwei 
Landesparteitagen, so kann die Satzung auch geändert werden, wenn mindestens 2/3 der Piraten dem 
Änderungsantrag schriftlich zustimmen. 
 
Neue Fassung: 
 
§1 (5) Enfällt 
§2 (2) Der Landesverband und jede untergeordnete Gliederung führt ein Mitgliederverzeichnis auf 
entsprechender Ebene. 
$4 Um eine Gleichbehandlung aller Piraten im Landesverband zu gewährleisten, werden die Rechte und 
Pflichten der Mitglieder des Landesverbandes allein durch die Bundessatzung geregelt. Eine hiervon 
abweichende Regelung durch untergeordnete Gliederungen ist unzulässig. 
§9a (1) Dem Vorstand gehören sieben Mitglieder an: Ein Vorsitzender, ein stellvertretender Vorsitzender, der 
politische Geschäftsführer, der Schatzmeister, der Generalsekretär und zwei Beisitzer. 
§9a (5) Auf Antrag eines Zehntels der Mitglieder kann der Vorstand zum Zusammentritt aufgefordert und mit 
aktuellen Fragestellungen befasst werden. 
§9b (3) Ein außerordentlicher Landesparteitag wird unverzüglich einberufen, wenn mindestens eins der 
folgenden Ereignisse eintritt: 
1. Der Vorstand ist handlungsunfähig. 
2. Ein Zehntel der stimmberechtigten Mitglieder des Landesverbandes Bayern beantragt es. 
3. Der Landesvorstand beschließt es mit einer Zweidrittelmehrheit. 
4. Fünf bayerische Bezirksvorstände beantragen es gemeinsam. 
§11 (1) Änderungen der Landessatzung und des Programms können nur von einem Landesparteitag mit einer 



Satzungsänderungsanträge 

Antragsbuch zum Landesparteitag Bayern in Maxhütte 
Erstellt von Andreas Witte 

23 von 196 
 

2/3 Mehrheit beschlossen werden. Besteht das dringende Erfordernis einer Satzungsänderung zwischen zwei 
Landesparteitagen, so kann die Satzung auch geändert werden, wenn mindestens 2/3 der Mitglieder dem 
Änderungsantrag schriftlich zustimmen. 

Begründung: 
 

In unseren Grundsatzprogramm treten wir für die 
Gleichberechtigung aller Menschen ein, unserer Satzung 
Konzentriert sich aber auf ein Generisches Maskulin, ohne das dafür 
eine Sprachliche Not vor liegt. Das Mitglied ist rechtssicherer (Was 
bitte ist ein "Piratenverzeichnis?") und ermöglicht eine weitgehend 
geschlechtsneutrale Satzung ohne jegliche "Anpassung" der 
Deutschen Sprache. Die Verwendung des Wortes Mitglied ist in 
Satzungen aller Parteien üblich. Die Hervohebung der Bezeichnung 
der Parteimitglieder ist in Deutschland einzig bei den Piraten 
vorhanden. 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas fragen: 
 

 

 

 

 

 

 

 

  



Satzungsänderungsanträge 

Antragsbuch zum Landesparteitag Bayern in Maxhütte 
Erstellt von Andreas Witte 

24 von 196 
 

freiwillige Spenden von 
Mandatsträgern 

S07 

Beantragt durch: Wahlicus 

Antragstext: 
 
Ergänzung zum Paragraph 5 
§5a Mandatsträger der bayerischen Piratenpartei wird empfohlen 5% ihrer Diäten an den 
Landes- oder Bundesverband zu spenden. 
Alte Fassung: 
 
N/A 
 
Neue Fassung: 
 
Siehe oben 

Begründung: 
 
Grund Nr.1 : Es herrscht permanent eine finanziell angespannte Lage in der 
Partei. Durch die zusätzlichen Spenden würde sich die Lage ein wenig 
beruhigen. Ausserdem können so auch Dinge oder Personen unterstützt 
werden die von unschätzbaren Wert für die Partei sind. Beispiel: Johannes 
Ponader. Grund Nr.2 : Unsere Mandatsträger werden nur durch das 
gesamt Engagement der Partei in den Landtag kommen. Die Spenden sind 
auch ein Zeichen des Respekts gegenüber der Basis. 
 
 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas fragen: 
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Eindeutige Regelung zur Ladungs-
formalitäten in die Satzung 

S08 

Beantragt durch: Benjamin Stöcker, Roland 'ValiDOM' Jungnickel, Christina Grandrath ... 

Antragstext: 
 
Es wird beantragt den §10 der Landessatzung durch folgenden zu ersetzen: 
 
§10 (entfallen) 
 
§ 10a - Zuständigkeiten und Ladungsmodalitäten für Bewerberaufstellung zu öffentlichen 
Wahlen 
(1) Die Bestimmungen des §10a gelten für die Aufstellung von Bewerbern zu öffentlichen 
Wahlen, sofern das Wahlrecht eine Regelung durch die Satzung zulässt. Im Übrigen 
bleiben die gesetzlichen Bestimmungen unberührt. 
(2) Die Bewerberaufstellung für die Wahlen zu Volksvertretungen erfolgt in einer 
eigenständigen wahlrechtlichen Mitgliederversammlung (nachfolgend 
Aufstellungsversammlung) der laut Gesetz stimmberechtigten Mitglieder. 
(3) Die Einladungsfrist zu Aufstellungsversammlungen beträgt vier Wochen. Im Falle einer 
außerordentlichen oder vorgezogenen Wahl verkürzt sie sich auf fünf Tage. 
(4) Zur Aufstellungsversammlung soll jedes Mitglied in Textform eingeladen werden. 
Zusätzlich ist die Aufstellungsversammlung auf der Webseite der zuständigen Gliederung 
anzukündigen. 
(5) Zuständig für die Aufstellung der Landesliste zur Wahl zum Deutschen Bundestag ist 
der Landesverband. Für die Aufstellung von Kreiswahlvorschlägen zur Wahl zum 
Deutschen Bundestag ist der Bezirksverband zuständig, der das Gebiet des Wahlkreises 
vollständig umfasst. Umfasst das Gebiet eines Kreisverbandes vollständig das Gebiet 
eines Wahlkreises, kann der Bezirksvorstand den Kreisverband mit der Aufstellung des 
Kreiswahlvorschlages beauftragen. Liegt ein Wahlkreis in mehreren Bezirken, bestimmt 
der Landesvorstand den zuständigen Bezirk. 
(6) Zuständig für die Aufstellung der Wahlkreisliste zu den Wahlen zum Bayerischen 
Landtag und den Bezirkstagen sind die jeweiligen Bezirksverbände. Wenn die Satzung des 
zuständigen Bezirksverband nichts anderweitiges bestimmt, ist der Kreisverband, der 
einen Stimmkreis vollständig umfasst, für diesen zuständig. Liegt das Gebiet eines 
Stimmkreises über mehrere Kreisverbände verteilt, so bestimmt der Bezirksvorstand den 
zuständigen Kreisverband. 
(7) Zuständig ist bei Gemeindewahlen der Ortsverband, bei Landkreiswahlen der 
Kreisverband, in dessen Gebiet die Wahl stattfindet. Besteht auf entsprechender Ebene 
kein Verband, ist der nächst höhere Verband zuständig, der das Gebiet der Wahl 
vollständig umfasst. 
Alte Fassung: 
 
§ 10 - Bewerberaufstellung für die Wahlen zu Volksvertretungen 
(1) 1Die Bewerberaufstellung für die Wahlen zu Volksvertretungen erfolgt nach den Regularien der 
einschlägigen Gesetze sowie den Vorgaben der Bundessatzung. 
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(2) 1Die Aufstellung kann sowohl als Mitgliederversammlung des zuständigen Stimm- bzw. Wahlkreises als 
auch im Rahmen einer anderen Mitgliederversammlung stattfinden, sofern gewährleistet wird, dass alle 
Stimmberechtigten in angemessener Zeit und Form eingeladen wurden und nur die Stimmberechtigten an der 
Wahl teilnehmen. 2Die Einladung muss dabei explizit auf die Bewerberaufstellung hinweisen. 
$10a N/A 
 
Neue Fassung: 
 
$10 (entfällt) 
$10a siehe oben 
 

Begründung: 
 
Die Ladungsmodalitäten, die bisher in der Satzung stehen sind nicht 
Rechtssicher. Leider wurde diese nach unten in die meisten Satzungen 
kopiert. Diese Antrag ist durch Satzungen von unten nicht überschreibbar 
und stellt daher Rechtsicherheit für alle Gliederungen in Bayern her 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas fragen: 
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Mitgliederentscheid, Mitgliederbe-
fragung und Mitgliederbegehren 

S09 

Beantragt durch: Thomas 

Antragstext: 
 
Es wird beantragt, in der Satzung Abschnitt A §9 (1) hinter "das Landesschiedsgericht" den 
Text ", die Mitgliederentscheidskommission" einzufügen und in der Satzung Abschnitt A 
an geeigneter Stelle folgenden Paragraphen hinzuzufügen, entsprechend zu nummerieren 
und der äußeren Form der Satzung anzupassen: 
 
§? - Mitgliederentscheid, Mitgliederbefragung und Mitgliederbegehren 
§?a - Allgemeines 
1. Über politische, organisatorische oder personelle Sachverhalte kann ein 
Mitgliederentscheid oder eine Mitgliederbefragung stattfinden. Mitgliederentscheide zu 
Sachverhalten, die laut Parteiengesetz dem Parteitag vorbehalten sind, gelten als 
Mitgliederbefragung. 
2. Ein Mitgliederentscheid kann einen Beschluss des Parteitages ändern, aufheben, 
bestätigen oder anstelle dessen fassen. Das Ergebnis von Mitgliederentscheiden ist die 
Beschlusslage des Gebietsverbandes und steht einer Entscheidung des Parteitages gleich. 
Das Ergebnis von Mitgliederbefragungen hat lediglich empfehlenden bzw. bestätigenden 
Charakter für die Entscheidung des Parteitags, ist aber nicht bindend. Im Folgenden gelten 
die Regeln für Mitgliederentscheide auch für Mitgliederbefragungen, sofern nicht explizit 
unterschieden wird. 
3. Der Parteitag wählt eine Mitgliederentscheidskommission (nachfolgend MEK), die für 
die Erfassung von Mitgliederbegehren und die Durchführung von Mitgliederentscheiden 
zuständig ist. Auf Beschluss des Parteitags können stattdessen auch der Vorstand oder die 
Wahlleiter des Parteitags als MEK beauftragt werden. Die Amtszeit der MEK endet mit 
deren Rücktritt, Abberufung oder der Neuwahl des Vorstandes. Die MEK kann weitere 
Mitglieder als Helfer beauftragen. Der Gebietsverband stellt der MEK die zur Erfüllung 
ihrer Pflichten notwendigen Mittel zur Verfügung. Die MEK gibt sich eine 
Geschäftsordnung. 
4. Quoren für Mitgliederbegehren und Mitgliederentscheide werden relativ zur Anzahl 
der Teilnahmewilligen berechnet. Ein Teilnahmewilliger ist insbesondere jedes zu dem 
Zeitpunkt der Teilnahme stimmberechtigte Mitglied, das innerhalb eines festgelegten 
Zeitraums an mindestens einem der seither statt gefundenen Mitgliederentscheide oder 
Mitgliederbegehren teilgenommen hat oder der MEK den Willen zur Teilnahme in 
elektronischer oder Textform erklärt hat. Teilnahmeberechtigt an Mitgliederbegehren 
und Mitgliederentscheiden sind nur Mitglieder, die am Tag der Teilnahme 
stimmberechtigt sind. 
5. Ein Mitgliederbegehren ist dann erfolgreich, wenn mindestens der durch das 
festgelegte Quorum erforderliche Anteil der Teilnahmewilligen innerhalb eines 
festgelegten Zeitraums ihre Unterstützung für einen Antrag in Textform oder elektronisch 
bekundet und nicht widerrufen hat. Mitgliederbegehren können für Mitgliederentscheide 
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sowie für die Einberufung eines außerordentlichen Parteitages und zur Aufforderung des 
Vorstandes zum Zusammentritt und Beschäftigung mit aktuellen Fragestellungen 
eingesetzt werden. 
6. Als Folge eines erfolgreichen Mitgliederbegehrens oder auf Beschluss des Vorstandes 
führt die MEK einen Mitgliederentscheid durch. Ein Mitgliederentscheid zu einem 
Sachverhalt, der bereits innerhalb der letzten zwölf Monate in einem Mitgliederentscheid 
abgestimmt wurde, ist nur dann zulässig, wenn die Antragsteller glaubhaft machen 
können, dass sich die entscheidenden Umstände seitdem maßgeblich geändert haben. 
Mitgliederbefragungen sind dadurch nicht eingeschränkt. Ein Mitgliederentscheid kommt 
nicht zustande bzw. wird abgebrochen, wenn der Antragsgegenstand bereits erfüllt ist 
oder unmöglich erfüllt werden kann. 
7. Das weitere Verfahren regelt die Mitgliederentscheidsordnung, welche durch den 
Parteitag beschlossen wird. Die Mitgliederentscheidsordnung gilt auch für 
Untergliederungen, die keine eigene führen.  
 
§?b - Abstimmungen 
 
1. Die Stimmabgabe kann durch ein elektronisches Verfahren, Urnen- oder 
Briefabstimmung oder ein vergleichbares technisches Verfahren erfolgen. Geheime 
Abstimmungen sind der Urnen- und Briefabstimmung vorbehalten. Mitgliederentscheide, 
die mit Verfahren, die nicht den gesetzlichen Anforderungen für parteiinterne 
Abstimmungen genügen, durchgeführt werden, gelten lediglich als Mitgliederbefragung. 
2. Die MEK ist berechtigt, konkurrierende Anträge zu einem Sachverhalt als 
Abstimmungsalternativen in einem Mitgliederentscheid zu bündeln. Mitglieder haben 
stets die Möglichkeit, im Mitgliederentscheid eine Ablehnung aller 
Abstimmungsalternativen, eine explizite Stimmenthaltung oder keine Teilnahme zu 
wählen. 
3. Das Ergebnis eines Mitgliederentscheids ist nur dann gültig, wenn sich mindestens der 
dem festgelegten Quorum entsprechende Anteil der Teilnahmewilligen an diesem 
beteiligt hat und eine eindeutige Entscheidung erreicht wurde. Ansonsten wird das 
Ergebnis lediglich als Mitgliederbefragung gewertet. 
4. Auf Verlangen eines erfolgreichen Mitgliederbegehrens wird die Offenheit einer 
Abstimmung eingeschränkt. Die Pflicht für laut Gesetz oder Satzung geheim 
abzustimmende Sachverhalte gilt sinngemäß auch für Mitgliederentscheide. Soll eine 
geheime Abstimmung durchgeführt werden, ohne dass dies zugelassen ist, so wird die 
Abstimmung auf dem nächsten Parteitag geheim durchgeführt.  
 
§?c - Ablauf 
 
1. Die MEK ist dazu angehalten, die Feststellung des Erreichen eines Quorums nicht zu 
verzögern und daraufhin unverzüglich Folge zu leisten. 
2. Abstimmungen für Mitgliederentscheide werden in einem regelmäßigen Rhythmus 
durchgeführt. Der Abstimmungszeitraum mit festgelegter Dauer endet jeweils an einem 
periodischen Stichtag. Die Stichtage sind möglichst denen der übergeordneten 
Gebietsverbände anzugleichen. 
3. Die Mitgliederentscheide werden in der Reihenfolge des Eingangs abgestimmt. Die MEK 
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kann die Abstimmung hinauszögern bis eine Mindestanzahl von anstehenden 
Abstimmungen für eine Periode erreicht ist. Auf begründeten Antrag können die 
Antragsteller die zulässigen Perioden einschränken. Kann ein Mitgliederentscheid nicht 
durchgeführt werden, so soll er am nächsten Parteitag abgestimmt werden. In Fällen mit 
besonders hoher Dringlichkeit kann auf begründeten Antrag ein Eilverfahren mit 
unabhängigem Abstimmungszeitraum durchgeführt werden. 
4. Die MEK und beauftragte Untergliederungen sind dazu verpflichtet, rechtzeitig vor der 
Abstimmung 
   1. den Mitgliedern angemessene Zeit zur Einreichung von Abstimmungsalternativen 
mittels eines erfolgreichen Mitgliederbegehrens zu geben; 
   2. die Anträge zusammen mit Begründungen, die vom jeweiligen Antragsteller verfasst 
wurden, zu veröffentlichen; 
   3. unparteiische Informationsveranstaltungen zu den Mitgliederentscheiden 
durchzuführen und die Möglichkeit zur Diskussion unter allen Mitgliedern zu 
gewährleisten; 
   4. jedem stimmberechtigten Mitglied die Teilnahme an der Abstimmung mit möglichst 
geringem Aufwand und barrierefrei zu ermöglichen. 
Alte Fassung: 
 
§9 (1) Organe sind der Landesparteitag, das Landesschiedsgericht und der Vorstand. 
 
Neue Fassung: 
 
§9 (1) Organe sind der Landesparteitag, das Landesschiedsgericht, die Mitgliederentscheidskommission und 
der Vorstand. 

Begründung: 
 
Die Piratenpartei hat sich das Ziel gesetzt, Demokratie und mehr Teilhabe 
zu fördern. Sie soll dabei innerparteilich mit gutem Beispiel vorangehen. 
Bisher bietet sie jedoch ihren Mitgliedern außerhalb des Parteitags keine 
Möglichkeit, basisdemokratisch verbindlich abzustimmen, während andere 
etablierte Parteien schon Mitgliederentscheide als basisdemokratisches 
Instrument eingeführt haben. 
 
Mit diesem Antrag soll den Mitgliedern die Möglichkeit gegeben werden, 
zu Sachverhalten auch außerhalb des Parteitags verbindlich abstimmen zu 
können. Damit könnten sich auch Mitglieder beteiligen, die nicht zum 
Parteitag reisen können. Die Mitglieder könnten sich für die Entscheidung 
mehr Zeit lassen und sich besser vorab informieren. Dadurch könnten 
Parteitage und Mitglieder entlastet und besser informierte, 
basisdemokratische Entscheidungen getroffen werden. 
 
Die Satzung beschreibt dabei nur abstrakt die Anforderungen für das 
Verfahren, damit wirklich alle Mitglieder nach demokratischen 
Grundsätzen teilnehmen können. Die konkrete Ausgestaltung und 
mögliche Einschränkungen werden in einer Mitgliederentscheidsordnung 
(MEO, siehe Entwurf im Anhang) festgelegt. 
 
Die Abstimmungen sollen rechtssicher sein und für alle Mitglieder mit 
kleinstmöglichem Aufwand durchgeführt werden können. Die 
Abstimmungen sollen nur in regelmäßigen Abständen (z.B. alle 2 Monate) 
stattfinden, damit auch Vielbeschäftigte genügend Zeit zur 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas fragen: 
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Meinungsbildung und Einreichung von Alternativanträgen haben. In 
dringenden Fällen sind Eilverfahren möglich. Auch Mitglieder ohne 
Internet-Zugang oder technisch weniger Versierte sollen teilnehmen 
können. 
 
Zunächst sollen in der zu beschließenden MEO nur einfache halb-offene 
Online-Abstimmungen (z.B. mit einfachem Umfragewerkzeug) zulässig 
sein, die offenen Abstimmungen an Parteitagen nachempfunden sind. 
Halb-offen bedeutet, dass einmalige Codenamen vergeben werden und die 
Stimmen nach der Abstimmung veröffentlicht werden, um Datenschutz 
und Nachvollziehbarkeit zu gewährleisten. Zusätzlich könnten Mitglieder 
auf schriftlichen Antrag per Brief abstimmen. Nicht zulässig bzw. unmöglich 
sind geheime Online-Abstimmungen, d.h. Verbot von Wahlcomputern. In 
der MEO könnten hingegen auch später geheime Brief- oder Urnenwahl 
freigeschaltet werden. Mit einem Mitgliederbegehren können Mitglieder 
eine geheime Abstimmung (ggf. auf dem Parteitag durchzuführen) 
beantragen. 
 
Verbindliche Entscheidungen sollen nur mit einem Quorum von 
Teilnehmern zustande kommen können. Bei diesem Quorum sollen nur 
Mitglieder berücksichtigt werden, die wahrscheinlich aktiv an 
Entscheidungen teilnehmen wollen (sog. Teilnahmewillige). 
 
Die Mitgliederentscheide sollen durch eine gewählte 
Mitgliederentscheidskommission (MEK) oder den Vorstand durchgeführt 
werden. Erst mit deren Wahl oder Beauftragung und nach Beschluss einer 
MEO kann diese Satzungsänderung angewendet werden. 
 
Das Verfahren zur Sammlung von Unterstützern für Anträge soll durch 
Mitgliederbegehren geregelt werden. Des weiteren sollen unverbindliche, 
aber standardisierte Mitgliederbefragungen zu allen Themen durchgeführt 
werden können, deren Ergebnisse voraussichtlich eher als die von 
herkömmlichen Online-Umfragen anerkannt werden. 
 
Entwurf einer Mitgliederentscheidsordnung (wird unabhängig 
abgestimmt) 
 
Mitgliederentscheidsordnung  
§1 - Allgemeines  

1. Es werden ausschließlich halb-offene Abstimmungen zu 
politischen und organisatorischen Sachverhalten mit 
elektronischer Stimmabgabe oder auf Antrag per Brief 
durchgeführt.  

2. Im Folgenden gelten die Regeln für Mitgliederentscheide auch für 
Mitgliederbefragungen, sofern nicht explizit unterschieden wird.  

3. Die Mitgliederentscheidskommission wird nachfolgend MEK 
genannt.  

4. Bis zu zwanzig Mitgliederentscheide können in einem 
Abstimmungszeitraum abgestimmt werden.  

5. Die erste Abstimmungsperiode beginnt am 7. Januar 2013. Alle 
stimmberechtigten Teilnehmer der Mitgliederversammlung, auf 
der die erste Fassung dieser Mitgliederentscheidsordnung 
beschlossen wurde, gelten als Teilnahmewillige.  

§2 - Ablauf  
Eine Abstimmungsperiode hat folgenden Ablauf:  



Satzungsänderungsanträge 

Antragsbuch zum Landesparteitag Bayern in Maxhütte 
Erstellt von Andreas Witte 

31 von 196 
 

 Die für die Periode zur Abstimmung vorgesehenen 
Mitgliederentscheide werden öffentlich angekündigt. 
Abstimmungsalternativen für einen Mitgliederentscheid können 
diesem durch ein erfolgreiches Mitgliederbegehren oder auf 
Beschluss des Vorstands hinzugefügt werden und müssen 
umgehend veröffentlicht werden.  

 Die Annahmefrist für erfolgreiche Mitgliederbegehren zu dem 
Mitgliederentscheid endet. Es beginnt der Zeitraum zur 
pflichtgemäßen Durchführung von Informationsveranstaltungen.  

 Der Abstimmungszeitraum beginnt.  

 Die Frist zur pflichtgemäßen Durchführung von 
Informationsveranstaltungen endet.  

 Die Frist für Abstimmungen endet am Stimmtag. Das Ergebnis 
wird ausgezählt und veröffentlicht. Die nächste 
Abstimmungsperiode beginnt.  

 Die Frist zur Anfechtung der Abstimmung endet. Wird die 
Abstimmung nicht angefochten, so gilt das endgültige 
Abstimmungsergebnis.  

§3 - Quoren, Fristen und Zeiträume  
1. Für ein Mitgliederbegehren werden lediglich die 

stimmberechtigten Mitglieder berücksichtigt, die innerhalb der 
letzten 12 Wochen ihre Unterstützung bekundet haben.  

2. Teilnahmewillig ist auch jedes stimmberechtigte Mitglied, das seit 
Beginn der vorherigen Abstimmungsperiode an mindestens einem 
der seither stattgefundenden Mitgliederentscheide oder 
Mitgliederbegehren teilgenommen hat.  

3. Ein Mitgliederbegehren zur Durchführung eines 
Mitgliederentscheids erfordert ein Quorum von zehn Prozent, für 
eine Mitgliederbefragung fünf Prozent der Teilnahmewilligen. Das 
Quorum für Mitgliederbegehren zur Einbringung einer 
Abstimmungsalternative beträgt ein Viertel des Quorums zur 
Durchführung des Mitgliederentscheids. Das Quorum für 
Mitgliederbegehren zur Einschränkung der Offenheit der 
Abstimmung erfordert ein Prozent der Teilnahmewilligen.  

4. Das Quorum zur Gültigkeit des Ergebnisses eines 
Mitgliederentscheids beträgt ein Drittel der Teilnahmewilligen.  

5. Eine Abstimmungsperiode dauert acht Wochen.  
6. Der Abstimmungszeitraum dauert zwei Wochen und endet mit 

dem Verstreichen des Stichtags.  
7. Die Frist für die Annahme von Abstimmungsalternativen endet 

vier Wochen nach Beginn der Abstimmungsperiode.  
8. Die Frist zur pflichtgemäßen Durchführung von 

Informationsveranstaltungen endet eine Woche vor Ende des 
Abstimmungszeitraums.  

9. Die Frist zur Anfechtung endet eine Woche nach Ende des 
Abstimmungszeitraums.  

10. Erfolgreich zustande gekommene mit besonders hoher 
Dringlichkeit begründete Mitgliederentscheide (Eilverfahren) 
werden unabhängig von Abstimmungsperioden durchgeführt. Die 
Frist für Abstimmungsalternativen endet zeitgleich mit dem Tag 
der Annahme des Mitgliederentscheids. Daraufhin beginnen der 
Zeitraum für die Abstimmung und die Information der 
Teilnahmewilligen, der eine Woche dauert. Das Ergebnis kann bis 
einen Tag nach der Abstimmung angefochten werden.  

11. Teilnahmeberechtigt an Mitgliederbegehren und 
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Mitgliederentscheiden sind nur Mitglieder, die am Tag der 
Teilnahme stimmberechtigt sind.  

§4 - Arten von Abstimmungen  
1. Ist eine Abstimmung nicht geheim, werden die einzelnen Stimmen 

nach dem Stichtag veröffentlicht. Dabei muss jedes Mitglied nach 
seiner Stimmabgabe eine Kopie seiner Stimme in Textform 
erhalten, die zur Anfechtung der Abstimmung genutzt werden 
kann.  

2. Eine abgegebene Stimme ist endgültig.  
3. Sind bei einer Abstimmung die einzelnen Stimmen einem Mitglied 

mit bürgerlichem Namen oder Mitgliedsnummer zuordenbar, gilt 
diese als offen.  

4. Erhält bei einer Abstimmung jedes Mitglied einen nur der MEK 
und dem jeweiligen Mitglied bekannten, einmaligen und eindeutig 
zuordenbaren Codenamen für dessen Stimme, gilt diese als halb-
offen.  

5. Sind bei einer Abstimmung die einzelnen abgegebenen Stimmen 
nur mit sehr hohem Aufwand einem Mitglied zuordenbar, so gilt 
diese als geheim.  

6. Steht nur eine Abstimmungsalternative zur Wahl, entscheidet die 
einfache Mehrheit.  

7. Steht mehr als eine Abstimmungsalternative zur Wahl, so wird 
eine Akzeptanzwahl durchgeführt. Die Alternative, die die meisten 
und über die Hälfte der sich nicht enthaltenden gültigen Stimmen 
erhält, gewinnt. Erreichen mehrere Alternativen dieses Ergebnis, 
wird ein erneuter Mitgliederentscheid mit ausschließlich diesen 
Alternativen durchgeführt.  

§5 - Stimmabgabe  
§5a - elektronische Stimmabgabe  

1. Ist ausschließlich elektronische Stimmabgabe vorgesehen, so 
haben die MEK oder beauftragte Untergliederungen dafür zu 
Sorgen, dass jedem stimmberechtigten Mitglied auf Anfrage 
technische Hilfe zur Verfügung steht, um an der Abstimmung 
teilnehmen zu können.  

2. Die Möglichkeit zur verschlüsselten elektronischen 
Kommunikation zwischen MEK und Mitglied sowie bei der 
Stimmabgabe muss geboten werden. Versendet die MEK E-Mails, 
so müssen diese kryptographisch signiert und, falls das Mitglied 
seinen kryptographischen Schlüssel angibt, verschlüsselt sein.  

§5b - Urnenabstimmung  
1. Jedem Mitglied im Gebietsverband muss die Möglichkeit gegeben 

werden, mit vertretbarem Aufwand an der Urnenabstimmung 
teilzunehmen. Andernfalls muss jedem Mitglied die Möglichkeit 
zur Abstimmung per Brief geboten werden.  

§5c - Briefabstimmung  
1. Bei Abstimmung per Brief gilt der Tag des Erhalts des Briefes als 

Tag der Stimmgabe.  
2. Gibt es neben der Abstimmung per Brief noch weitere 

Möglichkeiten, so muss die Briefabstimmung vom Mitglied 
schriftlich bei der MEK beantragt werden.  

3. Die Unterlagen zur Briefabstimmung können auch von einem von 
der MEK beauftragten Helfer ausgehändigt und der Brief direkt 
bei diesem abgegeben werden.  

§6 - Einladung und Information  
1. Eine schriftliche Einladung der Mitglieder für einen 
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Mitgliederentscheid ist nicht erforderlich.  
2. Die stimmberechtigten Mitglieder werden von der MEK im 

Internet oder jährlich in Textform über die Abstimmungsperioden 
des folgenden Jahres informiert.  

3. Die Teilnahmewilligen werden von der MEK in Textform am 
Anfang der Abstimmungsperiode über die abzustimmenden 
Mitgliederentscheide informiert. Bei erfolgreich zustande 
gekommenen Eilverfahren sind die Teilnahmewilligen 
unverzüglich in Textform einzuladen.  

4. Die bisherigen und laufenden Mitgliederbegehren, 
Mitgliederentscheide mit allen Anträgen und Begründungen und 
die Abstimmungsergebnisse werden von der MEK im Internet 
veröffentlicht.  

§7 - Salvatorische Klausel  
1. Sollten einzelne Bestimmungen dieser Ordnung rechtsunwirksam 

oder undurchführbar sein oder nach Inkrafttreten unwirksam oder 
undurchführbar werden, so wird dadurch die Gültigkeit der 
übrigen Bestimmungen nicht berührt.  

2. An die Stelle der unwirksamen oder undurchführbaren 
Bestimmung soll diejenige wirksame und durchführbare Regelung 
treten, deren Wirkungen der Zielsetzung am nächsten kommen, 
die die Mitgliederversammlung mit der unwirksamen bzw. 
undurchführbaren Bestimmung verfolgt hat.  

3. Die vorstehenden Bestimmungen gelten entsprechend für den 
Fall, dass sich die Ordnung als lückenhaft erweist.  

 

  



Satzungsänderungsanträge 

Antragsbuch zum Landesparteitag Bayern in Maxhütte 
Erstellt von Andreas Witte 

34 von 196 
 

Verteilungsschlüssel für 
Mitgliedsbeiträge 

S10 

Beantragt durch: Daniel Seuffert 

Antragstext: 
 
Der Landesparteitag möge Abschnitt B: Finanzordnung, § 2 Absatz 2 mit Wirkung ab 
01.01.2013 durch "(entfällt)" ersetzen. 
Alte Fassung: 
 
Der nach der Bundesfinanzordnung dem Landesverband zufallende Anteil eines Mitgliedsbeitrags wird nach 
folgendem Schlüssel verteilt: Der für das Mitglied zuständige Ortsverband erhält 25%, der zuständige 
Kreisverband 25%, der zuständige Bezirksverband 25% und der Landesverband Bayern 25%. Ist auf einer 
Gliederungsebene kein Verein aktiv tätig, so fällt sein Anspruch an den Verein auf der nächsthöheren 
Gliederungsebene. 
 
Neue Fassung: 
 
(entfällt) 

Begründung: 
 
Bundesatzung Abschnitt B: §6 (2) 
Ist in der Satzung des Landesverbandes keine anderslautende 
Verteilungsregelung getroffen, gilt folgender Verteilungsschlüssel des 
Mitgliedbeitrages: Der Landesverband erhält 20%. Der für das Mitglied 
zuständige Bezirksverband erhält 10%. Der für das Mitglied zuständige 
Kreisverband erhält 10%. Der für das Mitglied zuständige Ortsverband 
erhält 20%.  
 
Es gab und gibt keinen triftigen Grund Gebietskörperschaften in der BRD 
unterschiedlich finanziell zu behandeln. Daher soll die ursprüngliche 
Regelung der Bundessatzung im Sinne von deren Verfassern und deren 
Gewichtung der verschiedenen Gliederungsebenen wieder gelten. Die 
Aufteilung des Mitgliedsbeitrags auf Landes- und Bezirksverband ändert 
sich damit von 15% vs 15% zu 20% vs. 10%.  

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas fragen: 
 

 

 

 

 

 

 

  

http://wiki.piratenpartei.de/Benutzer:DanielSeuffert
http://wiki.piratenpartei.de/Bundessatzung#.C2.A7_6_Aufteilung_Mitgliedsbeitrag
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Mitgliederversammlungen S12 
Beantragt durch: Thomas, Josef 

Antragstext: 
 
Der Parteitag möge beschliessen, Abschnitt A der Satzung folgenden Paragraphen 
hinzuzufügen und angemessen zu nummerieren: 
 
§ 14 - Mitgliederversammlungen 
 
(1) Die nachfolgenden Bestimmungen gelten für alle Gliederungen des Landesverbandes 
Bayern und sind davon abweichenden Regelungen in deren Satzungen nachrangig. 
(2) Eine Mitgliederversammlung ist beratungsfähig, wenn sie ordnungsgemäss eingeladen 
wurde. Eine Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn sie beratungsfähig ist und 
mindestens die Hälfte ihrer bisher an dem Tag akkreditierten Mitglieder anwesend ist. Die 
Beschlussfähigkeit wird bei Veranstaltungsbeginn, sowie auf Antrag von mindestens fünf 
anwesenden akkreditierten Mitgliedern festgestellt. Bei Feststellung der 
Beschlussunfähigkeit wird die Mitgliedersammlung von der Versammlungsleitung vertagt 
oder abgebrochen. 
(3) Für eine Mitgliederversammlung eines Gebiets ist die niedrigste Gliederung, deren 
Tätigkeitsgebiet das Gebiet vollständig umfasst, zuständig. Für deren Einberufung gelten 
die gleichen Regelungen wie für den Parteitag des zuständigen Gebietsverbandes. 
Existiert eine Gliederung auf einer Gebietsebene nicht, so ist deren 
Mitgliederversammlung durch den Vorstand der nächst höheren Gliederung 
einzuberufen, wenn der zehnte Teil der in diesem Gebiet wohnhaften stimmberechtigten 
Mitglieder die Einberufung in Textform unter Angabe des Zweckes und der Gründe 
verlangt. 
Alte Fassung: 
 
N/A 
 
Neue Fassung: 
 
Siehe oben 

Begründung: 
 
Dieser Antrag ergänzt für alle Gliederungen ein paar grundlegende 
Bestimmungen zu Mitgliederversammlungen, die in den meisten 
Satzungen bisher fehlen und auch für Aufstellungsversammlungen 
notwendig sind. Der Begriff Mitgliederversammlungen umfasst Parteitage 
(auf Gebietsebene), Aufstellungsversammlungen (wahlrechtlich) und 
Gründungsversammlungen/Treffen (ohne Gebietsverband).  
 
zu Absatz 1) Satzungen von Untergliederungen können in ihren Satzungen 
abweichende Bestimmungen treffen (z.B. BzV Oberfranken).  
 
zu Absatz 2) Die Beschlussfähigkeit für Aufstellungen von Parteibewerbern 
muss laut Wahlgesetzen in der Satzung geregelt werden.  
 
Art 28 (4) LWG Aufstellung der Stimmkreisbewerber 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas fragen: 
 

 

 

 

 

 

 

http://www.wahlen.bayern.de/lw/zweiter_teil.htm#28
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Das Nähere über die Wahl der Vertreter für die Vertreterversammlung, 
über die Einberufung und Beschlussfähigkeit der Mitglieder- oder 
Vertreterversammlung sowie über das Verfahren für die Wahl des 
Stimmkreisbewerbers regeln die Parteien und Wählergruppen durch ihre 
Satzung. ...  
 
§21 (5) BWahlG Aufstellung von Parteibewerbern 
Das Nähere über die Wahl der Vertreter für die Vertreterversammlung, 
über die Einberufung und Beschlußfähigkeit der Mitglieder- oder 
Vertreterversammlung sowie über das Verfahren für die Wahl des 
Bewerbers regeln die Parteien durch ihre Satzungen.  
Dies ist generell für alle Mitgliederversammlungen sinnvoll und wird durch 
Absatz (2) geregelt. Beschlussfähig wäre eine Mitgliederversammlung 
standardmäßig dann, wenn mindestens (noch) die Hälfte der 
Akkreditierten anwesend ist, damit nicht eine Minderheit Beschlüsse in 
Namen der ganzen Versammlung treffen kann. Ansonsten muss die 
Versammlung vertagt oder abgebrochen werden. Die Regelung orientiert 
sich an der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages.  
zu Absatz 3) Die Einberufung von Mitgliederversammlungen in Gebieten 
ohne Untergliederung ist bisher nicht geregelt (z.B. für 
Gründungsversammlungen, gemeinsame Entscheidungen). Das soll hiermit 
zugunsten der Mitglieder geklärt werden und ist von §37(1) BGB inspiriert, 
der nur für existierende Verbände gilt.  

 

  

http://www.gesetze-im-internet.de/bwahlg/__21.html
http://wiki.piratenpartei.de/BY:Bezirksverband_Oberpfalz/Satzung#Art.29_-_Beratungs-_und_Beschlussf.C3.A4higkeit
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Programmatische Anträge 

Erklärung: Die Anträge sind nach Themengruppen geordnet. Dies sagt jedoch 

nichts über die tatsächliche Reihenfolge am Parteitag aus. 

 

FETT MARKIERTE ANTRÄGE SIND FÜR DAS WAHLPROGRAMM. Diese Anträge 

bedürfen einer 2/3-Mehrheit zur Annahme. 

 

Nicht fett markierte Anträge sind Positionspapiere. Dies ist eine Vorstufe in der 

Programmentwicklung. Diese Anträge bedürfen lediglich einer 50%-Mehrheit. 
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BD01 Kölner Beschneidungsurteil ist moralischer Meilenstein - 

Piratenpartei Bayern sieht Kinderrechte gestärkt 
41 

BD02 Keine Legalisierung der rituellen Beschneidung von Jungen 43 
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45 

 

Geschlechterpolitik 
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48 
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Enthaltungsmöglichkeiten bei Wahlen 

# Titel Seite 

EW01 Aktive Enthaltung bei Wahlen 63 

EW02 Wahl von "Keine der Alternativen" 64 
 

Schulsystem 

# Titel Seite 
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Schulsystemreform 

71 

 

Verkehr 

# Titel Seite 
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Sozialpolitik 
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# Titel Seite 
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Wirtschaftspolitische Grundlagen 

# Titel Seite 
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110 
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Kölner Beschneidungsurteil ist 
moralischer Meilenstein – 
Piratenpartei Bayern sieht 
Kinderrechte gestärkt 

BD01 

Beantragt durch: Ea3321 
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Dem Urteil des Landgerichts Köln entsprechend erkennt die Piratenpartei Bayern an, dass 
Eltern im Rahmen des Sorgerechts das Recht haben, bestimmte Entscheidungen bezüglich 
ihres Kindes zu treffen, dass davon jedoch nur solche Entscheidungen gedeckt sind, die 
dem Wohl des Kindes dienen, nicht jedoch solche Entscheidungen, die einen irreversiblen 
Eingriff in das Recht auf körperliche Unversehrtheit des Kindes enthalten. Wir schließen 
uns der Einschätzung von Serdar Akin, Bundesvorsitzender des Bundes der alevitischen 
Jugend an, der ausdrücklich fordert: “Mein Körper-Meine Entscheidung” [1]. Kein 
religiöses Gesetz der Welt kann sich einer kritischen Überprüfung durch weltliche Gerichte 
entziehen.  
Das Gerichtsurteil könne man ein Stück weit als den Versuch verstehen, Kinder in diesen 
Entscheidungsprozess einzubinden. Die Eltern diskutieren mitunter wochenlang mit ihren 
Söhnen welches Smartphone das richtige für sie ist. Dann kann und darf man sich auch 
nicht zu schade sein, mit dem Sohn einige Stunden über dieses heikle Thema zu 
debattieren und dessen Einvernehmen zur Beschneidung einzuholen. Mit einem 
religionsmündigen Kind kann ein solches Gespräch geführt und dann gemeinsam 
entschieden werden.  
 
Wir haben Verständnis, dass Juden und Muslime sich von dem Urteil bedroht und 
angegriffen fühlen. Diesen Sensitivitäten muss Rechnung getragen werden. Dies kann 
jedoch nicht erfolgen, indem die religiöse Beschneidung von Kindern dauerhaft entgegen 
unserer Gesetzesgrundlagen legalisiert wird. Es ist vielmehr ein Kompromiss zu finden, der 
religiöse Beschneidungen unter kontrollierten Bedingungen für einen festgelegten 
Zeitraum straffrei stellt, um in dieser Zeit den Wandel in den Religionen, weg von 
Zwangsbeschneidung von Kindern und hin zu freiwilliger Beschneidung 
zustimmungsfähiger Erwachsener, aktiv voranzutreiben. Religionen haben sich immer 
wieder reformiert und modernisiert, um sich neuen gesellschaftlichen Gegebenheiten und 
Vorstellungen anzupassen. Die Abschaffung von religiöser Zwangsbeschneidung von 
Kindern ist ein weiterer solcher Schritt, der nötig, überfällig und – wie Reformbewegungen 
insbesondere im Judentum zeigen [2] – auch möglich ist. Die Bundesrepublik Deutschland 
könnte eine Vorreiterrolle spielen in dieser Entwicklung hin zu einer fortschrittlichen 
menschlichen Gesellschaft, die die Rechte des Individuums, die Rechte des Kindes, in das 
Zentrum stellt und dort schützt, wo es sich nicht selbst schützen kann.  
Wir unterstützen die liberalen und progressiven Theologinnen und Theologen im 

http://www.bdaj.de/index.php?option=com_content&view=article&id=526&catid=61
http://de.wikipedia.org/wiki/Brit_Shalom_%28Zeremonie%29
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Judentum und Islam in ihren Bemühungen, für eine unblutige, schmerzfreie und 
nichtchirurgische Auslegung der entsprechenden religiösen Gebote zu sorgen.  
Begründung: 
 
Die universellen Menschenrechte sind die Basis der humanistischen 
Gesellschaft. Sie werden in Artikel 1 des Grundgesetzes festgeschrieben. 
Auf dieser Basis urteilte auch das Landgericht Köln, als es festlegte, dass 
die rituelle Beschneidung von kleinen Jungen eine Körperverletzung ist. 
Der Landesverband Bremen der Piratenpartei begrüßte dieses Urteil 
ebenfalls als eine Bestätigung der oben genannten unveräußerlichen 
Menschenrechte. Politiker aller großen Parteien kritisieren nun dieses 
Urteil und wollen aus Rücksicht auf die religiösen Gefühle der 
betroffenen Eltern entsprechende Ausnahmeregeln erlassen. Der 
Eingriff, der heute rein rituelle Bedeutung hat und medizinisch nicht zu 
begründen ist, soll für die Anhänger der entsprechenden Religionen 
straffrei bleiben. Solche Ausnahmen verstoßen nicht nur gegen das 
Egalitätsprinzip der Menschenrechte, sondern öffnen sinnbildlich auch 
die Büchse der Pandora. Das Egalitätsprinzip sagt aus, dass die 
Menschenrechte für /alle/ Menschen in gleichem Umfang gelten. Dies zu 
schützen, hat sich die Bundesrepublik durch ihr Grundgesetz verpflichtet. 
Wird nun ein Menschenrecht zugunsten eines anderen hohen Gutes - in 
diesem Fall der Religionsfreiheit - geopfert, kommen mit Sicherheit 
weitere Begehrlichkeiten.  
Quelle: [3]  
 
 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas fragen: 
 

 

 

 

 

 

 

 

  

http://bremen.piratenpartei.de/Blog/2012-7-19/das-beschneidungsurteil-von-koeln---ein-richtiges-zeichen/
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Keine Legalisierung der rituellen 
Beschneidung von Jungen 

BD02 

Beantragt durch: Tilko Dietert 
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Die Piratenpartei Deutschland, Landesverband Bayern, fordert den Deutschen Bundestag 
auf, die Beschneidung von männlichen Kindern aus religiösen oder anderen nicht 
medizinisch notwendigen Gründen nicht zu legalisieren. Der gesellschaftliche Diskurs 
darüber muss abschließend geführt werden. Den betroffenen Religionsgemeinschaften soll 
eine Übergangsfrist eingeräumt werden, um ihre Rituale an die Rechtslage in Deutschland 
anzupassen.  
Die Verjährungsfrist für diese Straftat soll erst ab Volljährigkeit des Opfers beginnen.  
Begründung: 
 
Wir stehen zwar für das Grundrecht der freien Religionsausübung ein, 
und selbstverständlich steht es jedem voll religionsmündigen Bürger 
frei, sich freiwillig aus religiösen, ästhetischen oder anderen Gründen 
seinen eigenen Körper verletzen zu lassen. 
 
Das Grundrecht der freien Religionsausübung muss aber begrenzt 
werden, wenn dadurch Grundrechte anderer Menschen ohne deren 
Einwilligung eingeschränkt oder verletzt werden. Im Falle der rituellen 
Beschneidung wird das Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit von 
wehrlosen Kindern verletzt, ohne das es aus anderem Gründen dem 
Kindeswohl dient (wie bei Impfungen bzw. medizinisch oder ästhetisch 
notwendigen Operationen). Dieses kann vom Staat nicht hingenommen 
werden. 
 
Wenn dieses archaische Ritual legalisiert werden würde, müsste der 
Gesetzgeber ein nicht vorhandenes Recht, religiöse Rituale anderen 
Menschen aufzuzwingen, über das Grundrecht der körperlichen 
Unversehrtheit stellen! Dann müsste man mit derselben juristischen 
Argumentation auch die Genitalverstümmelung von Mädchen zulassen! 
 
Auch wenn die rituelle Beschneidung von Jungen nicht so drastisch ist 
wie dieses Beispiel und das Leid der betroffenen Frauen damit nicht 
bagatellisiert werden soll, ist es doch ein Eingriff, der sowohl akute 
Komplikationen als auch lebenslange physische und psychische 
Nachteile für die betroffenen Jungen mit sich bringen kann. 
 
Der Antrag richtet sich nur gegen die Legalisierung der rituellen 
Beschneidung von Jungen, weil es hier solche Bestrebungen gibt. Für 
andere Körperverletzungen aus religiösen oder sonstigen nicht 
medizinisch notwendigen Gründen gibt es keine 
Legalisierungsbestrebungen, gegen die wir uns aussprechen müssten. 
 
Zu dem in der öffentlich Diskussion oft angeführten Argument, dass 
dann die Eltern zur Beschneidung ins Ausland ausweichen oder es im 
Geheimen machen würden, ist anzumerken: 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas fragen: 
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- Wenn man alle Straftaten legalisieren würde, bei denen keine 
Aufklärungsquote von 100% erreicht wird, könnte man das 
Strafgesetzbuch abschaffen. Bei jeder Straftat muss die Gesellschaft 
damit leben, dass es Gesetzesbrecher gibt und dass von denen nicht alle 
erwischt werden. Bei allen unstrittigen Straftatbeständen kann eine 
Legalisierung also nicht die Lösung sein, sondern man muss sich 
anstrengen, die Aufklärungsquote zu erhöhen 
 
- Die Beschneidung wird insbesondere bei den strenggläubigen 
Angehörigen der betroffenen Religionsgemeinschaften ohnehin 
überwiegend von "Beschneidern" durchgeführt, so dass die 
Legalisierung der Beschneidung unter der Bedingung, dass sie durch 
Ärzte unter Betäubung durchgeführt wird, wenig bringt. Außerdem 
verstößt eine Beschneidung unter Betäubung gegen die rituellen einer 
jüdischen Beschneidung, so dass diese "Legalisierung" für strenggläubige 
Juden keine Lösung darstellt. 
 
- Ein Ausweichen ins Ausland ist zwar grundsätzlich möglich, aber die 
Folgen der Beschneidung bleiben sichtbar. Da jeder Arzt nach dem 
neuen Kinderschutzgesetz bei Kindeswohlgefährdung von seiner 
ärztlichen Schweigepflicht entbunden und verpflichtet ist, notfalls eine 
Meldung an das Jugendamt zu machen, müssen die Eltern auch bei einer 
Beschneidung im Geheimen oder im Ausland mit einer Strafverfolgung 
rechnen 
 
Zu dem Argument, dass die Beschneidung dem Kindeswohl diene und 
deshalb schon heute legal sei, ist anzumerken: 
 
- Alle seriösen wissenschaftlichen Untersuchungen belegen, dass es 
keinen medizinischen Vorteil (Hygiene) durch die Beschneidung gibt und 
dass die negativen Auswirkungen (akute Komplikationen sowie spätere 
psychische und physische Beeinträchtigungen) zwar nicht in 100% der 
Fälle auftreten, aber statistisch signifikant vorhanden sind. Eine 
medizinisch unnötige Beschneidung dient also nicht dem Kindeswohl, 
sonder schadet ihm. 
 
- Eine Diskriminierung innerhalb der Religionsgemeinschaft ist nicht 
zwingend, denn schon heute gibt es z.B. in Israel zehntausende Eltern, 
die ihren Kindern dieses Leid ersparen und dennoch die jüdische 
Religionsgemeinschaft weder freiwillig verlassen noch verlassen müssen. 
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Position zu Beschneidung: 
einheitliche Regelungen statt 
religiös motivierter Ausnahmen 

BD03 

Beantragt durch: TurBor 
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Die Piratenpartei Bayern spricht sich gegen die Schaffung gesetzlicher Ausnahmen 
zugunsten religiös motivierter Beschneidungen aus. Dies würde das Recht auf freie 
Religionsausübung über das Kindeswohl und die körperliche Unversehrtheit stellen, was 
wir nicht akzeptabel finden. Zugleich ruft die Piratenpartei Bayern dazu auf, die Diskussion 
auf sachlicher, medizinisch und wissenschaftlich fundierter Ebene zu führen und 
chirurgische Eingriffe an Kleinkindern nach deren medizinischen Folgen und nicht nach 
deren Begründung (beispielweise als religiöses Ritual) zu beurteilen. Dabei muss vom 
Einzelfall ausgehend begründet werden, ob ein Eingriff medizinisch vorteilhaft (z.B. 
Impfung), medizinisch unbedenklich oder medizinisch nicht akzeptabel (z.B. weibliche 
Beschneidung) ist. Medizinisch aus Sicht des Kindes vorteilhafte und unbedenkliche 
Eingriffe sollen dabei einheitlich nach Ermessen der Eltern erlaubt, nicht akzeptable 
Eingriffe einheitlich verboten werden. 
Begründung: 
 
Ein säkularer Staat darf Körperverletzungen nicht in Bezug auf eine 
religiöse oder sonstwie ideologisch begründete Motivation erlauben 
oder untersagen. Eine "Lex Beschneidung", wie von den im Bundestag 
vertretenen Parteien ins Gespräch gebracht, wäre ein fatales Signal, da 
hierbei die Religionsfreiheit der Eltern über die körperlichen 
Unversehrtheit der Kinder und deren Wohl gestellt würde. Es würde 
schwierig, sich, nachdem ein solches Gesetz einmal verabschiedet wäre, 
von anderen Praktiken, wie etwa der weiblichen Beschneidung, aber 
auch von Körperstrafen in der Erziehung ausreichend zu distanzieren. 
Gleichzeitig darf die Beschneidung nicht alleine deshalb abgelehnt 
werden, weil sie (in manchen Fällen) religiös motiviert ist. Es gibt 
durchaus Untersuchungen, die der Beschneidung Unbedenklichkeit 
attestieren oder positive gesundheitliche Effekte ausfindig machen. 
 
Das Positionspapier zielt darauf ab, die Debatte weg vom Thema 
Religion, hin zu einer rein medizinischen Abwägung zu bewegen (mir ist 
durchaus bewusst dass diese Betrachtung bereits eine Abwägung zu 
Ungunsten von Religionen darstellt). Ich hege dabei die Vermutung, dass 
eine unter entsprechenden Bedingungen durchgeführte Beschneidung 
dabei durchaus im legalen Bereich bleiben könnte, während gleichzeitig 
eine klare Absage an andere, gefährlichere religiöse Praktiken erteilt 
wird und der Stellenwert der Religionsfreiheit im Vergleich zu anderen 
Grundwerten nicht überhöht wird. 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas fragen: 
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Entscheidungsfreiheit statt 
Frauenquoten 

GP01 

Beantragt durch: AG Familienpolitik: cmrcx, Thomas, Christian Baumeister (Chris), Christian Baumeister (ChB), 
Rebecca Wißner, Ludmila, KnutBerlin, Rani 
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Wir stehen Frauenquoten grundsätzlich skeptisch gegenüber und halten sie für kein 
geeignetes Mittel, das Zusammenleben der Geschlechter in unserer Gesellschaft zu 
gestalten. In unserem Grundsatzprogramm bekennen wir uns zur Vielfalt der Lebensstile 
und zur freien Entscheidung jedes Menschen für den selbstgewählten Lebensentwurf und 
die von ihm gewünschte Form des Zusammenlebens. Eine Gesellschaft, in der wesentliche 
Teile des gesellschaftlichen Lebens durch Quoten gelenkt werden, würde diese freie 
Entscheidung deutlich einschränken.  
Anstatt gleiche Lebensentwürfe vorzugeben, wollen wir Chancengleichheit herstellen, die 
dem Individuum eine möglichst freie Entscheidung ermöglicht; nicht nur Chancengleichheit 
von Frauen im Vergleich zu Männern, sondern nachhaltige Chancengleichheit für alle 
Menschen und im Bezug auf alle Merkmale, aufgrund derer Diskriminierung stattfindet. 
Unterschiedliche Präferenzen für bestimmte Ausbildungen, Studiengänge, Berufe und 
Positionen sind zu akzeptieren, soweit sie nicht auf unterschiedliche Chancen 
zurückzuführen sind.  
Je nach dem konkreten Modell und Anwendungsfall sprechen die folgenden Argumente in 
jeweils unterschiedlichem Maße gegen Frauenquoten:  

 Menschen sollen nicht auf Grund ihres Geschlechts unterschiedlich behandelt und 
bewertet werden, sondern als für sich selbst stehende Individuen gesehen werden. 
Eine Quote dagegen unterscheidet die Menschen strikt anhand ihres Geschlechts 
und verstärkt diese Unterscheidung im Bewusstsein der Menschen. Trans- und 
intersexuelle werden dabei ebenso wenig berücksichtigt wie unterschiedliche 
Persönlichkeitseigenschaften.  

 Insbesondere die absolute Quotenregelung setzt auf das Mittel der positiven 
Diskriminierung. Diskriminierung mit weiterer Diskriminierung zu begegnen, kann 
jedoch leicht zu nicht weniger, sondern letztlich nur immer mehr Diskriminierung 
führen. Verschiedene Diskriminierungen gegeneinander aufzurechnen, ist nicht 
sinnvoll möglich. Die Gräben zwischen den Geschlechtern werden dadurch nur 
größer statt kleiner.  

 Zu den Grundsätzen der Piratenpartei gehört die freie Entscheidung über die 
gewünschte Form des Zusammenlebens. Es ist Aufgabe der Politik, diese 
verschiedenen Formen des Zusammenlebens und eine freie Entscheidung zu 
ermöglichen, anstatt nur bestimmte Modelle etwa mittels Quoten zu bevorzugen.  

 Es ist nicht sinnvoll, Menschen in Positionen oder Berufe zu drängen, die sie gar 
nicht haben wollen. Wer lieber weniger exponierte Aufgaben übernehmen, nur 
Teilzeit arbeiten oder sich mehr um seine Kinder kümmern möchte, sollte nicht auf 
Unverständnis stoßen.  

 Quoten erzeugen einen Erfolgsdruck bei der vermeintlich geförderten 

http://wiki.piratenpartei.de/BY:M%C3%BCnchen/Arbeitsgruppen_und_Projekte/AG_Familienpolitik
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Bevölkerungsgruppe, ohne gleichzeitig die Rahmenbedingungen zu verbessern, die 
eigentlich dafür verantwortlich sind, dass Frauen in Führungspositionen 
unterrepräsentiert sind.  

 Frauenquoten hängen Frauen den Makel an, ihre Position möglicherweise nur 
aufgrund der Quote, nicht aufgrund ihrer Kompetenz erhalten zu haben. Dadurch 
entsteht für diese Frauen erst recht die Gefahr, deshalb diskriminiert zu werden.  

 Entgegen den in sie gesetzten Erwartungen ändern Frauenquoten nichts an dem 
unmenschlichen Konkurrenzkampf, der an vielen Stellen geführt wird. Das 
Nachsehen haben zurückhaltende Männer, während durchsetzungsstarke Männer 
weitgehend unbeeindruckt bleiben. Dominante Frauen bekommen einen Platz, den 
sie vielleicht ohnehin bekommen hätten.  

 Durch Quoten eingesetzte Frauen in Führungspositionen führen nicht automatisch 
zu besseren Aufstiegschancen für andere Frauen, da Frauen nicht unbedingt Frauen 
fördern. Der Konkurrenzkampf unter Frauen ist nicht geringer als unter Männern.  

 Eine erfüllte Frauenquote könnte als Anlass genommen werden, keine Frauen 
darüber hinaus mehr einzustellen oder zu wählen. Damit wirkt eine Mindestquote 
gleichzeitig auch als diskriminierende Höchstquote.  

 In der Wirtschaft wären Quoten ein Eingriff in die unternehmerische Autonomie, 
welcher einer ausreichenden Rechtfertigung bedarf. Absolute Quoten würden 
Unternehmen außerdem dazu zwingen, auch Positionen an schlechter geeignete 
Kandidaten zu vergeben.  

 Die Gesellschaft entwickelt sich ohnehin weg von traditionellen Rollenmodellen. 
Menschen in für ihr Geschlecht ehemals untypischen Berufen sind heute fast 
überall akzeptiert. Berufstätigkeit von Frauen stellt den Normalfall dar, ebenso wie 
von Männern immer mehr erwartet wird, dass sie sich an der Betreuung ihrer 
Kinder beteiligen. Frauen in Spitzenpositionen in Wirtschaft oder Politik führen zu 
wesentlich weniger Irritationen als noch vor 50 Jahren. Dies durch Frauenquoten zu 
beschleunigen, ist nicht unbedingt notwendig und in Anbetracht der genannten 
Nachteile in der Regel nicht verhältnismäßig.  

Begründung: 
 
Es gibt bisher zum Thema Frauenquoten keinen Beschluss des Bundesparteitags 
oder des bayrischen Landesparteitags. Lange war dies auch nicht unbedingt 
notwendig, da ohnehin klar war, dass wir keine Fans von Quoten sind. Inzwischen 
gibt es aber einige wenige Leute, die im Rahmen der Piratenpartei regelmäßig 
öffentlich Frauenquoten fordern. Solange es keine offizielle Position gibt, führt dies 
zu einer verzerrten Darstellung in der Öffentlichkeit und entsprechenden 
Shitstorms. Es wird daher Zeit für eine Positionierung.  
Hier einige Beispiele, an denen die Problematik der öffentlichen Wahrnehmung 
deutlich wird:  

 http://streetdogg.wordpress.com/2012/05/17/wie-die-piratenpartei-zu-
einer-pro-frauenquote-partei-wurde/  

 http://simon-kowalewski.de/?p=5  

 http://www.zeit.de/2012/28/Piratinnen-Dornheim-Rohrbach  

 http://www.zeit.de/politik/deutschland/2012-08/interview-schloemer-
piraten/komplettansicht  

Liquid Feedback: https://lqfb.piratenpartei.de/pp/initiative/show/3895.html  

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas fragen: 
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Gegen absolute Geschlechter-
quoten in Aufsichtsräten und 
Vorständen 

GP02 

Beantragt durch: AG Familienpolitik: Thomas, Christian Baumeister (Chris), Ludmila, KnutBerlin ... 
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Es gibt politische Bestrebungen, gesetzliche Geschlechterquoten (faktisch Frauenquoten) 
für die Besetzung von Aufsichtsräten und Vorständen von Unternehmen einzuführen. Bei 
den angestrebten Maßnahmen handelt es sich um absolute Quoten, da sie die individuelle 
Eignung der Bewerber nicht berücksichtigen. Solche Quoten lehnen wir ab.  
Wir setzen uns stattdessen bei der Besetzung von Positionen für gleiche Maßstäbe und 
Anforderungen, Chancengleichheit und Gleichbehandlung ein und sind gegen 
Benachteiligung auf Grund des Geschlechts und anderen irrelevanten Merkmalen. 
Absolute Geschlechterquoten führen aber gerade zu solcher Benachteiligung, da sie eine 
irrelevante Unterscheidung nach Geschlecht im Gesetz verankern. Es ist keine Lösung, 
Diskriminierungen gegeneinander aufzurechnen. Stattdessen wollen wir die Ursachen von 
Diskriminierung beseitigen.  
Gleiche Chancen müssen nicht zu gleichen Ergebnissen führen, da Menschen mit ihren 
individuellen Vorlieben ihre Chancen unterschiedlich nutzen. Die Vorlieben jedes 
einzelnen Individuums sollen respektiert werden und der Staat soll nur dann eingreifen, 
wenn Menschen unnötige Hürden in den Weg gelegt werden. Da zwar jedes Individuum 
unterschiedliche Vorlieben hat, aber Vieles dafür spricht, dass es im Durchschnitt 
Unterschiede zwischen den Geschlechtern gibt, ist ein geringerer Frauenanteil an 
bestimmten Stellen kein hinreichender Beleg für Chancenungleichheit.  
Die geforderten Frauenquoten sind ein schädlicher Eingriff in die unternehmerische 
Autonomie. Absolute Quoten führen zu einer Benachteiligung besser geeigneter 
Kandidaten, wenn sie ihnen auf Grund ihres Geschlechts die Chance auf eine Position 
verwehren. Ebenso werden dadurch Arbeitgeber in einigen Fällen gezwungen, Positionen 
an schlechter geeignete Kandidaten zu vergeben. Dies widerspricht Artikel 3 des 
Grundgesetzes und ist nicht mit dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 
vereinbar.  
Eine Frauenquote für Aufsichtsräte und Vorstände betrifft nur eine winzige Gruppe von 
Frauen, die ohnehin überwiegend durch ihre Herkunft privilegiert sind. Studien über bisher 
eingeführte Quoten zeigen weder positive Effekte auf Aufstiegschancen anderer Frauen, 
noch wirtschaftliche Vorteile für die Unternehmen. Frauen könnte unterstellt werden, nur 
durch die Quote in ihre Position gelangt zu sein. Dies kann die Anerkennung für die Arbeit 
vieler gut geeigneter Frauen vermindern. Die explizite Bevorzugung von Frauen könnte zu 
mehr Neid führen und Zwiespalt säen.  
Der noch geringe Frauenteil in obersten Wirtschaftsgremien kann auch darauf 
zurückgeführt werden, dass die Generation der heutigen Führungsschicht noch unter 
anderen Bedingungen aufgewachsen ist. Doch die Situation hat sich in den nachfolgenden 

http://wiki.piratenpartei.de/BY:M%C3%BCnchen/Arbeitsgruppen_und_Projekte/AG_Familienpolitik
http://wiki.piratenpartei.de/Benutzer:Entropy
http://wiki.piratenpartei.de/Benutzer:Xray751


Programmatische Anträge 

Antragsbuch zum Landesparteitag Bayern in Maxhütte 
Erstellt von Andreas Witte 

49 von 196 
 

Generationen sehr verändert. Die bisherigen gesellschaftlichen Veränderungen und 
gesetzlichen Maßnahmen werden ihre Wirkung immer mehr entfalten. Daher wird sich der 
Frauenanteil im Laufe der Zeit weiter von selbst erhöhen. Die Wirtschaft wird außerdem 
wegen des demografischen Wandels und Fachkräftemangels nicht umhin kommen, jede 
Arbeitskraft, gleich welchen Geschlechts, zu fördern.  
Durch die geforderten Quoten wird unnötig versucht, in einen sich bereits vollziehenden 
gesellschaftlichen Wandel einzugreifen. Dabei wird eine gesetzliche Benachteiligung auf 
Grund des Geschlechts eingeführt und die Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen 
gefährdet. Wir halten diesen Eingriff weder für zielführend noch für gerechtfertigt. In 
Fällen nachweisbarer individueller Diskriminierung auf Grund des Geschlechts bietet das 
AGG bereits ausreichende Möglichkeiten einzuschreiten. Viel wichtiger ist es, die 
Diskussion auf die Chancengleichheit von Menschen mit unterschiedlichen 
Lebensmodellen und sozialer Herkunft als auf die Sorgen einer kleinen Wirtschaftselite zu 
lenken.  
Begründung: 
 
In der Politik werden derzeit absolute Geschlechterquoten (faktisch Frauenquoten) von bis 
zu 50% für Aufsichtsräte und Vorstände in der Wirtschaft diskutiert. Es gibt bisher keine 
verbindliche Position der Piratenpartei zu diesem Thema. Mit diesem Positionspapier sollen 
wir uns klar dagegen positionieren. Dieser Antrag richtet sich nicht gegen relative Quoten, 
d.h. Bevorzugung eines Geschlechts bei gleicher Eignung solange dieses in der Minderheit 
ist, die bspw. im öffentlichen Dienst existieren.  
Im Vergleich zu dem generellen Antrag zu Frauenquoten bezieht dieser hier ganz konkret 
Position gegen Quoten in oberen Gremien der Wirtschaft. Die beiden Anträge sind 
voneinander unabhängig.  
Ein paar relevante Links und Studien zum Thema  

1. aktuelle Gesetzesentwürfe 
http://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2012/38132532_kw10_de_fraue
nquote/index.html  

2. Zunahme des Frauenanteils 
http://www.spiegel.de/wirtschaft/unternehmen/studie-von-pwc-immer-mehr-
frauen-ziehen-in-aufsichtsraete-ein-a-838669.html  

3. Erfahrungen in Norwegen 
http://www.nytimes.com/2010/01/28/world/europe/28iht-
quota.html?_r=3&pagewanted=all  

4. Ursachen für Geschlechterunterschiede in der Wirtschaft 
http://www.brandeins.de/magazin/wir-lieben-die-vielfalt/die-
besserverdienerinnen.html  

5. Wie mit Statistik getrickst wird 
http://www.profil.at/articles/1213/560/323609_s1/einkommen-loehne-die-
wahrheit-ungleichheit  

6. Lebensläufe statt Geschlecht entscheiden 
http://www.hwwi.org/uploads/tx_wilpubdb/HWWI_Standpunkt_131_01.pdf  

7. Studie über Quoten http://papers.ssrn.com/sol3/papers.cfm?abstract_id=1364470  
8. Effekte von Frauen in Führungsgremien 

http://papers.ssrn.com/sol3/papers.cfm?abstract_id=1107721  
9. Neid unter Frauen http://psp.sagepub.com/content/34/2/237  
10. Präferenzunterschiede unter Neugeborenen 

http://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0163638300000321 PDF  
11. Herkunft des Top-Managements http://www.sueddeutsche.de/karriere/aufstieg-

der-elite-der-stallgeruch-machts-1.55133  

Gedankenstüt
ze: 
Ich wollte 
diesen/m 
Antrag… 
[ ] 
…zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Gleichberechtigung & 
Geschlechterpolitik 

GP03 

Beantragt durch: CEdge 
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Grundsätzliches  
Wir gehen davon aus, dass eine breite gesellschaftliche Basis die Gleichberechtigung der 
Geschlechter akzeptiert und lebt. Folglich darf es nicht das Ziel von Politik sein, per se von 
Geschlechter-Diskriminierung auszugehen oder automatisch nach dieser zu suchen. 
Dennoch existieren auch heute sehr wohl noch Probleme, die einzelne Geschlechter 
stärker betreffen. Dabei handelt es sich jedoch häufig um Missstände in bestimmten 
Bereichen und weniger um allgemeine, gesellschaftlich verwurzelte Diskriminierung.  
Diskriminierung eines Geschlechts findet dann statt, wenn Personen wegen ihres 
Geschlechts an sich anders, insbesondere schlechter, behandelt werden oder ihren 
Interessen deshalb nicht gebührend Rechnung getragen wird.  
Dem entgegen steht die Idee gleicher Rechte, Chancen und des gleichen Ansehens der 
Menschen verschiedener Geschlechter von Seiten des Staates und in der Gesellschaft. Eine 
pauschale Gleichschaltung, insbesondere in der Gesetzgebung, verhindert allerdings zum 
Teil das Eingehen und Einwirken des Staates auf faktische Unterschiede zwischen den 
Geschlechtern. Menschen verschiedener Geschlechter können durch Gesetzte 
unterschiedlich behandelt werden, wenn der Grund für diese Behandlung nicht das 
Geschlecht an sich ist. Ein Beispiel dafür ist der Mutterschutz, der Frauen unter anderem 
durch ein Beschäftigungsverbot und besonderen Kündigungsschutz absichert. Diese 
Privilegien werden aufgrund einer Geburt gewährt und nicht aufgrund des Geschlechts.  
Aufkommen und Erfolg des Feminismus in den vergangenen Jahrzehnten war berechtigt 
und richtig. Dieser darf aber nicht zum Selbstzweck werden oder nur noch der eigenen 
Erhaltung dienen. Wenn Feminismus Frauen bevormundet oder besser als diese zu wissen 
meint, was für sie gut ist, hintergeht er seine eigenen Grundlagen und Ziele.  
 
Gleichberechtigung und der Staat  
Staatliche Strukturen sind allgemein enger an Gleichberechtigung zu binden. Der Grund 
dafür liegt im Wesen des Staates, der die gesamte Gesellschaft repräsentieren soll und 
letztlich von allen getragen und finanziert wird. Das muss auch berücksichtigt werden, 
wenn der Staat andere Organisationen fördern soll.  
Der Staat hat insbesondere Raum für freie Entscheidungen zu schaffen und die Grundlagen 
für diese den Bürgern bereitzustellen. Dies soll dem Einzelnen und der Gesellschaft 
ermöglichen, Rollen zu finden, diese bei Bedarf zu verändern und den Betroffenen dabei 
die Entscheidung weitgehend selbst überlassen.  
Dabei ist es wichtig, dass die Schaffung von Entscheidungsfreiheit nicht nur formal oder 
bürokratisch, sondern tatsächlich stattfindet. Exemplarisch hierfür ist die Schaffung von 
ausreichend verfügbaren Kindergarten- und Betreuungsplätzen. Ziel muss sein, dass die 
Lebens- und Familienplanung nicht durch einen Mangel an Plätzen strukturell auf 
bestimmte Konstellationen beschränkt wird.  

http://wiki.piratenpartei.de/Benutzer:CEdge
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Der Staat muss nach Möglichkeit eingreifen, um existierenden oder drohenden 
Ungleichheiten entgegenzuwirken, wenn so Gleichberechtigung geschaffen werden kann. 
Dies kann etwa bei der Berücksichtigung körperlicher Unterschiede der Fall sein.  
Ebenso müssen der Staat und die öffentliche Hand die Erfassung des Geschlechts 
unterlassen, wo im Sinne der Datensparsamkeit keine Notwendigkeit dafür besteht. Ein 
Beispiel dafür ist die Speicherung des Geschlechts im Rahmen der kommunalen 
Melderegister.  
Der Fokus staatlicher Förderung muss im Vergleich zu den letzten Jahrzehnten wieder 
stärker diversifizieren, da speziell das männliche Geschlecht Aufmerksamkeit mittlerweile 
häufiger notwendig hat. So im öffentlichen Schul- und Hochschulwesen, in dem Frauen 
früher im Nachteil waren. Heute stellen sie mehr Abiturienten und Studienanfänger. Zwei 
Drittel aller Schulabbrecher sind hingegen männlich und damit Bildungsverlierer [1].  
Folglich brauchen wir Schulen und Bildungseinrichtungen, die allen Geschlechtern 
gleichermaßen gerecht werden. Denn Bildung ist eine Aufgabe von Staat und 
Allgemeinheit und muss allen Geschlechtern die gleiche Grundlage für ihre Möglichkeiten 
im Leben bieten.  
 
Unterstützungsstrukturen  
Eine diskriminierende, staatlich vorgeschriebene Geschlechter-Quote oder ein 
vergleichbares Konstrukt ist kein geeignetes Werkzeug für mehr Gleichberechtigung. Es 
besteht etwa die Gefahr, dass Frauen in Firmen und Organisationen als “Quotenweibchen“ 
betrachtet und abgestempelt werden. Ebenso besteht die Gefahr, dass per Quote 
geförderte Personen für die anstehenden Aufgaben schlechter geeignet sind und dadurch 
bestehende Vorurteile noch verstärkt werden. Auch steht durch eine solche Maßnahme 
schon aus Prinzip das Geschlecht wieder im Vordergrund, und nicht die Qualifikation oder 
die Anforderungen einer Stelle. Die Bedeutung des Geschlechts sinkt also durch eine 
solche Maßnahme nicht, sondern sie steigt.  
Gleichberechtigung definiert sich nicht notwendigerweise über Anteile eines Geschlechts 
und wird durch diese auch nicht ohne weiteres erreicht. Diese Annahme lässt 
unterschiedliche Interessen und Vorlieben der Menschen unberücksichtigt. Wie und nach 
welchem Lebensstil der Einzelne lebt ist nicht die Entscheidung des Staates. Sonst sollte 
man konsequenterweise auch Quoten nach Alter, Bildungsabschluss und diversen anderen 
Kriterien einführen, was völlig unsinnig wäre.  
Wenn durch Gesetze geschaffene Unterstützungsstrukturen nur der Vorteilsgewinnung 
eines Geschlechts dienen und die Interessen der Allgemeinheit nicht berücksichtigen, sind 
sie inakzeptabel und müssen reformiert oder aufgelöst werden. Ein Negativbeispiel: Die 
Gleichstellungsbeauftragte der Stadt Goslar wurde prompt entlassen, nachdem sie sich - 
entsprechend der offiziellen Definition ihres Amtes - auch für die Belange der Männer 
eingesetzt hatte. Ein solches Amt soll aber nicht der Definition eines Geschlechts als 
benachteiligter Teil der Gesellschaft dienen.  
In der Politik allgemein und insbesondere im Wahlkampf werden gerne Forderungen 
erhoben, die im wesentlichen Klientelpolitik für ein Geschlecht darstellen. Dabei besteht 
die Gefahr, am Ende nur an der Sicherung von Privilegien einzelner Gruppen zu arbeiten, 
auch wenn dies gar nicht der ursprüngliche Gedanke war. Durch Forderungen dieser Art 
entfernt man sich vom Ziel der Gleichberechtigung eher, als dieses Ziel zu fördern.  
Falls es staatliche Vorgaben zur Relevanz von Geschlechtern für Dritte gibt, müssen diese 
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konsequent gestaltet sein. So ist die Benachteiligung einer Person aufgrund ihres 
Geschlechts in Deutschland etwa bei Bewerbungsgesprächen gesetzlich verboten 
(allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG)). Gleichzeitig kann aber beispielsweise die 
Deutsche Telekom öffentlich verkünden, in Zukunft bestimmte Geschlechteranteile in der 
eigenen Belegschaft anzustreben [2]. Damit ist von kollektiver Benachteiligung des zu 
"reduzierenden" Geschlechts bei der zukünftigen Einstellung und Beförderung von 
Personal auszugehen. Es ist nicht einzusehen, warum ersteres zu 
Schadensersatzansprüchen führt, letzteres hingegen ohne Folgen bleibt.  
 
Gleichberechtigung in Gesellschaft und Öffentlichkeit  
Der Staat darf nicht das Ziel verfolgen, ein politisch motiviertes Rollen- oder 
Geschlechtermodell gegenüber der Gesellschaft zu etablieren. Emanzipation stellt einen 
Prozess dar, der einsetzt, wenn er notwendig ist und sich entfalten kann. Er ist kein 
Selbstzweck für Gruppierungen, Organisationen oder Personen.  
In jeder Gesellschaft entwickeln sich geschlechtertypische Rollen und Rollenbilder. Es wäre 
illusorisch zu denken, diese Geschlechterrollen ließen sich durch politische Maßnahmen 
einfach eliminieren. Dies ist als Ziel im übrigen auch unzureichend. Vielmehr ist eine Reihe 
von Aspekten wichtig.  
So ist Toleranz in der Gesellschaft notwendig, da nicht jeder den existierenden Rollen 
entsprechen will oder kann. Sie sichert dem Einzelnen seine Freiheit. Gleichzeitig entsteht 
dadurch auch Raum für Vielfalt. Der wird benötigt, damit sich die Gesellschaft verändern 
kann. Das verhindert auch, dass existierende Rollenbilder nicht mehr mit der Realität 
übereinstimmen und Menschen darin aufgerieben werden.  
Außerdem darf der Staat - wie bereits beschrieben - kein Geschlechtermodell vertreten 
oder fördern. Sonst würde ein solches Modell von statischen Strukturen gesellschaftlich 
manifestiert. Dies hemmt die Möglichkeit der Gesellschaft, sich frei zu verändern und zu 
entwickeln und ist deshalb inakzeptabel.  
Schließlich gilt es noch zu beachten, dass keine Rolle nur positiv oder negativ besetzt ist. 
Geschlechterrollen an sich bevorteilen oder benachteiligen nicht, sondern sie profilieren. 
Angenommen, ein Geschlecht wird durch eine Rolle als besonders wehrhaft oder als 
optisch attraktiv charakterisiert. Dadurch wird leider auch die Ausübung von Gewalt 
beziehungsweise eine Überbewertung des Äußeren gegenüber Menschen dieses 
Geschlecht eher der Fall sein.  
Alle Geschlechter verfügen über moralische Gleichheit. Die Idealisierung eines Geschlechts 
zum gesellschaftlichen Vorbild ("gender mainstreaming") in der Öffentlichkeit, den 
Medien, der Werbung und der politischen Debatte ist fatal und zerstört die Vielfalt in der 
Gesellschaft. Strömungen, die ein Geschlecht an sich als verachtenswert oder 
minderwertig betrachten, sind unmenschlich und müssen bekämpft werden.  
Wesen und Aufbau politischer Parteien soll sich nach demokratischen Maßstäben richten 
und nicht nach geschlechterorientierten Kriterien oder Dogmen. In den Parteien in 
Deutschland existieren geschlechtsbedingte Beschränkungen der demokratischen 
Teilhabe, etwa durch den möglichen Ausschluss der männlichen Teilnehmer von 
Versammlungen bei den Grünen. Ebenso existieren in verschiedenen Parteien Quoten, die 
strukturell eine Unterrepräsentanz von Teilen der Mitgliederbasis verursachen.  
 
Sprache & Wissen  
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Unter dem Vorwand geschlechtsbezogener Betonungen vorgenommene 
Sprachverunstaltungen sind abzulehnen, insbesondere das sogenannte Binnen-I. 
Diesbezügliche Sprachregelungen und -vorgaben seitens staatlicher Institutionen müssen 
abgeschafft werden. Unsere Sprache kann grammatikalisch alle Geschlechter mit 
einbeziehen, dieses Potenzial muss genutzt werden. Vermeintlich notwendige 
Hervorhebungen machen diese Möglichkeit hingegen zunichte.  
Die Bezeichnung staatlicher Stellen und Institutionen soll keine Geschlechter ausschließen, 
sofern eine Stelle keinen dedizierten Auftrag hat. In Bayern betrifft das etwa das 
“Bayerische Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen”. Ähnlich 
das Bundesfamilienministerium, umgangssprachlich auch "Ministerium für alles außer 
Männer" genannt. Eine solche Bezeichnung suggeriert, dass der Staat eine 
Hilfsbedürftigkeit gesellschaftlicher Gruppen ausschließt. Jüngere Männer ohne Familie 
werden ausdrücklich nicht mit eingeschlossen. Der Staat muss zwar mit Augenmaß 
fördern, eine solche Polarisierung ist jedoch nicht mehr zu rechtfertigen.  
Im Sinne einer Informations- und Wissensgesellschaft sollen Eigenschaften und 
Verhältnisse aller Geschlechter in den verschiedenen Lebensbereichen erforscht und 
statistisch erfasst werden. Dies ist für die Anregung und Unterstützung öffentlicher 
Debatten sehr wichtig. Solches Wissen kann Fehlannahmen und falsche Entscheidungen 
verhindern. Deshalb brauchen wir aussagekräftige und belastbare Studien und Statistiken 
zu Fragen der Geschlechtergerechtigkeit. 
Begründung: 
 
Die Piraten nehmen an der Diskussion um Gender-Themen und Geschlechterpolitik 
schon lange teil und vertreten häufig interessante Standpunkte. Auch werden wir für 
unsere Ansichten zu diesem Thema häufig attackiert. Gleichzeitig wird das Thema – 
insbesondere die Forderung gesetzlicher Quoten – in letzter Zeit verstärkt diskutiert. 
Deshalb wird es Zeit, sich weitergehend zum Thema Geschlechtergerechtigkeit zu 
positionieren.  
Positionspapiere dienen üblicherweise als Vorläufer von Forderungen im 
Wahlprogramm. In diesem Antrag werden neben landespolitischen Forderungen 
auch einige Beispiele zur Erläuterung verwendet. Daher hier die Forderungen 
nochmals in einer Übersicht:  

 Der Staat soll aufgrund seines Wesens besonders an Gleichberechtigung 
gebunden sein.  

 keine staatliche Erfassung des Geschlechts ohne Notwendigkeit (z. B. 
kommunale Melderegister)  

 Das Bildungssystem soll allen Geschlechtern gleichermaßen von Nutzen sein.  

 Quoten sind kein geeignetes Werkzeug für die Herstellung von 
Gleichberechtigung.  

 Auf ein Klientel zugeschnittene geschlechterpolitische Forderungen werden 
abgelehnt.  

 Der Staat etabliert kein Geschlechtermodell gegenüber der Gesellschaft.  

 Forschung und Studien über die geschlechtsbezogene Themen werden 
befürwortet.  

 Die moralische Herabsetzung einzelner Geschlechter ist inakzeptabel.  

 Geschlechterbezogene Sprachregelungen staatlicher Stellen sollen 
abgeschafft werden.  

 Diskriminierende Bezeichnungen staatlicher Institutionen sollen geändert 
werden.  

Aus einer allgemeinen Betrachtung können bei diesem Thema viele Ziele abgeleitet 
werden, in einigen Fällen taugt dies jedoch nur als Vorlage. Alles andere würde der 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Vielfalt und Komplexität sowie der Sensibilität, die das Thema prägt, nicht gerecht 
werden.  
Im diesem Antrag ist durchgängig von “Geschlechtern" die Rede, um geschlechtliche 
Minderheiten nicht auszuschließen. Ausnahmen davon werden nur gemacht, um 
dedizierte Forderungen in einzelnen Bereichen zu beschreiben oder wenn dies zum 
Verwenden eines Beispiels notwendig ist.  
Der Antrag baut unter anderem auf einer differenzierten Betrachtung von Staat, 
Öffentlichkeit und Individuum auf. Diese Betrachtungsweise ist den Piraten sehr 
geläufig, etwa aus der Debatte um Transparenz und Datenschutz.  
Der Abschnitt über politische Parteien dient als Stellungnahme zur Kritik an der 
öffentlich wahrgenommenen Positionierung der Piratenpartei. Er behandelt die Frage 
nach den Kriterien für die Organisation einer politischen Partei. Eine Forderung nach 
gesetzlichen Maßnahmen ist damit jedoch nicht verbunden. Denn demokratische 
Parteien sollten in einem gegebenen Rahmen selbst über ihren Organisationsstil 
bestimmen.  
Das Thema Rollen und Lebensstil erklärt am Beispiel Verdienstabstand („Gender Pay 
Gap“):  
Laut den Zahlen des Statistischen Bundesamts lag der Bruttostundenverdienst von 
Frauen 23% unter dem der Männer. Diese häufig zitierte Zahl schrumpft allerdings 
bereits durch die handwerkliche Bereinigung der Statistik auf 8% [3].  
Dazu kommen noch eine Reihe von weiteren Aspekten:  

 Das Einkommen ist durchaus abhängig vom Lebensstil.  

 Weniger "Karriere" bedeutet häufig mehr Freizeit und Lebensqualität.  

 Einkommen ist nicht gleichzusetzen mit verfügbarem Geld.  

 “Vollzeitstelle“ kann viel heißen, Überstunden, Reisen usw. werden nicht 
erfasst.  

 Anscheinend arbeiten in großen Unternehmen mehr Männer, dort ist die 
Bezahlung besser.  

Offensichtlich sind einige Faktoren also nicht erfasst oder lassen sich kaum erfassen. 
In der Folge lässt sich zumindest auf Basis von 8% Verdienstabstand noch keine 
schlechtere Bezahlung aufgrund des Geschlechts erkennen. Zumindest nicht, wenn 
derart viele Einflussfaktoren nicht einbezogen werden können.  
Zum generischen Maskulinum: Es gibt Bedenken, durch die Verwendung der 
generischen Form würde umgangssprachlich der Eindruck entstehen, es wären 
ausschließlich männliche Menschen gemeint. Falls in der Umgangssprache dieser 
Eindruck entsteht, ist die ausdrückliche Inkludierung einer weiteren Form dennoch 
nicht die Lösung. Stattdessen muss eine gedankliche Integration in die Begriffe 
stattfinden und nicht die Sprache verändert werden. Dass dies möglich ist, hat die 
Vergangenheit bewiesen. So wird das Wort "Fräulein" heute kaum noch verwendet. 
Der Begriff ist fast vollständig im Wort "Frau" aufgegangen, obwohl er früher genau 
dieser Unterscheidung diente. Sprachliche Inkludierung durch Wandel der Bedeutung 
von Wörtern aufgrund gesellschaftlicher Veränderungen ist also möglich. 
Sprachtechnisch ist das generische Maskulinum ohnehin zutreffend [4].  
[1] 
http://de.wikipedia.org/wiki/Schulabbruch#Vergleichende_Statistik_innerhalb_Deuts
chlands 
[2] http://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/deutsche-telekom-eine-quote-fuer-die-
frauen-1.20800 
[3] 
https://www.destatis.de/DE/PresseService/Presse/Pressemitteilungen/2011/03/PD1
1_120_621.html 
[4] http://de.wikipedia.org/wiki/Generisches_Maskulinum  
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Gemeinsames Sorgerecht FP01 
Beantragt durch: AG Familienpolitik: Christian Baumeister (Chris), Thomas, cmrcx, Rebecca Wißner, Ludmila, 
KnutBerlin, Rani  
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Leibliche Väter sollen, ohne einen Antrag stellen zu müssen, das Sorgerecht erhalten, wenn 
die Vaterschaft einvernehmlich anerkannt oder gerichtlich festgestellt wurde.  
 
Miteinander verheiratete Elternteile erhalten stets das gemeinsame Sorgerecht. Bei 
unverheirateten Eltern hingegen bekommt bisher die Mutter eines Kindes automatisch das 
Sorgerecht, der leibliche Vater jedoch nur mit Zustimmung der Mutter 
(Sorgerechtsparagraph §1626a Absatz 1 Nr. 1 BGB). BGH und EUGH haben diese 
Benachteiligung von Vätern schon vor Jahren beanstandet und den Gesetzgeber zu 
Korrekturen aufgefordert.  
 
Der am 04.07.2012 vom Kabinett vorgelegte Gesetzesentwurf korrigiert das bisherige 
Antragsrecht nichtverheirateter Väter dahingehend, dass künftig keine Zustimmung der 
Mutter mehr benötigt wird. Der unverheiratete Vater müsste jedoch weiterhin aktiv einen 
Antrag auf Sorgerecht stellen und, falls die Mutter dem Antrag widerspricht, sich einer 
Prüfung hinsichtlich der Gefährdung des Kindeswohls unterziehen. Dadurch würden Väter 
weiterhin benachteiligt.  
 
Wir stehen für ein gemeinsames Sorgerecht, auch bei nicht miteinander verheirateten 
Elternteilen. Hierfür bedarf es einer anderen Neuregelung des Sorgerechtsparagraphen. 
 
Wir wollen die bisherige Unterscheidung von verheirateten und nicht verheirateten Eltern 
aufheben. Leibliche Väter sollen das Sorgerecht nicht erst auf Antrag, sondern automatisch 
bekommen. Es soll zum Normalfall werden, dass ein Vater für seine Kinder verantwortlich 
ist. Ein gemeinsames Sorgerecht wäre für Väter eine Ermutigung, sich dieser 
Verantwortung zu stellen. Es wäre im Sinne unserer Kinder, wenn dadurch mehr Kinder 
mit beiden Elternteilen aufwachsen können.  
 
Sollte das Kindeswohl gefährdet sein, dann gilt es, aktiv einen Antrag auf Verwehrung des 
Sorgerechts zu stellen – nicht umgekehrt. Es gibt keinen Anlass, hier nach Geschlecht zu 
unterscheiden. 
Begründung: 
 
Der Landesverband Saarland hat das Gemeinsame Sorgerecht bereits im Programm. 
Die Landesverbände Thüringen und Brandenburg haben jeweils ein Positionspapier 
zum gemeinsamen Sorgerecht ab Geburt.  

 http://piratenpartei-saarland.de/landtagswahl-2012/wahlprogramm-zur-
landtagswahl-2012/ltw12-familienpolitik/  

 http://www.piraten-thueringen.de/2012/05/piraten-thuringen-
positionieren-sich-fur-die-gleichstellung-von-vatern-und-muttern-beim-
sorgerecht/  

 http://wiki.piratenbrandenburg.de/Antragsfabrik/gemeinsames_Sorgerecht

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Stärkung der Kinderinteressen 
bei Streitigkeiten zwischen den 
Eltern 

FP02 

Beantragt durch: AG Familienpolitik: Christian Baumeister (Chris), Thomas, cmrcx, Rebecca Wißner, Rani  
Eingereicht als Positionspapier 
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Bei Streitigkeiten der Eltern zu Sorgerecht und Umgangsrecht soll die Verfahrensdauer zur 
Klärung des Sachverhaltes deutlich verkürzt werden. Ein erster gerichtlicher 
Anhörungstermin soll binnen eines Monats erfolgen. 
 
Bei besonders schwerwiegenden Streitigkeiten soll das Gericht eine professionelle 
Mediation durch eine Beratungsstelle anordnen. Die Elternteile sind durch die 
Beratungsstelle bei ihrer Problembewältigung zu unterstützen. Die finanzielle Lage der 
Elternteile soll bei deren Beteiligung an den Beratungskosten berücksichtigt werden. 
Finanzielle Auswirkungen fördern in diesem Falle meist positiv ein Überdenken der 
eigenen Handlungen. Ist ein Beteiligter nach der erfolgten Rechtsprechung weiterhin nicht 
zur Zusammenarbeit bereit, dann kann bestimmt werden, dass er die Beratungskosten 
komplett alleine zu tragen hat. 
 
Unter Streitigkeiten der Eltern leiden die Interessen der Kinder. Aktuell dauert es Monate 
bis Jahre (je nach Ausprägung der Streitigkeiten) bis juristische Regelungen getroffen 
werden. Kinder sehen in dieser Zeit oftmals einen Elternteil nicht und die extreme, 
nervliche Belastung der Eltern durch die Gerichtsverfahren überträgt sich auf die Kinder. Je 
schneller klare Regelungen gefunden werden, umso schneller können sich Kinder auf die 
neue Situation einstellen und werden nicht weiter als Spielball zwischen den Streitern 
missbraucht. 
 
Das Münchner Modell, das einen ersten Anhörungstermin vor Gericht innerhalb von nur 
einem Monat gewährleistet, beschleunigt bereits am Amtsgericht München die 
Verfahrensdauer und wirkt sich positiv aus. Leider ist das Modell nicht verpflichtend für 
alle Richter und wird daher nicht konsequent angewendet. Die beschleunigten Verfahren 
sind qualitativ nicht schlechter und sparen in der Regel den Beteiligten Geld (juristische 
Beratung und Prozesskosten). Rechtsprechung ist ein Grundrecht der Bürger und darf nicht 
zum finanziellen Ruin führen. 
Begründung: 
  
Aktuell werden in unserer Gesellschaft die Interessen von Kindern zu wenig 
berücksichtigt. Wir sollten uns daher umso mehr für die Bedürfnisse und Rechte von 
Kindern einsetzen. 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Gleiche Basis im Kultur- und 
Freizeitbereich für Kinder 

FP03 

Beantragt durch: AG Familienpolitik: Christian Baumeister (ChB), cmrcx, Rebecca Wißner, Christian Baumeister 
(Chris), Ludmila, KnutBerlin 
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Alle Kinder und Jugendlichen sollen bis zum einschließlich 16. Lebensjahr zu allen vom 
Staat, Bundesland, Bezirk oder den Kommunen subventionierten/geförderten Kultur- und 
Freizeiteinrichtungen kostenfreien Zutritt erhalten. Zu diesen Einrichtungen zählen u.a. 
Museen, Theater, Opernhäuser, Schwimmbäder, Zoologische Gärten und Botanische 
Gärten. Der Antrag betrifft nicht privatwirtschaftlich betriebene Einrichtungen! 
 
Alle diese Einrichtungen werden von der Gemeinschaft, also von uns, bereits hoch 
subventioniert. Die Gemeinschaft unterhält diese Einrichtungen weil sie zu den 
Grundbedürfnissen unserer Nation gehören (Theater, Opernhäuser = Dichter & Denker), 
einen Bildungsauftrag (Museen, Zoos) oder einen sozialen Charakter (Zoos, 
Schwimmbäder) haben. Eine Theaterkarte zum Beispiel wird mit 70-400 Euro pro Gast 
subventioniert. Bei Zoos und Schwimmbädern liegt die Höhe der Subvention i.d.R. über 
dem ermäßigten Eintrittspreis für Kinder. 
 
Indem wir allen Kindern, unabhängig von der finanziellen Ausstattung des Elternhauses, 
die Möglichkeit geben, einfach und unbürokratisch diese Einrichtungen zu nutzen, werden 
wir langfristig auch dazu beisteuern, dass wieder ein Interesse für Kultur- und 
Freizeitmöglichkeiten geweckt wird. Außerdem können Schulen ihren Unterricht in diese 
Einrichtungen "verlegen". Dass dies so ist, zeigen Beispiele aus Italien und England und 
auch in Sachsen und Hamburg, wo teilweise Museen dies bereits praktizieren. 
 
Sachsen argumentiert mit dem Hinweis, dass Museen einen Bildungsauftrag haben und 
öffentliche Bildung für Kinder und Jugendliche kostenfrei zugänglich sein muss. Für Kinder 
aus sozial schwachen Familien sind selbst "Kinderpreise" nicht zu stemmen. Dies führt zu 
Ausgrenzung und Schichtenbildung und behindert schon früh die freie Entfaltung bei 
Kindern und die Teilhabe an der Gemeinschaft. 
 
Eine Gesellschaft die bewusst den Wert der Kinder anerkennt und ihnen die Möglichkeiten 
gibt, an den kommunal, regional, und staatlich geförderten Freizeit-, Kultur- und 
Sporteinrichtungen kostenfrei teilzuhaben, die wird auch in einigen Jahrzehnten etwas 
davon zurückbekommen. Dann, wenn es darum geht, dass sich diese dann erwachsenen 
Kinder um die Alten der Gesellschaft kümmern – wird eine solche Gesellschaft auch für 
deren Bedürfnisse ein Ohr haben. 
 
Um dieses Modell umzusetzen, müssen keine weiteren Behörden gegründet werden. Es 
müssen keine Gutscheine gedruckt werden und die erwähnten Einrichtungen sind bereits 
alle landesweit vorhanden. Sollte unser Angebot wider Erwarten von den Kindern und 

http://wiki.piratenpartei.de/BY:M%C3%BCnchen/Arbeitsgruppen_und_Projekte/AG_Familienpolitik
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Jugendlichen nicht angenommen werden, dann kostet das uns auch nichts, und von der 
Aufwandsseite kostet es erst einmal keinen Cent. 
Begründung: 
 
Immer mehr Kinder vom sozialen Alltag ausgeschlossen sind. Ein Zoo- oder 
Schwimmbadbesuch mit Freunden ist für Kinder aus einkommensschwachen Familien 
oft nicht zu machen. Sie gehen dann eben nicht mit. Ich spreche da aus Erfahrung mit 
meinen Kindern, die dann erzählen dass die oder der eben nie dabei sind. 3 Euro fürs 
Schwimmbad – das in den Ferien 7 Tage die Woche, ist eben für die Eltern dieser 
Kinder nicht zu stemmen.  
Und was Theater und Opernhäuser anbelangt – da jammert man über mangelndes 
Interesse bei der Jugend. Macht die Häuser auf für die Jungen – das wird manchen 
Spielplan durcheinander wirbeln, aber unterm Strich allen etwas bringen.  
Es sind unsere Einrichtungen – wir subventionieren sie mit Milliarden Euro pro Jahr – 
dann sollen sie auch den Schwächsten offen stehen.  
Ausführliches inkl. Zahlen unter: 
http://www.flusspiraten.net/goodies/Gleiche_Basis.pdf  
Ich habe dieses Modell in Italien kennengelernt – mit dem Erfolg, dass wir in mehr 
Museen waren, als wir eigentlich wollten. Die Erwachsenen zahlten, die Kinder 
kamen so rein. Auch in Hamburg macht man die Erfahrung, dass die Touristen 
angenehm überrascht sind, wenn die Kleinen nichts kosten. Das schafft ein gutes 
Image und bringt mehr Eltern ins Museum.  

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Kostenloser Kindergarten- und 
Kinderkrippenbesuch 

FP04 

Beantragt durch: Thomas-sch-b 
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Der Besuch einer vorschulischen Einrichtung kann einen wichtigen Beitrag dazu leisten, 
dass Kinder in der Grundschule leichter lernen und sich besser in einer Gruppe 
zurechtfinden. Gleichzeitig können Kindergärten, Kinderkrippen und andere 
Kindertagesstätten maßgeblich zur Entlastung berufstätiger Eltern beitragen und es 
manchen Eltern überhaupt erst ermöglichen einen Beruf auszuüben. 
 
Deshalb wollen wir es aus Landesmitteln ermöglichen, dass der Besuch von Kindergärten 
nach dem dritten Lebensjahr und der Besuch von Kinderkrippen bereits nach dem ersten 
Lebensjahr für jedes Kind kostenlos angeboten wird. Damit erhalten alle Kinder, 
unabhängig von ihrem familiären und gesellschaftlichen Hintergrund, möglichst gleiche 
Voraussetzungen für ihren weiteren Bildungsweg. 
Begründung: 
 
m Bundesparteiprogramm ist unter 10.5 Frühkindliche Bildung die Position der 
Piratenpartei dargestellt. Auf dem Landesparteitag_2012.1 wurde mit PA43 die 
Position zur 'Abschaffung der Kindergartengebühren' beschlossen. Im 
Bundesparteiprogramm wird nur eine Aussage zu 'Kindertagesstätten' ... 'für Kinder 
ab dem dritten Geburtstag' getroffen. In PA43 wird explizit die Gebührenfreiheit für 
kommunale Kinderkrippen oder Kinderhorte ausgeschlossen. Die ausgefeilte und sehr 
detaillierte Begründung von Captain Jack S. für die Gebührenfreiheit für Kindergärten 
lässt nicht erkennen, weshalb die Gebührenfreiheit nicht ebenfalls für kommunale 
Kinderkrippen oder Kinderhorte gelten soll.  
Die Gebührenfreiheit soll mit diesem Positionspapier auf kommunale Kinderkrippen 
für Kinder bereits nach dem ersten Lebensjahr erweitert werden, so wie sich die 
Piraten in Baden-Württemberg (LPT 2010.1, offizieller Bestandteil des 
Wahlprogramms des LV BW Wahlprogramm) in ihrem Wahlprogramm bereits 
positioniert haben. 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Systemrelevanz von Kindern & 
Familien 

FP05 

Beantragt durch: AG-Gemeinwohlökonomie / Marco Zerjav 
Eingereicht als Wahlprogrammantrag 

Antragstext: 
 
Der bayerische Landesparteitag möge folgenden Text als Programmantrag verabschieden: 
 
Der bayerische Landesverband der Piratenpartei versteht die demographische Entwicklung 
in Deutschland als Auftrag, Kinder und Familien als systemrelvant einzustufen und deren 
Belange im Sinne des Gemeinwohls auf allen Ebenen mit oberster nationaler Priorität zu 
fördern.  
Begründung: 
 
Die deutsche Bevölkerung könnte gemäß dem statistischen Bundesamt von derzeit 
aktuellen 82 Mio. Mitbürgern auf 65 Mio. im Jahre 2060 zurückgehen. Das liegt an 
der niedrigen Geburtenrate von 1.39 Kinder pro Frau. Jeder 3te Bürger ist 
voraussichtlich in 2060 über 65 Jahre alt ! In modernen Gesellschaften mit geringer 
Säuglings- und Kindersterblichkeit geht man davon aus, dass rechnerisch etwa 2,1 
Kinder pro Frau geboren werden müssen, um die Bevölkerung ohne Wanderung 
langfristig auf einem konstanten Niveau zu halten. 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Aktive Enthaltung bei Wahlen EW01 
Beantragt durch: CEdge 
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Der Wähler soll auf dem Stimmzettel die Möglichkeit haben, sich seiner bzw. seinen 
Stimmen aktiv zu enthalten. Das bedeutet, dass durch ihn keine Partei und kein Kandidat 
Stimmen bekommt. Die Stimme wird jedoch als Aktive Enthaltung zählbar und sichtbar für 

die Öffentlichkeit.   
 
Umgesetzt werden kann dies etwa durch Hinzufügen eines zusätzlichen Feldes für jede 
Stimme auf dem Wahlzettel für die Landtagswahlen. 
 
Aktive Enthaltungen würden dann ähnlich wie ungültige Stimmen zum Wahlergebnis 
zählen, allerdings etwa bei der Sitzverteilung für ein gewähltes Parlament nicht gewertet. 
 

  Eine aktive Enthaltung hat verschiedene Vorteile. Der Wähler kann damit zum Ausdruck 
bringen, dass er keine der zur Wahl stehenden Parteien bzw. Kandidaten wählen möchte. 
Ein solcher Wille kann erst durch die Möglichkeit zur Aktiven Enthaltung explizit 

ausgedrückt werden.   
 
Des Weiteren wird der (Un-)Wille der Wählerschaft dadurch besser sichtbar. Weder die 
gezielte Ungültigmachung des Stimmzettels noch das Fernbleiben von der Wahl lassen 
diese Auffassung eindeutig erkennen. Durch die Möglichkeit einer Aktiven Enthaltung 

kann Parteienverdrossenheit hingegen nicht mehr versteckt werden.   
 
Nicht zuletzt wird so für mehr Menschen wieder ein Sinn und Zweck zum Wählen 
geschaffen. So werden sie wieder in den demokratischen Prozess eingebunden und 
bleiben im Vergleich zum Nichtwähler praktisch mit diesem vertraut. 
Begründung: 
 
Die Piraten stehen für mehr Demokratie und mehr Wählermündigkeit auf dem 
Wahlzettel. 
 
Wir haben bereits ein Konzept für das bayerische Wahlsystem beschlossen, diese 
Forderung kann dem hinzugefügt werden. 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Wahl von "Keine der 
Alternativen" 

EW02 

Beantragt durch: Thomas 
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Die Wähler sollen bei öffentlichen Wahlen die Möglichkeit haben, ihre Stimmen für eine 
"Keine der Alternativen" Wahlalternative zu vergeben. Diese Wahlalternative soll bei der 
Wahl wie ein weiterer Bewerber bzw. Partei behandelt werden.  
Bei Wahlen für Parlamente oder Gremien (Landtag, Bezirkstag, Kreistag, Gemeinderat etc.) 
sollen die von dieser Wahlalternative gewonnenen Sitze unbesetzt bleiben. Gewinnt diese 
Wahlalternative bei der ersten Wahl - insbesondere bei Wahlen zu einzelnen Ämtern - 
mehr als die Hälfte der Stimmen oder können weniger als eine gewisse Mindestanzahl an 
Sitzen besetzt werden, so soll die Wahl einmalig wiederholt werden. Dabei sollen andere 
Bewerber aufgestellt bzw. Parteien teilnehmen können. Bei der Neuwahl soll die 
Wahlalternative lediglich als Enthaltung gelten. 
 
Dadurch sollen Wähler ihre Unzufriedenheit mit allen angetretenen Kandidaten oder 
Parteien ausdrücken können. Bisher haben sie dafür folgende Optionen:  

1. sie lassen durch Fernbleiben von der Wahl oder Abgabe von ungültigen Stimmen 
die anderen Wähler entscheiden;  

2. sie wählen aus Protest extremistische bzw. populistische Parteien und verhelfen 
diesen teils in die Parlamente;  

3. sie gehen selber in die Politik.  
 
Da 3. nur für wenige eine Option ist, soll hiermit vor allem 2. verhindert werden und die 
Sitze statt an extremistische Parteien lieber an niemandem vergeben werden. Der Zwang 
zur Wahl zwischen Pech und Schwefel soll entfallen und zu mehr tatsächlicher Wahlfreiheit 
führen. Die Wähler sollen wirksam zu einer Neugestaltung des bisherigen Angebots der 
Parteien auffordern können.  
 
Die Wahlbeteiligungen sinken seit Jahrzehnten immer mehr. Doch die Parteien haben 
bisher keinen Grund etwas dagegen zu unternehmen, da ihre Macht nur im Verhältnis zu 
den Stimmen für alle Parteien, jedoch nicht nach dem absoluten Anteil aller 
Wahlberechtigten verteilt werden. Parteien und Kandidaten sollen dadurch motiviert 
werden, sich mehr um die Belange der Wähler zu kümmern und eine Rückmeldung über 
ihren Rückhalt in der Bevölkerung erhalten. Durch das Freibleiben von Parlamentssitzen 
können die Wähler auch auf die Grösse und damit Kosten des Parlaments Einfluss nehmen 
und dem Parlament vorhalten, wie wenig sie die Bürger repräsentieren.  
 
Eine Neuwahl bei Parlamentswahlen ist im Vergleich zu Wahlen von Einzelpersonen (z.B. 
Bürgermeister) zwar sehr unwahrscheinlich. Indem aber nur bei der ersten Wahl eine 
Neuwahl erwirkt werden kann, wären die Parlamente jedoch selbst dann spätestens nach 
der Neuwahl handlungsfähig.  
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Begründung: 
 
Es gibt weltweit mehrere Initiativen solche "Keine der Alternativen" (Englisch: none 
of the above) Wahlmöglichkeiten einzuführen. Die Piraten sollten sich dem 
anschliessen. Erfahrungen in anderen Ländern zeigen, dass diese Alternativ idR im 
einstelligen Prozentbereich gewählt wird. Im Vergleich zum Alternativantrag haben 
die Stimmen einen Effekt und sind nicht nur symbolisch. Ein US-Richter hat neulich 
eine solche Wirkungslosigkeit von Stimmen als undemokratisch beanstandet. 
Ausserdem ist eine eindeutige Ablehnung nicht das gleiche wie eine Enthaltung. 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Schulartenvielfalt SS01 
Beantragt durch: MrBirdy 
Eingereicht als Wahlprogrammantrag 

Antragstext: 
 
Die bayrische Kultur und ihre Menschen sind sehr vielfältig. Jeder Mensch und damit 
Schüler hat die unterschiedlichsten Fähigkeiten und Interessen. Ziel sollte es sein, die 
Schüler entsprechend ihrer Fähigkeiten und Begabung optimal zu fördern, damit sie später 
bestmöglich ihren Beitrag für die Gesellschaft leisten können. Eine einzige Schulart wird 
diesen Anforderungen nicht gerecht. 
 
Die Piratenpartei Bayern unterstützt deshalb die Entstehung einer staatlichen 
Schullandschaft, die eine Vielzahl von verschiedenen Schulmodellen mit flexiblen 
Schulzeiten zu einem bestimmten Bildungsziel zulässt. 
 
Der Wechsel unter den Schularten soll einfach und unkompliziert möglich sein. Eine 
Schulart- und Schulzeitempfehlung soll durch pädagogisch geschultes Fachpersonal 
mehrfach während der Schullaufbahn gegeben werden. 
Begründung: 
 

 Die aktuelle Diskussion über die „eine“ richtige Schulart und die passende 
Schulzeit (z.B. G8 oder G9) für alle Schüler ist nicht zielführend. Ein 
kompletter Umbruch des Schulsystems zu einem neuen Modell hingegen 
auch nicht. Dieser zeigt erst in vielen Jahren ob die Umstellung erfolgreich 
war und würde Generationen von Schülern zu Testpersonen machen. Ein 
möglicher Misserfolg kann durch eine „bunte“ Schullandschaft umgangen 
werden.  

 Jeder Schüler besitzt verschiedenste Stärken und Schwächen. Dies äußert 
sich insbesondere durch den eigenen Lernfortschritt bzw. das eigene 
Lerntempo des Schülers unter bestimmten Lernbedingungen oder durch 
bestimmte Lernmethoden. Dieser Unterschiedlichkeit muss in der 
Lernlandschaft und der Schulzeitlänge Rechnung getragen werden. Ein 
Angebot von unterschiedlichen Schularten ist somit zu bevorzugen.  

 Welche Schulart/-modell für einen Schüler den größeren Lernerfolg erzielt, 
soll in verschiedenen Phasen der Schullaufbahn durch geschultes 
Fachpersonal überprüft werden. Diese Überprüfung kann durch den Lehrer 
über längere Zeiträume oder durch externes Personal (zu bevorzugen) 
geschehen.  

 Durch den Pluralismus der Schularten entsteht zwischen diesen eine 
Konkurrenzsituation, da auf lange Sicht bestimmte Schulmodell weniger 
Zulauf verzeichnen und somit zu Verbesserungen gezwungen werden.  

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
 

 

 

 

 

 

 

 

  

http://wiki.piratenpartei.de/Benutzer:MrBirdy


Programmatische Anträge 

Antragsbuch zum Landesparteitag Bayern in Maxhütte 
Erstellt von Andreas Witte 

67 von 196 
 

Bildung 2.0 SS02 
Beantragt durch: Kai Mast 
Eingereicht als Wahlprogrammantrag 

Antragstext: 
 
Ein neues Bildungssystem für Bayern  
 
Einleitung 
Das Schulsystem in Bayern is starr und unflexibel. Schon mit etwa 10 Jahren wird ein 
Schüler vor die Wahl der weiterführenden Schule gestellt, welche sein ganzes Berufleben 
beinflussen wird. Dies hat auch die bayrische Staatregierung erkannt und versucht mit 
immer neuen Schulformen entgegen zu wirken. Doch dies führt zu immer mehr 
Komplexität und für die Schüler wird es immer schwerer "ihren Weg" zu finden. Immerhin 
gibt es jetzt schon von praktischem Hauptschulabschluss bis zur allgemeinen 
Hochschulreife über ein Dutzend verschiedene Schulabschlüsse in Bayern. Dieses 
verkrustete Sytem führt auch dazu, dass in Bayern die Gymnasien überfüllt, und die 
Hauptschulen leer sind, was sich auch auf die Klassengrösse widerspiegelt.  
Wir Piraten schlagen deswegen ein neues Schulsystem vor. Das in der Übergangsphase 
parallel zum Alten bestehen soll. Dabei orientieren wir uns an der Gesamtschule, dem 
CEGEPs in Kanada sowie den guten Seiten der bayrischen Schulen, wie dem Klassenleiter-
Prinzip an den Hauptschulen oder der Kollegstufe am Gymnasium. Aber auch an neuen 
pädagogischen Konzepten wie dem Jena-Plan.  
 
Allgemein 
Bildung ist Grundlage unserer Gesellschaft. Gemeinsames lernen verhindert soziale 
Spaltung. Deswegen fordern wir Schulpflicht und gemeinsames Lernen bis zur mittleren 
Reife. Unsere Bildungssystem sieht einen langsamen Übergang vom gemeinsamen Lernen 
zu einem Kurssystem vor. Die Entscheidung über den schulischen Werdegang soll dabei 
erst mit ca. 16 statt mit 10 Jahren getroffen werden.  
Der Unterricht soll prinzipiell ganztägig stattfinden. Wir sprechen uns zudem für mehr 
Zusatzangebote, wie Musikunterricht, sowie kostenfreies und gesundheitlich 
ausgewogenes Mittagessen an Schulen aus. Dies soll sozial schwächeren Familien mehr 
Teilhabe ermöglichen, sowie das soziale Gefüge an schulischen Einrichtungen stärken. Die 
Speisepläne sollen von Pädagogen, Eltern und Schülern gemeinsam entworfen werden. 
Nur so ist eine breite Akzeptanz unter den Schülern zu erreichen.  
Lehrinhalte sollen generell überholt werden und auf den Stand des 21ten Jahrhunderts 
gebracht werden. Veraltete Konzepte, wie die Schreibschrift, sollen gestrichen werden. 
Medienpädagogik soll einen festen Platz in den Lehrplänen bekommen, und Kinder schon 
früh im richtigen Umgang mit den neuen Medien schulen. Hier soll vor Allem Wert auf die 
richtige Informationsselektion sowie den Umgang mit sozialen Netzwerken gelegt werden.  
Religionsunterricht an Schulen soll nur noch als Wahlfach angeboten werden. An seine 
Stelle soll das Pflichtfach Ethik treten. Ziel soll es sein, dass Jugendliche selbst in die Lage 
versetzt werden sich für eine Weltanschauung zu entscheiden, die sie für richtig erhalten. 
Keinesfalls soll den Schülern eine Religion vorgeschrieben oder vorgelebt werden. Die 
Piratenpartei spricht sich deshalb auch gegen jeden Form von religiösem Einfluss an 

http://wiki.piratenpartei.de/Benutzer:Kai_Mast


Programmatische Anträge 

Antragsbuch zum Landesparteitag Bayern in Maxhütte 
Erstellt von Andreas Witte 

68 von 196 
 

Schulen aus.  
Englisch soll langfristig die Stellung als Fremdsprache verlieren und in den höheren 
Jahrgangsstufen auch die Unterrichtssprache darstellen.  
 
Freie Lehrmittel 
Die aktuelle Entwicklung von Lehrmitteln für bayrische Schulen hat eine große 
Problematik. Der bayrische Staat kauft sich nicht das Recht über die Weiterentwicklung 
der Bücher zu verfügen und diese frei an bayrische Schüler zu verteilen, sondern nur 
einzelne Bücher. Deswegen begeben sich Lehrer oft auf rechtliches Glatteis, wenn sie zum 
Beispiel ihren Schülern eine Seite eines Schulbuchs kopieren.  
Um dieses Problem zu beseitigen spricht sich die Piratenpartei für die Entwicklung frei 
lizenzierter Schulbücher aus, die sowohl von Unternehmen aber vor Allem auch durch 
Schüler und Lehrer entwickelt werden. Lehrer sollen dadurch die Möglichkeit haben 
Mängel, die sie an den Büchern entdecken, zu beheben sowie sie auf dem neusten Stand 
zu halten. Schülern ermöglicht das die Bücher kritisch zu hinterfragen und ihre Meinungen 
einzubringen.  
Eigene Publikationen, die besser zu den Unterrichtsmehtoden der individuellen Lehrkraft 
passen, werden heute schon eingesetzt. Pädagogen wird aber keine Möglichkeit gegeben 
erarbeitetes Material an Dritte und andere Schulen weiterzugeben. Wir setzen uns dafür 
ein, dass eine Infrasturktur für freie Lehrmittel geschaffen wird. Diese soll zudem der 
Aufklärung über neue, zeitgemäße Lizenzmodelle dienen.  
 
Die neue Grundschule 
Gerade in den ersten Jahren an der Schule, ist das starre Klassensystem für Kinder nicht 
passend. Die Piratenpartei fordert deswegen ein klassenübergreifendes, gemeinsames 
Lernen in der Grundschule. Diese soll je nach Lerngeschwindigkeit vier bis sechs Jahre 
dauern. Die Kinder sollen durch einen Wochenplan schon früh lernen ihre Aufgaben selbst 
einzuteilen. Des Weiteren sollen soziale Kompetenzen gefördert werden und gegenseitiges 
Helfen erlernt werden.  
Wir sprechen uns auch für das ein integratives Konzept aus, welches körperlich oder 
geistig beeinträchtigte Kinder in normale Klassen einbindet. Deshalb sollen neben den 
Lehrkräften, auch zusätzlich Pädagogen eingesetzt werden, die einzelne Kinder betreuen. 
Zusätzliches Personal erlaubt hier auch eine weitere Flexibilisierung der 
Lerngeschwindigkeiten und Individualisierung der Inhalte.  
 
Die neue Mittelschule 
Die Mittelschule soll als Gesamtschule, die weiterführenden Schulen bis zur mittleren 
Reife ersetzen. Erst danach muss eine Entscheidung über den weiteren schulischen 
Werdegang getroffen werden. Sie soll fünf Jahren dauern. Parallel zum normalen 
Klassenunterricht wird hier ein Kurssystem angeboten. Der Anteil des Kursunterrichts 
nimmt dabei in den höheren Jahrgangsstufen immer weiter zu und führt die Schüler so 
langsam an eine klassenlose Schulform heran.  
Ein Kurssystem erlaubt zudem verschieden Lerngeschwindigkeiten je nach Bedürfnissen 
der Schüler. So können schon Inhalte aus den weiterführenden Schulen vorgezogen 
werden. Primäres Ziel der Mittelschule soll aber sein, den Schülern Allgemeinbildung 
anzueignen.  
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Weiterführende Schulen 
Nach der mittleren Reife müssen sich Schüler für eine der drei weiterführenden Schulen 
entscheiden.  
 
I. Vorstudium 
Das Vorstudium soll sich an der gymnasialen Kollegstufe orientieren und stellt ein reines 
Kurssystem dar. Es soll auf den Besuch einer Universität vorbereiten und den Schülern 
Grundlagen wissenschaftlichen Arbeitens beibringen. Diese Schulform soll auch eine 
Seminararbeit beinhalten und mit dem Abitur abgeschlossen werden.  
Das Abitur soll unabhängig von Schnitt oder Schule das Recht auf ein Hochschulstudium 
beinhalten. Falls eine Hochschule zu wenig Kapazität für die Anzahl der Bewerber haben 
sollte, müssen fairere und aussagekräftigere Selektionsmittel, wie zum Beispiel 
Eignungstests, zur Anwendung kommen. Generell sprechen sich die Piraten aber für einen 
freien Zugang zur Bildung und damit auch zum Hochschulstudium aus.  
Die Unterscheidung zwischen Fachhochschulreife und allgemeiner Hochschulreife, sowie 
die Anforderung einer zweiten Fremdsprache sollen abgeschafft werden, da diese vor 
Allem für "Quereinsteiger" aus dem Berufsleben eine hohe Hürde darstellt. Das 
Vorstudium soll Menschen in jedem Alter zugänglich sein und auch in Form einer 
Abendschule angeboten werden.  
 
II. Berufskolleg 
Das Berufskolleg soll eine schulische Vorbereitung auf das Arbeitsleben und ähnlich wie 
das Vorstudium aufgebaut sein. Damit soll auch ein leichter Wechsel zwischen diesen 
beiden Schulformen möglich sein.  
Es kann sowohl von Jugendlichen besucht werden, die einen weniger praktischen 
Abschluss anstreben, als auch von solchen, die keinen Ausbildungsplatz gefunden haben. 
Gerade für letztere soll es am Berufskolleg auch ein Bewerbungstraining geben.  
 
III. Berufsschule 
Die heutige Berufsschule soll in ähnlicher Form bestehen bleiben, und ausschließlich von 
Jugendlichen besucht werden, die in einem Betrieb ausgebildet werden. Der Unterricht an 
den Berufsschulen soll sich also an der praktischen Ausbildung der Betriebe orientieren.  
Die Möglichkeit nach längerer Berufserfahrung den Zugang zu einem Hochschulstudium zu 
erhalten, sowie die Möglichkeit das Abitur nach der Berufsausbildung nachzumachen 
sollen erhalten bleiben.  
Begründung: 
 
Bayern braucht undebing ein einfacheres Schulsystem. Mein Vorschlag stellt einen 
Kompromiss zwischen dreigliedrigem System, Kurssystem (Piraten NRW) und 
Gesamtschule dar. 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Verhinderung von 
Schulschließungen durch 
homogene Schulsystemreform 

SS03 

Beantragt durch: Otto Pittner 
Eingereicht als Wahlprogrammantrag 

Antragstext: 
 
1. - Abschaffung des jetzigen drei-gliedrigen Schulsystems in ein zwei-gliedriges: - Schüler 
der jetzigen Real- und Wirtschaftsschulen werden wieder auf die bestehenden 
Mittelschulen verteilt. Dadurch können so gut wie alle bestehenden Mittelschulen in den 
strukturschwachen Regionen erhalten werden. - Der mittlere Bildungsabschluss (mittlere 
Reife) an Mittelschulen ist endlich kein Abschluss 2ter Klasse mehr gegenüber der 
mittleren Reife, die in Real – und Wirtschaftsschulen erworben wurde – so wie das faktisch 
derzeit immer noch der Fall ist. 
 
2. - Einführung einer zweijährigen Orientierungsstufe nach der Grundschule, um den 
erheblichen Auslesedruck von Schülern, aber auch Eltern und Lehrern zu nehmen. 
Begründung: 
 
Landkreisübergreifend sind viele Gemeinden im bayerischen Wald von einem 
existenziellen Problem bedroht: Der Schulschließung! Bedingt ist diese Tatsache 
durch das Schulwahlverhalten und die die demografische Entwicklung, die gerade in 
ländlichen Gegenden zu eklatanten Bevölkerungsrückgang führt. Ein aktuelle Studie 
der Vodafone-Stiftung, durchgeführt durch das Institut für Demoskopie Allensbach 
ergab folgendes Ergebnis: Nur noch 3 % der Eltern wünschen sich für Ihr Kind einen 
Hauptschulabschluss! 66 % wünschen sich für Ihr Kind das Abitur, 23 % die mittlere 
Reife! Im Jahr 2000 waren es noch 13 % die sich für die Hauptschule ausgesprochen 
haben! Entsprechend rückläufig ist die Übertrittsquote an die Hauptschule: Diese fiel 
von 42,2 Prozent im Jahr 2000 auf nur noch 29,4 Prozent im Jahr 2009 mit weiter 
deutlich abnehmender Tendenz. Die Tendenz steigender Übertrittsquoten an 
Realschulen und Gymnasien konnte auch zum Schuljahr 2010/11 nach der 
Umwandlung von zwei Drittel der Hauptschulen in Mittelschulen nicht gestoppt 
werden.  
Konkret heißt das für Bayern: Wenn das bisherige Schulsystem beibehalten wird, 
sind:  
                   bis 2015 23 % (247 Schulen),  
                   bis 2020 37 % (369 Schulen), 
                   bis 2030 48 % (512 Schulen) als Standort gefährdet!  
 
 
Für unseren Heimatlandkreis FRG sind:  
                   bis 2015 18 % der Schulen 
                   bis 2020 45 %  
                   bis 2030 55 %  als Standort gefährdet! 
Für unser Heimatlandkreis Regen sind:  
                   bis 2015 13 % der Schulen 
                   bis 2020 13 %  

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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                   bis 2030 50 %  als Standort gefährdet! 
Quelle: BLLV  
In dieser Statistik sind noch nicht einmal die Schulen aufgeführt, die stillschweigend 
als „Außenstellen“ geschlossen werden.  
Konsequenzen, die sich durch die Schließung von Schulen innerhalb der Gemeinden 
für unseren ohnehin schon strukturschwachen Raum ergeben:  
Kein Zuzug junger Familien mit Kindern! Kein Nachwuchs für örtliche Vereine, wie 
Feuerwehr, Sportvereine, ect. Keine Investitionen in Infrastruktur, Straßen, 
Öffentlichen Nahverkehr, schnelles Internet (DSL), ect. Weniger Investitionen in die 
Aufrechterhaltung der scheinbar banalsten Dinge, wie z.B. rechtzeitiger Winterdienst 
uvm.  
Fakt: Mittel – bis -langfristig sterben die Gemeinden aus!  
Man ist geneigt zu unterstellen, dass diese Entwicklung von der jetzigen Regierung 
vielleicht durchaus gewollt ist. Schließlich kennen wir ja alle die Empfehlung des 
Zukunftsrates an die bayrische Staatsregierung, nur noch in die Großstädte in Bayern 
zu Leistungszentren weiterzuentwickeln und den ländlichen Raum zu reinen Schlaf- 
und Urlaubsregionen umzufunktionieren. (siehe PNP-Artikel vom 21.1.2011, S.1)  
Dagegen müssen und wollen wir uns jedoch wehren! Durch die geforderte 
Schulreform können alle Standorte nachweislich (Quelle Studie BLLV, Interessierte 
können bei mir fundierte Unterlagen des Bayrischen Lehrerverbandes verlinkt 
bekommen) gehalten werden!  
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Eisenbahn-Netzausbau-Strategie 
der Piratenpartei Bayern 

VK01 

Beantragt durch: Awitte 
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Strategie des Ausbaus  
 
Wir setzen uns dafür ein, im Sinne der in den 1990er Jahren entwickelten "Netz21"-
Strategie der Bundesbahn die Güterzüge möglichst abseits der Hauptrouten der 
Personenzüge zu führen. Dadurch soll insbesondere die Infrastruktur in sogenannten 
strukturschwachen Gebieten Bayerns stark aufgewertet werden, auch wenn das 
Personenverkehrsaufkommen dazu fehlt. Andererseits soll dadurch auf den 
Hauptrelationen des Personenverkehrs mehr Platz für eine weitere Verdichtung 
geschaffen werden. Außerdem sollen dadurch die ohnehin sehr stark belasteten 
Infrastrukturen der bayerischen Eisenbahnzentren München und Nürnberg entlastet und 
eventueller innerstädtischer Baubedarf vermieden werden.  
 
Ausbaustandards  
 
Generell wünschen wir uns ein Gleis je Fahrtrichtung (zweigleisiger Ausbau). Die 
Elektrifizierung halten wir für obligatorisch, da dies im internationalen Güterverkehr 
Standard ist und wesentliche Vorteile in der Betriebsführung, bei den Betriebskosten, der 
geringeren Schallemission, der höheren Energieeffizienz und der größeren Leistungsstärke 
der Züge hat. Außerdem können auf elektrifizierten Strecken sprintstarke elektrische 
Personenzüge die Fahrzeiten weiter verkürzen und dadurch ein attraktiverer SPNV 
angeboten werden.  
 
Auf den Güterkorridoren soll sich die Dimensionierung der Serviceeinrichtungen, der 
Gleisanlagen und der Leit- und Sicherungstechnik an den jeweiligen Maximalwerten 
(Zuglänge, Achslast, Lichtraumprofil etc.) und üblichen Eigenschaften (Fahrdynamik, 
Zugbeeinflussung, etc.) der künftig auf den Güterkorridoren verkehrenden Züge 
ausrichten.  
 
Damit der Nahverkehr von dem Ausbau ebenfalls profitiert, soll die zulässige 
Streckenhöchstgeschwindigkeit möglichst durchgängig bei 160 km/h liegen, auch wenn der 
Güterverkehr oft nicht über 100-120 km/h hinaus kommt. Des Weiteren wünschen wir 
uns, dass die Bahnübergänge an verkehrsstarken Straßen oder in unübersichtlichen Lagen 
durch höhenfreie Querungen ersetzt werden. Ferner ist es für alle Züge nützlich, wenn 
enge Gleisbögen vergrößert oder sogar begradigt werden können; fallweise ist für die 
schnellere Bogenfahrt auch eine Anpassung der Gleisüberhöhung (Querneigung) nützlich.  
 
Finanzierung:  
 

http://wiki.piratenpartei.de/Benutzer:Awitte
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Um den Baufortschritt möglichst schnell voranzutreiben, soll der Freistaat eine 
vollständige Vorfinanzierung den anderen Fördergeldgebern anbieten. Ein Verzicht auf die 
üblichen Fördermittel anderer Geber scheidet jedoch aus. Die Vorfinanzierung soll bei 
Baumaßnahmen im benachbarten Nicht-Bayern angeboten werden, wenn diese Aus- oder 
Umbauten direkt in einem kausalen Zusammenhang oder einer Abhängigkeit mit einem 
innerbayrischen Bauprojekt stehen. 
 
Bauabschnitte sollen nicht unter dem rollendem Rad realisiert werden, sondern möglichst 
in einem Guss durch eine saisonale Außerbetriebnahme mit entsprechenden SEV-
Angeboten. Dadurch werden ewig lange Nachtbaustellen, ein langer Bauzeitraum mit 
Betriebsinstabilität und Kapazitätseinschränkungen, Bauarbeiten in vielen Bauabschnitten 
und weitere Faktoren, die die Baumaßnahmen verteuern, vermieden. 
 
Wir setzen uns damit verbunden für eine bayernweit einheitliche Abgabe ein, die 
zusätzlich die Einnahmen erhöht und die Vorfinanzierung ermöglichen soll. Diese kann 
nach Abschluss der Bauarbeiten auslaufen oder zur massiven Verbilligung (Flatrate in Form 
von Zeitkarten) bis zum fahrscheinlosen ÖPNV weiterverwendet werden. Die 
Weiterverwendung der Abgabe innerhalb des ÖPNV lassen wir daher explizit offen. Jedoch 
ohne einen massiven Ausbau ist ein bayernweit fahrscheinloser ÖPNV sowieso nicht 
durchführbar. Der fahrscheinlose ÖPNV würde ohne Ausbau zum Opfer seines eigenen 
Erfolgs: Aufgrund des erwartbaren Fahrgastzuwachses käme es zu einer chronischen 
Überlastung und somit zur Unattraktivität.  
 
konkretes Beispiel: Nord-Süd-Güterkorridor Hof-Brenner/Tauern  
 
Wir halten die Einrichtung einer weiteren Eisenbahntransversale von Nordostdeutschland 
(Nordsee, Ostsee, Polen) nach Rosenheim (Brennerzulauf) und Salzburg 
(Tauernbahnzulauf) für dringend erforderlich.  
Diesen Güterkorridor "(Nordostdeutschland -) Hof - Brenner/Tauern" wollen wir über 
Regensburg, Landshut und Mühldorf führen, um sowohl diese Wirtschaftsstandorte zu 
stärken als auch die großen Bahnknoten Nürnberg und München sowie die klassische 
Nord-Süd-Strecke Hannover - Würzburg zu entlasten. Wir fordern einen durchgehenden 
zweigleisigen Ausbau und eine vollständige Elektrifizierung. Dieser Projektvorschlag ist 
auch politisch vorteilhaft, weil er nicht mit anderen Ländern abgestimmt werden muss. Die 
entsprechenden Anschlussstrecken sind bereits in einem Güterkorridor enthalten oder 
hierfür vorgesehen. 
 
Dieses Projekt umfasst folgende Maßnahmen:  

 vollständige Elektrifizierung Hof - Regensburg  
 viergleisiger Ausbau Regensburg HBF - Obertraubling mit höhenfreier Verzweigung 

der Regensburger Gegenkurve (Relation Hof - Landshut/Passau) und Ausbau des 
Rangierbahnhofgeländes mit zusätzlichen Wartegleisen  

 Osttangente für Landshut, um die Güterzüge aus Regensburg östlich an Landshut 
Richtung Mühldorf vorbeizuführen, idealerweise mit Abzweigmöglichkeit auf die 
Strecke von Dingolfing  

 Zweigleisiger Ausbau Landshut - Mühldorf mit Elektrifizierung und Prüfung einer 



Programmatische Anträge 

Antragsbuch zum Landesparteitag Bayern in Maxhütte 
Erstellt von Andreas Witte 

75 von 196 
 

Westumfahrung für Vilsbiburg und Neumarkt-St.Veit idealerweise mit höhenfreien 
Abzweigen in den Ort für den Regionalverkehr  

 Zweigleisiger Ausbau Mühldorf - Rosenheim mit Elektrifizierung  
 Höhenfreie Ein-/Ausfädelungen im Knoten Rosenheim (Bahnstrecken München / 

Mühldorf - Rosenheim - Salzburg / Innsbruck)  
 Für den Abzweig zur Tauernbahn fordern wir den zweigleisigen Ausbau und die 

Elektrifizierung Mühldorf - Freilassing mit ebenfalls zügiger Realisierung der bereits 
fest geplanten Ausbaustrecke München - Mühldorf - Salzburg; zur direkten Führung 
der Güterzüge aus Regensburg Richtung Salzburg und Burghausen (Chemiedreieck) 
fordern wir eine Gegenkurve östlich von Mühldorf.  

 
Ergänzend hierzu halten wir einen Ausbau nachfolgender Zweigstrecken dieses 
Güterkorridors für sinnvoll:  

 Elektrifizierung Hof - Neuenmarkt-Wirsberg - Hochstadt-Marktzeuln (weiter 
Richtung Bamberg)  

 Vollständiger zweigleisiger Ausbau Cheb(Eger) - Marktredwitz - Pegnitz - Nürnberg 
mit Elektrifizierung  

 
Auch in West-Ost-Richtung wünschen wir uns mehrere Korridore, die gemeinsam mit dem 
Nord-Süd-Korridor und weiteren Güterkorridoren in den benachbarten Ländern ein Netz 
für die Güterzüge bilden sollen. Diese wollen wir jedoch mit den benachbarten Ländern 
gemeinsam festlegen, da es nichts nutzt, einen Korridor in eine Sackgasse ab der Grenze zu 
legen. 
Begründung: 
  

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Nahverkehrsfahrzeugpool VK02 
Beantragt durch: Awitte 
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Kurzeinleitung 
 
Seit der Regionalisierung ist die Verantwortung für Regionalverkehre auf die Länder 
übergegangen. Diese haben zur Erbringung eigene Zweckgesellschaften gegründet. In 
Bayern ist dies die Bayerische Eisenbahngesellschaft mbH (BEG). Diese plant, organisiert 
und überwacht die Erbringung der Regionalverkehrsleistungen durch privatwirtschaftliche 
Unternehmen. 
 
Fahrzeugpool in Niedersachsen 
 
Die Landesnahverkehrsgesellschaft Niedersachsen mbH (LNVG) pflegt zur Erbringung der 
Nahverkehrsaufgaben einen eigenen Fahrzeugpool. Die privatwirtschaftlichen 
Verkehrsunternehmen sollen aus diesem Pool die Fahrzeuge zur Erbringung des 
Nahverkehrs mieten. Dadurch können die Vorlaufzeiten bei einer Verkehrsübergabe 
massiv verkürzt werden, da die Fahrzeuge schon beschafft werden können, während die 
Ausschreibung noch läuft. Außerdem können im kapitalintensiven Eisenbahnbereich die 
Kosten stark gedrückt werden, da bei Sammelbestellungen entsprechend niedrigere Preise 
erzielt werden können und die öffentliche Hand sich Geld zur Beschaffung der Fahrzeuge 
deutlich billiger ausleihen kann wie privatwirtschaftliche Verkehrsunternehmen. Eine 
Beschwerde der DB AG gegen den landeseigenen Fahrzeugpool der LNVG wurde vom OLG 
Celle abgewiesen. 
 
Fahrzeugpool für Bayern 
 
Wir fordern, dass der Freistaat Bayern unter der BEG ebenfalls einen Fahrzeugpool 
einrichtet. Damit sollen wie in Niedersachsen die Vorlaufzeiten verkürzt und Kosten im 
Regionalverkehr eingespart werden. Außerdem soll die BEG prüfen, ob im Einzelfall 
Sammelbestellungen gemeinsam mit der LNVG oder anderen 
Landesverkehrsgesellschaften zur Kostenreduzierung im Einkauf Sinn machen. 
 
Anders als in Niedersachsen sollen die Fahrzeuge, nicht von den privatwirtschaftlichen 
Verkehrsunternehmen gemietet werden um dann einen höheren Zuschuss für die 
Durchführung des Verkehrs zu zahlen, sondern den Verkehrsunternehmen beigestellt 
werden. Dies erlaubt auch einen Austausch der Fahrzeuge wärend der Vertragslaufzeit. 
 
Der Fahrzeugpool soll ebenfalls der Politik und den Fahrgästen/Bürgern erlauben, die 
Fahrzeuge ggf. zur Verbesserung der Kapazitäten auszutauschen und durch das Eigentum 
an den Fahrzeugen den Regionalverkehr auch zwischen den Ausschreibungen 
mitzugestalten. 
 

http://wiki.piratenpartei.de/Benutzer:Awitte
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Gerechterer Wettbewerb und nachhaltige Fahrzeugnutzung 
 
In den Verkehrserbringungsverträgen werden oft Neufahrzeuge gefordert. Doch 
Neufahrzeuge können insbesondere kleinere Eisenbahnverkehrsunternehmen nicht so 
günstig beschaffen wie der Zentraleinkauf von ehemaligen Staatsbahnen für deren 
Tochtergesellschaften. Dadurch ergeben sich alleine durch die Größe der Unternehmen 
Wettbewerbsverzerrungen. 
 
Gleichzeitig laufen die Ausschreibungsverträge deutlich kürzer wie die 
Fahrzeuglebensdauer. Werden Neufahrzeuge ausgeschrieben, entstehen unnötig hohe 
Kosten, da brauchbare Fahrzeuge im Zweitmarkt unter dem Preis verscherbelt werden. 
Wird die Übernahme der Fahrzeuge vom nächsten Verkehrsunternehmen gefordert, so 
muss dieses einen Übernahmepreis mit dem Vorgänger verhandeln. Doch in der Regel will 
dieser selbst den Verkehr fortführen und benachteiligt alle Konkurrenten. U.a. hat sich aus 
diesem Grund die DB Regio AG aus der Ausschreibung um das BOB-Netz zurückgezogen. 
 
Mit einem Fahrzeugpool können alle Eisenbahnverkehrsunternehmen gleichermaßen am 
Wettbewerb teilnehmen. 
Begründung: 
 

 Erarbeitung aus der Stellung, dass wir einen attraktiven Nahverkehr in 
Bayern wünschen...  

 Außerdem geht es um fairen Wettbewerb. Während die DB AG einen 
zentraleinkauf hat, können andere EVU sich die Fahrzeuge nicht so billig 
beschaffen. Dadurch tritt eine Wettbewerbsverzerrung ein.  

 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Positionspapier "2. S-Bahn-
Stammstrecke München" 

VK03 

Beantragt durch: Awitte 
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
1. Stellungnahme zur den Planungen der Staatsregierung 
 
Wir sehen die bisherigen Planungen der 2. Stammstrecke in München kritisch und fordern 
die vollständige Aufgabe der bestehenden Planungen. Diese Planungen werden trotz 
Investitionen jenseits der 2 Mrd. Euro nicht zu einem besserem S-Bahn-Verkehr in der 
Wirtschaftsmetropole München führen, sondern diesen verschlechtern:  
Insbesondere kritisieren wir die geplante Aufgabe des attraktiven 10/20-Minuten-Takts für 
einen 15/30-Minuten-Takt als teuerste Standortschädigung Münchens und als schweren 
politischen Vandalismus am S-Bahn-Netz. In Summe werden trotz des Neubaus einer 
Stammstrecke kaum mehr Züge durch die Innenstadt fahren. 
 
Die geplanten Express-S-Bahnen kritisieren wir, da diese das Angebot für viele Fahrgäste 
nicht verbessern werden. Der Großteil der Fahrgäste entsteht innerhalb der MVV-Ringe 6 
und 7. Eine Fahrzeitverkürzung für die Ringe 8 bis 12 zu Lasten der Kapazitäten innerhalb 
der Ringe 1 bis 7 ist jedoch eine falsche Prioritätensetzung, da diese nur Fahrgäste in der 
entfernten Peripherie anspricht, aber die sehr dicht bevölkerten Gebiete an den 
Stadtgrenzen nicht oder nur kaum bedient. Damit wird für das kleinere Fahrgastpotenzial 
ein sehr kilometeraufwändiges Angebot erstellt. 
 
Außerdem dauert der „Genehmigungszirkus“ seit mehreren Jahren an: Nach einer ersten 
Kostenschätzung sollte der zweite Stammstreckentunnel lediglich 500 Mio. Euro kosten. In 
diesem Preis waren zahlreiche Zwischenbahnhöfe enthalten. Außerdem war eine 
wendefreie Einfahrtsmöglichkeit, also eine Tunnelverzweigung, über den Ostbahnhof nach 
Giesing vorgesehen. Mit 500 Mio. Euro wurde damals der zweite Stammstreckentunnel 
gleich teuer geschätzt wie der Maximalausbau des Südrings, und damit der Südring 
verworfen. Doch die 500 Mio. Euro für die zweite Stammstrecke konnten die Planer nicht 
lange halten. Deswegen wurden die Tunnelverzweigung nach Giesing aufgegeben, etliche 
Zwischenbahnhöfe wieder gestrichen und an weiteren Stellschrauben der zweite 
Stammstreckentunnel verbilligt. Trotzdem deutet heute alles darauf hin, dass der Tunnel 
über 2 Mrd. Euro kosten wird. Außerdem ist keiner der Abschnitte endgültig 
planfestgestellt, da alle nochmal zur Verringerung der Kosten umgeplant werden mussten. 
Wir erklären, dass dieses Vorgehen der Bürgerverwirrung statt Aufklärung und 
Bürgerbeteiligung nicht hinnehmbar und tragbar ist. Wir wollen einen parlamentarischen 
Untersuchungsausschuss, der prüfen soll, ob schuldhaft und/oder taktisch die Kosten für 
den zweiten Stammstreckentunnel erst so niedrig angesetzt wurden, um einen Ausbau des 
Südrings zu verhindern, und wer die Verantwortung für diese inzwischen 10-jährige 
Verspätung des Netzausbaus durch die vielfachen Umplanungen trägt.  
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2. Ziele der Piratenpartei bzgl. der S-Bahn München  
 
Wir treten dafür ein, dass auf jedem S-Bahn-Ast ein 10-Minuten-Takt eingerichtet wird. Die 
bestehende Stammstrecke soll für einen 100-Sekunden-Takt der Züge ausgerüstet werden 
und der Südring soll ins Netz der S-Bahn einbezogen werden. Anstelle der Express-S-
Bahnen soll ein Teil der Regionalbahnen und Regionalexpresszüge die Haltestellenpolitik 
des ehemaligen Nahverkehrsprodukts „Stadtexpress“ im Stadtgebiet wieder anwenden 
und einige wichtige Stationen mit vielen Zu-/Umsteigern bedienen.  
Im Einzelnen bedeutet dies:  
 
2.1. bestehende Stammstrecke 
 
Wir möchten, dass die Abfertigungsprozesse verbessert werden: Die bestehende 
Stammstrecke soll eine Nachrüstung mit einer leistungsfähigeren Linienzugbeeinflussung 
(LZB) und eine Verlängerung der LZB bis zu jeweils der Station, ab der nur noch eine Linie 
verkehrt, bekommen. Die neue, verbesserte LZB soll durch „Automatisches Fahren und 
Bremsen“ (AFB) den Triebzug an der immer gleichen Stelle zum Stehen bringen. Dadurch 
wird es möglich, Einstiegs- und Aussteigsbereiche auf den Bahnsteigen zum Beispiel durch 
im Boden eingelassene Beleuchtungen oder Farbmarkierungen zu kennzeichnen. Dadurch 
soll insbesondere am Ostbahnhof, Rosenheimer Platz, Isartor, Donnersberger Brücke, 
Hirschgarten, Laim und Pasing der Fahrgastwechsel beschleunigt werden. Die Haltestelle 
Hackerbrücke soll wie die Stationen Marienplatz, Hauptbahnhof und Stachus mit 
doppelten Bahnsteigen für die „Wiesn“ ausgestattet werden. Zusammen mit dem 
punktgenauen Halt der Triebzüge lassen sich somit saisonal Geländer am Bahnsteig 
errichten, womit das Gleissturzrisiko alkoholisierter Personen nahezu gänzlich 
ausgeschlossen wird.  
Weiterhin sollen auf der bestehenden Stammstrecke die Türen nicht mehr 
lichtschrankengesteuert und dezentral geschlossen werden, sondern es soll durch das am 
Bahnsteig arbeitende Abfertigungspersonal zentral ein Schließbefehl erteilt werden. Da 
das Abfertigungspersonal sicherstellt, dass alle Türen frei sind, kann ohne die 
Lichtschrankenautomatik und somit deutlich schneller geschlossen werden. 
Verzögerungen wegen blockierenden Fahrgästen werden weiter minimiert.  
Die leistungsfähigere LZB sowie die Veränderungen bei der Abfertigung sollen eine feste 
Zugfolgezeit von 100 Sekunden ermöglichen und damit deutlich mehr S-Bahnen durch die 
Stammstrecke führen.  
 
2.2. neue Stammstrecke, der Südring  
 
Wir treten dafür ein, kurzfristig den von Stefan Baumgartner und Thomas Kantke 
vorgeschlagenen „Teilausbau Südring“ zu realisieren. Dieser belässt alle nötigen 
Baumaßnahmen auf bestehenden Gleiskörpern und kann somit besonders schnell 
genehmigt werden. Dabei soll auf einen ggf. langfristig folgenden Vollausbau des Südrings 
Rücksicht genommen werden. Fehlende Grundstücke für den Vollausbau entlang des 
Südrings sollen deshalb gesichert werden.  
Weiterhin soll erweiternd zum Teilausbau des Südrings mit Weichenverbindungen in den 
Gleisvorfeldern von Ostbahnhof und Pasing/Laim sowie durch eine leistungsfähige LZB am 
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Südring die Möglichkeit entstehen, im Störungsfall der bestehenden Stammstrecke einen 
Großteil des S-Bahn-Verkehrs auf den Südring umzuschwenken. Dadurch sollen am Südring 
die Passagierkapazitäten für die aus der U-Bahn umsteigenden Passagiere geschaffen 
werden. Ein komplettes Auseinanderbrechen des S-Bahn-Netzes in zwei Hälften wird 
damit verhindert.  
 
Durch die neuen S-Bahn-Haltestellen Poccistraße, Kolumbusplatz und Friedenheimer 
Brücke sowie einen neuen Bahnsteig am Heimeranplatz entstehen neue 
Umsteigeverbindungen, und es werden neue Gebiete in München attraktiv erschlossen. 
Insbesondere am Heimeranplatz entstanden in jüngster Zeit mehrere Tausend 
Arbeitsplätze durch größere Büroneubauten, wie beispielsweise das Fraunhofer Institut 
oder der ADAC, und weitere Gelände erwarten eine Neubebauung. Die geplante 2. 
Stammstrecke der Staatsregierung erschließt lediglich bereits mit der S-Bahn gut 
erschlossene Gebiete in der Innenstadt und würde damit das Immobilienpreisgefälle 
weiter fördern. Der ohnehin gentrifizierungskranke Patient „München“ käme dem 
Gentrifizierungstod durch den Stammstreckentunnel der Staatsregierung deutlich näher.  
 
2.3. Außenbereich Münchens 
 
Des Weiteren treten wir dafür ein, im Außenbereich den Ausbau schneller voranzutreiben.  
Hierbei sollen eingleisige Abschnitte, die bislang dafür sorgen, dass aus München 
kommende S-Bahnen die nach München fahrenden S-Bahnen an Kreuzungsbahnhöfen 
verzögern, so ausgebaut werden, dass eine aus München kommende, bis zu 10 Minuten 
verspätete S-Bahn, keine Verspätungsauswirkung auf nach München fahrende S-Bahnen 
durch Kreuzungskonflikte oder Fahrstraßenkonflikte hat. Um die Entkopplung zu 
vollenden, fordern wir, dass jede S-Bahn nach Fahrplan vor Beginn der Fahrt mindestens 
10 Minuten bereit steht. Durch diese Entkopplung von Verspätungen der beiden 
Fahrtrichtungen kommen mehr S-Bahnen pünktlich an den Einfädelungsorten der 
Stammstrecke und des Südringes an, und die Gesamtpünktlichkeit erhöht sich.  
Außerdem soll der 10-Minuten-Takt zur Hauptverkehrszeit auf alle Linien (außer S20, S27) 
ausgedehnt werden, da der Großraum München weiterhin ein starkes 
Bevölkerungswachstum vorweist. Auf den Strecken mit Mischbetrieb sehen wir 
Verbesserungspotenzial im Bereich der Signaldichte, um engere Blockabstände zu 
ermöglichen. Auf den Strecken nach Fürstenfeldbruck, Neufahrn und Markt Schwaben 
sehen wir dringenden weiteren Baubedarf.  
 
2.4. Stadtexpress statt Express-S-Bahnen  
 
Wir fordern anstelle der Express-S-Bahnen, dass ein Teil der nach München verkehrenden 
Regionalbahnen und Regionalexpresszüge die Haltestellenpolitik des ehemaligen 
Nahverkehrsproduktes „Stadtexpress“ (SE) anwendet. Die Haltestellenpolitik des SE sieht 
außerhalb von Ballungszentren einen Express-Verkehr vor. In Ballungszentren hält er an 
weiteren wichtigen Umsteige- bzw. Quell- und Zielbahnhöfen. Im Umland von München 
hat zum Beispiel die Bayerische Oberlandbahn die Haltestellenpolitik des SE beibehalten 
und hält in München auch an Siemenswerke, Harras und Donnersberger Brücke. Diese 
Halte haben jeweils eine Umsteigemöglichkeit zu einer U-Bahnlinie oder mit 
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bahnsteiggleichem Übergang in die S-Bahnen der Stammstrecke. In den Haltestellen 
Moosach, Feldmoching, Trudering, Riem (um schnell zur Messe zu kommen), sowie allen 
Grenzpunkten des 10-Minuten-Takts sehen wir ähnliche Kandidaten für attraktive 
Umstiege.  
 
Wir sprechen uns aus fahrplantechnischen Überlegungen gegen Express-S-Bahnen aus: S-
Bahnen können einander nicht auf ihren Gleisen überholen. Inklusive der Zeit, die beim 
Beschleunigen und Bremsen gebraucht wird, kann man sagen, dass jede Haltestelle etwa 2 
Minuten Zeit kostet. Eine durchfahrende Express-S-Bahn spart diese Zeit. Wenn eine 
Express-S-Bahn an 4 Haltestellen nicht hält, wird ein attraktiver 10-Minuten-Takt schon 
wieder unmöglich. Die Express-S-Bahn würde zu dicht auf die reguläre S-Bahn auffahren. 
Doch im direkten Umland von München wohnen deutlich mehr Menschen und somit 
potenzielle Fahrgäste. Express-S-Bahnen würden somit der attraktiven Bedienung des 
deutlich größeren Fahrgastpotenzials im 10-Minuten-Takt widersprechen.  
Begründung: 
 
Erarbeitet aus der grundsätzlichen Position, einen attraktiven Nahverkehr zu fördern, 
Bundesprogramm 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Neuanfang bei der 
Güterverladung in Bayern 

VK04 

Beantragt durch: Awitte 
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Wir setzen uns dafür ein, den Güterverkehr in Bayern auf die Schiene zu verlagern. Die 
Gründe sind vielfältiger Natur, beispielsweise der hohe Wasserkraftanteil im Bahnstrom 
Bayerns und damit verbundene Überlegungen hinsichtlich der Erdölautarkie, der deutlich 
energieeffizientere Transport großer Massen und Volumen über weite Wege auf der Bahn, 
die Entlastung der Straßenverkehrswege oder wirtschaftliche Überlegungen.  
 
Wir sehen u.a. den Eisenbahngüterverkehr hindernde Defizite bei der Verladung, sowohl 
bei den zur Verfügung stehen Verladekapazitäten wie auch bei den sehr weit auseinander 
gestreuten Verladestationen, die wirklich neutral von jedem Spediteur und 
Eisenbahnverkehrsunternehmen (EVU) genutzt werden können.  
 
Die letzten 2 Jahrzehnte  
 
In den letzten zwei Jahrzehnten haben sich unter anderem massive Entwicklungen in der 
Siedlungs- und Gewerbestruktur bemerkbar gemacht. Innerorts wird nur noch selten 
produziert, dafür immer mehr gewohnt. Die Produktion von Gütern ist häufig an den 
Ortsrändern in neu ausgewiesenen Gewerbegebieten angesiedelt. Damit macht auch eine 
Güterverladung oder die Aufrechterhaltung von Laderampeninfrastruktur innerorts, wo 
diese historisch an den Bahnhöfen ihren angestammten Platz hatten, nur noch wenig Sinn. 
Die Lärmemissionen und die Verkehrsbelastungen des Hol- und Bringverkehrs zu solchen 
Verladestationen würde innerorts die Anlieger massiv stören.  
 
Ebenfalls hat sich die Arbeits- und Gewerbestruktur im Markt verändert. Statt großer 
Betriebe, welche alleine einen Eisenbahnanschluss auslasten, sind immer mehr 
spezialisierte Betriebe mit einer kleineren Produktpalette und somit deutlich kleineren 
Warenströmen zu finden. Da die Eisenbahn nach wie vor ein Massentransportmittel ist, 
lohnt sich die Anbindung solcher mittelständischer Betriebe mit einem eigenen Anschluss 
an die Eisenbahn nicht und der Transport mit dem LKW hat massiv zugenommen.  
Neuanfang  
 
Doch fast alle Gewerbegebiete, die neu entstanden sind, haben eins gemeinsam: Die 
Anbindung an Fernstraßen ist oft Ampel- und höhengleich kreuzungsfrei. Die Rampen zum 
Be- und Entladen an modernen Lager- und Produktionsstätten sind fast durchgängig auf 
die Standardmaße von LKW-Aufliegern und Sattelzügen gebaut. An solchen 
standardisierten Rampen lassen sich aber auch auf LKW-Anhängern lagernde Container 
und Ladebrücken be- und entladen.  
 
Damit sind seitens der Gewerbetreibenden die Grundvoraussetzungen für kombinierten 
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Verkehr gegeben. Die Politik hat es jedoch dank der Ideologie, dass Staatsbetriebe, welche 
wesentliche Infrastrukturaufgaben erbringen, Gewinne erzielen müssten, versäumt, diese 
positiven Grundvoraussetzungen zu bemerken und darauf zu reagieren.  
 
Wir treten daher dafür ein, dass Gemeinden, Städte oder Landkreise im Rahmen der 
Standort- und Wirtschaftsförderung Verladeinfrastrukturen errichten und dabei von der 
Staatsregierung gefördert werden. Diese sollten am besten an Kreuzungspunkten von 
Eisenbahnen und Fernstraßen, welche wiederum Gewerbegebiete erschließen, liegen. Um 
eine Abhängigkeit von zentralen Entscheidungsketten in Großkonzernen (Börsengang, DB 
AG; u.v.m.) zu vermeiden und aus Überlegungen der Neutralität dieser Infrastruktur 
gegenüber bedienenden Spediteuren und EVU, würden wir die Ansiedlung dieser 
Verladeinfrastruktur insbesondere in Gemeinde- und Stadtwerken oder eigenen 
kommunalen Zweckgesellschaften begrüßen.  
 
Förderung  
 
Die Förderung seitens des Freistaates soll vor allem durch Bürgschaften und eine 
Teilübernahme der Anschlusskosten an die bestehende Eisenbahninfrastruktur geschehen.  
Auf Strecken mit modernen elektronischen Stellwerken (ESTW) haben die Aufwendungen 
für einen Anschluss an die Eisenbahninfrastruktur oft einen großen Anteil an einem 
solchen Projekt. Die Fähigkeit zur Güterverladung darf jedoch nicht im Interessenskonflikt 
mit moderner Eisenbahninfrastruktur stehen.  
 
Ebensowenig darf die Güterverladung mit vorhandenen Verkehren, etwa Regional- oder 
Fernverkehr in einen Interessenskonflikt treten. Da viele Eisenbahnstrecken so weit 
zurückgebaut wurden, dass weiterer Verkehr defakto nicht mehr fahren kann, soll der 
Freistaat auch beim Ausbau der Schienenwege helfen. Beim Bau einer neuen 
Verladestation soll der Streckenbetreiber mindestens alle 6 Stunden eine Fahrplantrasse 
zur und von der Verladestation einkalkulieren. Ist dies aufgrund der Gegebenheiten der 
Strecke unmöglich, muss diese ausgebaut werden. Der Freistaat Bayern soll dabei dem 
Betreiber der Strecke ein zinsloses Darlehen anbieten und ein Drittel der Kosten des 
Ausbaus, jedoch maximal 15 Mio. Euro je Verladestation übernehmen.  
 
Die Neutralität der Verladestation hinsichtlich der Bedienung von Straßen- wie von 
Eisenbahnseite sehen wir als ein zentrales Förderkriterium.  
 
Ebenfalls sollen alle durch dieses Programm geförderten Maßnahmen (Verladestationen, 
Netzanschlüsse, Streckenausbau) erfasst, katalogisiert und dokumentiert werden. Dazu 
gehöhren unter anderem die Anzahl der abgehenden und ankommenden Züge, das 
Verladevolumen und die Ziele der Ladungen. Diese Dokumentation soll öffentlich 
einsehbar sein. Nach 10 Jahren soll diese Förderung hinsichtlich der Wirksamkeit bei der 
Verlagerung von Verkehr auf die Bahn wissenschaftlich untersucht werden um weitere 
Verbesserungspotenziale zu erkennen.  
 
Ausgestaltung  
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Wir fordern, dass diese Verladeinfrastruktur mindestens den Anforderungen einer 
„Ausweichanschlussstelle“ (Awanst) im Sinne der Eisenbahnbetriebsordnung (EBO) 
entspricht. Optional könnte dies auch mit voller Hauptsignaldeckung als Abzweigstelle 
realisiert werden, damit die Güterzüge eine höhere Geschwindigkeit bis zum nächsten 
Bahnhof fahren dürfen. In der Station wäre ein Gleis zur Umfahrung der Lokomotive 
wünschenswert, eine Ausgestaltung des Schutzweichengleises zu einem Ausziehgleis 
würde Rangiermöglichkeiten eröffnen und somit die Nutzbarkeit weiter steigern. 
 
Die Verladeeinrichtung sollte mit technisch minimalstem Aufwand betrieben werden 
können, damit man diese Stationen in eine Art „Ruhemodus“ versetzen kann. Mit diesem 
„Ruhemodus“ sollen die laufenden Kosten so weit gesenkt werden, dass ein Rückbau und 
die Aufgabe dieser Infrastruktur nicht mehr in Frage kommt. Deshalb sollen statt fest 
installierten Containerkränen eher Gabelstabler-ähnliche „Containerheber“ zum Einsatz 
kommen, welche man auch von einer Verladestation zu einer anderen ohne riesigen 
Demontageaufwand verlegen kann. Anstelle ferngestellter Weichen und der 
dazugehörenden aufwendigen Sicherungs-, Überwachungs- und Steuerungstechnik sollten 
in der Verladeeinrichtung lediglich handgestellte Weichen verwendet werden. Ebenfalls 
soll auf die Oberleitung in der Verladeeinrichtung verzichtet werden. Mit einer Oberleitung 
könnten Züge zwar elektrisch in die Awanst einfahren, jedoch macht diese auch den 
Ruhemodus unnötig teurer und erfordert ggf. bei der Verladung besondere 
Sicherungsmaßnahmen.  
 
Saisonverladung und Agrarrohprodukte  
 
Die Stationen sollten auch, je nach regionalen Gegebenheiten, auf die Verladung von 
Agrarrohprodukten oder zusätzliche Saisonverladungen ausgelegt werden. Hierzu zählen 
zum Beispiel Zuckerrüben, Stärkekartoffeln, Getreide, Erden und Kiese oder Hölzer als 
Stamm- oder Hackgut. Hierbei kann mit erhöhten und abgesenkten Niveaus die Verladung 
durch Kippen und Schütten ohne weitere technische Hilfsmittel erfolgen. Stämme werden 
i.d.R. mit dem am LKW montiertem Greifer verladen. Der Bau einer Rampe zum Abkippen 
dieser Güter ist zwar einmalig relativ teuer, hat dafür aber kaum laufende Kosten. 
 
Wirtschaftliche Auswirkungen  
 
Die Neutralität und Verfügbarkeit solcher Verladestationen erlaubt es, dass jeder Betrieb 
darüber seine Warenströme abwickelt. Da auf sehr langen Strecken der LKW schon heute 
im Kostennachteil gegenüber der Bahn liegt, wird es damit dem bayerischen Mittelstand 
möglich, die eigenen Produkte billiger an die Seehäfen Europas zu bringen und zu 
exportieren. Gerade Bayern ist besonders weit von den Seehäfen entfernt und hat 
trotzdessen einen besonders stark vom Export abhängigen Mittelstand.  
Begründung: 
  
Wir haben Positionen zum ÖPNV und Fahrscheinen. Mit Warenströmen, die für die 
Wirtschaft deutlich entscheidender sind, haben wir uns bislang noch nicht befasst. 
Deshalb soll dieses Positionspapier aus dem Ur-Themenstandpunkt "Neutralität der 
Netze"; Erweitert auf "Neutralität von Infrastrukturen" hier zu einer Positionierung 
führen. 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Bürgerbeteiligung bei 
Nahverkehrsausschreibungen 

VK05 

Beantragt durch: Awitte 
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Kurzeinleitung 
 
Als 1996 die Regionalisierung in Kraft trat, wurde die Bestellung des 
Schienenpersonennahverkehrs auf die jeweiligen Bundesländer übertragen. In Bayern war 
somit das Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie für den 
SPNV verantwortlich, das daraufhin ein hundertprozentiges Tochterunternehmen, die 
Bayerische Eisenbahngesellschaft (BEG), gründete. Die BEG ist für die Planung, 
Koordinierung und Bestellung des Schienenpersonennahverkehrs zuständig. (Quelle 
Wikipedia)  
 
Bedeutung der Verkehrserbringungsverträge  
 
Zu den Aufgaben der BEG gehöhrt auch die Ausarbeitung von 
Verkehrserbringungsverträgen. Diese wurden bislang vor allem nach politischen Vorgaben 
gestaltet. Die Erbringung des Vertrages wurde nach Ausformulierung europaweit 
ausgeschrieben um den günstigsten Anbieter für den gewünschten Verkehr zu finden.  
Der Vertrag enthält detaillierte Regelungen über Fahrzeuge und deren Ausstattungen, 
somit auch Sitzplätze und Motorisierungen, Fahrgastinformationssysteme, 
Fahrkartengeldeigenanteilen, Vertragsstrafen bei zu hohen Zugausfällen und / oder 
Verspätungen, die Verkehrshäufigkeit und Verpflichtungen auf Anschlusszüge zu warten. 
Kurzum, diese Verträge regeln alles, was das Reisen mit der Bahn attraktiv macht.  
Ein Beispiel für einen Verkehrserbringungsvertrag, der durch fehlende politische Kontrolle 
den Verkehr unattraktiver gemacht hat ist zum Beispiel das "E-Netz Augsburg". Der 
Vertrag war hinsichtlich der Fahrzeuge schlecht gestaltet und wird bis 2019 laufen. Der 
Nahverkehr Augsburg-München ist trotz eines 4-gleisigen Ausbau München-Augsburg 
nicht attraktiver geworden. Dadurch wird deutlich, dass diese Verträge für den Fahrgast 
wichtiger sind wie beispielsweise Infrastrukturplanungen.  
 
Bürgerbeteiligung  
 
Die BEG soll bei der Erstellung der Verträge zukünftig die Bürger beteiligen. Dazu gehört, 
dass der Verkehrserbringungsvertrag, welcher zur Ausschreibung vorgesehen ist, 
vorveröffentlicht wird und innerhalb einer angemessenen Frist verbessernde Eingaben 
gemacht werden können. Danach werden diese Eingaben nach Argumenten sortiert und 
die einzelnen Argumentationen im Verkehrsausschuss des Landtages mit Fachleuten 
erörtert. Der Verkehrsausschuss teilt der BEG anschließend die Punkte mit, welche im 
Vertrag nachgebessert werden sollen. Außerdem soll den Einreichern mitgeteilt werden, 
was aus ihren Ideen und Anmerkungen geworden ist. Der zur Ausschreibung vorgesehene 
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Vertrag wird anschließend wieder im Internet und zur Ausschreibung in den gängigen 
Amtsmedien veröffentlicht. 
 
Wünschenswert wäre, wenn die BEG die Meinungen der Fahrgäste und betroffenen 
Gemeinden aktiv einzufangen versucht.  
Begründung: 
  
Bürgerbeteiligung, wenn es sie selbst als Fahrgast betrifft sollte nicht schaden. 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Rentenmodell für das 21. 
Jahrhundert 

SP01 

Beantragt durch: AG 60+, Mauri Fischbein, Manfred Plechaty 
Eingereicht als Wahlprogrammantrag 

Antragstext: 
 
Der Landesparteitag möge beschließen, folgende Programmpunkte als Programmteil 
"Rentenpolitik" in das Programm der Piratenpartei Landesverband Bayern aufzunehmen. 
 
Dieser Programmantrag basiert auf dem Positionspapier P 80 beschlossen auf dem 
Landesparteitag 2012.1 in Straubing 
 
Programmpunkte: 
1. Wir sind für eine nach unten und oben begrenzte, umlagefinanzierte Grundrente für alle 
Bundesbürger. In die Rentenkasse zahlen alle Bundesbürger einkommensabhängig ein. 
2. Wir sind für eine staatlich abgesicherte obligatorische Betriebsrente, bei welcher die 
Firmen z.B. im Falle einer Insolvenz nicht auf die Rücklagen zurückgreifen können. 
3. Wir sind für die Bereitstellung von staatlich abgesicherten Möglichkeiten, durch die alle 
Bürger für eine Zusatzrente ansparen können. 
Das Programm lehnt sich an das bestehende Rentenmodell in der Schweiz und Schweden 
an. 
 
Ziele: 
1. Gerechte Absicherung eines menschenwürdigen Lebensabends 
2. Transparente und solidarische Beteiligung aller Bevölkerungsgruppen an der 
Finanzierung der Altersversorgung 
3. Tragfähiges Konzept für die Bewältigung der demographischen Veränderungen 
Begründung: 
  
Das Scheitern der derzeitigen Rentenpolitik hat folgende Gründe: 
 
beitragsfremde Leistungen, die nicht ausgeglichen werden die finanzielle Basis ist 
nicht ausgeglichen (nur abhängig beschäftigte Arbeitnehmer zahlen ein, keine 
Beamten und Selbständigen, Kapitaleinkünfte sind nicht berücksichtigt) 
Beitragsbemessungsgrenze (geringere Beteiligung der Besserverdienenden) 
Willkürliche Ausgliederung (Urteil BVG: 1BvL 10/00 vom 27.02.2007) der 
Arbeitnehmerrente aus dem Grundgesetz (Gleichheitsgrundsatz und Eigentumsschutz 
sind ausgehebelt) Demographische Veränderungen (immer weniger Einzahler, 
Bevölkerungsverschiebungen in der EU) Flankiert von einer ungerechten Verteilung 
zwischen Rentnern, ehemals Selbstständigen und Pensionären, führt dies zu 
gravierender Altersarmut und einem damit einhergehenden Generationenkonflikt. 
Unser Lösungsansatz der Grundrente bietet den Älteren aber auch den 
nachfolgenden Generationen einen würdevollen Lebensabend mit der zusätzlichen 
Möglichkeit privat einen steuerfreien weiteren Kapitalstock aufzubauen, 
einschließlich der stärkeren Beteiligung der Arbeitgeber. 
 
Einzelheiten: 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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zu Programmpunkt 1. Grundrente (Umlagefinanzierung) Einzahlung durch alle 
Einwohner (Arbeitnehmer, Selbständige, Beamte, Nichtselbständige über 18 Jahre) 
nach dem Solidarprinzip in eine Rentenkasse in Abhängigkeit vom Einkommen 
einschließlich der persönlichen Gewinne aus Kapitalanlagen (Wertpapiere, 
Immobilien, Zinsen ...). 
 
Unser Ziel ist die Aufhebung der Beitragsbemessungsgrenze. 
 
Da lt. derzeitigem Verfassungsgerichtsurteil die Mehreinzahler auch mehr ausgezahlt 
bekommen müssen, muss dort geprüft werden, ob ein min./max. Betrag bei der 
Auszahlung verfassungsgemäß ist oder eine Beitragsbemessungsgrenze festgelegt 
sein muss. Diese sollte dann aber wesentlich höher als heute (5.600€) sein, oder 
komplett aufgehoben werden. Aus der Gesamteinzahlung folgt die Finanzierung einer 
Grundrente mit Mindest- und Höchstauszahlung wie heute in der Schweiz ( zur Zeit - 
Untergrenze 13.920 Schweizer Franken - Obergrenze 27.840 Schweizer Franken p.a. ) 
für alle Rentenbezieher. Die untere Grenze soll in ihrer Höhe der Deckung aller 
notwendiger Ausgaben für einen würdevollen Lebensabend (Def. nach §1 GG) 
genügen. Die Grundrente errechnet sich periodisch neu mit Veränderungen der 
Lebenshaltungskosten (Miete, Nahrung, Kleidung, Kultur, medizinische Versorgung 
...). Die Einzahlungen müssen die Ausgaben für die Grundrente decken. Es werden im 
Prinzip nur begrenzte Reserven für einen Zeitraum, z. B. x Jahr, gebildet um bei 
wirtschaftlichen Schwankungen flexibel zu sein. Eine Teilfinanzierung orientiert sich 
bei Einführung des BGE an deren Festlegungen, wobei das BGE in der Höhe dem 
Existenzminimums entspricht und lt. Festlegung im derzeitigen Programm nur die 
Grundversorgung darstellt, während die Grundrente einen würdevollen Lebensabend 
gewährleisten soll, also höher liegen wird (Finanzierung siehe oben). 
 
zu Programmpunkt 2. Betriebliche Zusatzversorgung 
 
Alle Betriebe werden verpflichtet, einen Anteil des Arbeitslohnes in Rücklagen für 
Firmenrenten anzulegen. Diese müssen ausgelagert werden (Insolvenzschutz). 
Anpassungen zum Ausgleich von Kaufkraftschwankungen erfolgen periodisch durch 
eine Beitragsanpassung. Die Zusatzversorgung ist steuerfrei. 
 
zu Programmpunkt 3. Private Zusatzversorgung (staatlich abgesichert) 
 
Der Bürger kann eine Zusatzversorgung zur Erhöhung der Basisversorgung aufbauen. 
Dieser Kapitalstock darf nur für die Rente verwendet werden und darf nicht steuerlich 
belastet werden. Die Höhe der Zusatzversorgung ist nach oben offen und kommt dem 
Einzahler ohne Abzüge zugute. Die Auszahlung muss mit Sicherheiten hinterlegt und 
staatlich garantiert sein. Ein Staatsfonds mit günstigen Gebühren nach schwedischem 
Modell wird alternativ zu Bank- und Versicherungssparplänen angestrebt. 
 
Allgemeines 
 
Die Übergangsphase vom bestehenden zu einem neuen System muss gestaltet 
werden. Da die Verfassung eine Sicherstellung der bisherigen Leistungen fordert, 
muss für die Einführung eines neuen Konzeptes mit teilweise langen Übergangszeiten 
gerechnet werden. Die Ausgestaltung der parallel laufenden Konzepte muss durch 
eine Expertenkommission gestaltet werden. Die Einberufung einer Kommission zur 
Erstellung eines Bundesprogrammes wird gefordert. Frührentner können ab 63 
jederzeit in Rente gehen. Die Grundrente bleibt dabei gleich. Bei der betrieblichen 
und persönlichen Zusatzversorgung entstehen naturgemäß Abschläge. Der 
Frührentner kann parallel zum Rentenbezug weiter einer beruflichen Tätigkeit 
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nachgehen. (Erweiterung der Erwerbstätigkeit während der Frührente ist derzeit auch 
ein Antrag der Koalition, im Arbeitsministerium unter Frau von der Leyen). 
Verknüpfungen mit den Themen Pflege, Krankenversicherung, sozialer Wohnungsbau 
sind vorhanden und werden in der Programmausarbeitung beachtet. Das 
Programmpapier wird laufend mit der Bundes AG Senioren abgeglichen. Ziel ist ein 
Programmantrag für den BPT. Die Abstimmung mit der Bundes AG-Senioren ist 
erfolgt. Anregungen wurden, soweit diese den Grundsätzen des Programmantrags 
entsprachen, aufgenommen. Die Programmpunkte 1-3 können einzeln wirksam 
werden und damit auch einzeln abgestimmt werden. 
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Sanierung des Sozialsystems 
Bundesrepublik Deutschland 

SP02 

Beantragt durch: Oskar Siebert /KV Regensburg; AG 60+/ (via Umrath) 
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Gesetzliche Krankenversicherung der Bürger  
 
Bürgerkrankenversicherung  
Alle Bürger müssen durch eine Basiskrankenversicherung abgesichert werden. Gesetzliche 
Krankenversicherungen werden wie die AOK Träger der Krankenversicherung ohne 
jeglichen „Zwischen-Gesundheitsfond“.  
- Alle Bürger der Bundesrepublik Deutschland ohne jede Berufsspaltung, also alle 
Arbeitsnehmer, Angestellte, Selbständige, Beamte, Politiker, Staatsdiener (Minister) wie 
auch Empfänger von Sozialleistungen, sind verpflichtet durch den Arbeitsgeber 12 % vom 
Bruttogehalt wie auch von allen anderen Zusatzeinkommen (z.B. Bonuszahlungen, 
Aufwandentschädigungen, Prämien) und auch allen weiteren Einnahmen und Honoraren 
als Beiträge zur gesetzlichen Krankenversicherung auf die Konten der gesetzlichen 
Krankenkassen monatlich abzuführen.  
- Weitere 12% zu den Krankenversicherungen für jeden Beschäftigten zahlt der 
Arbeitsgeber.  
- Der Zahl der Krankenversicherungen wird dadurch reduziert und beschränkt auf die 
gesetzliche bürgerliche Krankenversicherung. In dem Sozialsystem werden zusätzlich nur 
die Betriebskrankenkassen als Grundversicherung, akzeptiert.  
- Die Verantwortung für die gesetzlichen und bürgerlichen Krankenversicherungen hat nur 
Bundesministerium für Gesundheit mit ihren Kontrollorganen.  
- Die medizinische Vorsorge der Bürger und die Leitung der Krankenversicherungen, ihre 
Einnahmen sowie die Ausgaben sind nur von Organen des Gesundheitsministeriums zu 
vertreten.  
- Das Defizit der gesetzlichen Krankenversicherungen wird aus dem Staatshaushalt 
ausgeglichen.  
- Dadurch wird das momentan vorherrschende „Beitrags Damping“ – einmal hoch und 
dann wieder nieder – abgeschafft. 
 
Bei starkem Überschuss der einbezahlten Beiträge wird dieser für neue Untersuchung– 
und Therapie-Methoden, wie auch die Sanierung der Krankenhäuser investiert.  
Zahnmedizinische Versorgung  
 
Gesunde Zähne sind die Grundlage der allgemeinen Gesundheit von Menschen und sollte 
nicht als Schönheitsmerkmal betrachtet werden. Hier ist es notwendig, eine grundsätzliche 
Reform nicht nur bei den Leistungen an die Zahnärzte, sondern auch die soziale 
Tragbarkeit der Selbstbeteiligung der Patienten zu bestimmen. Eine erfolgreiche 
Behandlung ist immer mehr wert als nur eine Sanierung. Ein Mensch ohne Zähne ist ein 
kranker Mensch. Zusatzleistungen (insbesondere Materialkosten) sollten durch die private 

http://wiki.piratenpartei.de/Benutzer:Umrath
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Zusatz-Zahnversicherung abgesichert werden.  
 
Die privaten Krankenversicherungen  
 
dürfen alle Sonderleistungen zu den gesetzlichen Krankenversicherungen anbieten. Die 
privaten Krankenversicherungen werden mehr oder weniger als Zusatzversicherungen für 
luxuriösere Behandlungen wie z.B. Ein-Bett-Zimmer , Wahl des Arztes, Extra-Betreuung im 
Krankenhaus, Schönheitsoperationen, Unfallversicherung für Extremsportler, zusätzliche 
Erholungskuren und Rehabilitationen u.s.w vorgesehen. Die private Krankenversicherung 
darf nicht länger unter der Kompetenz des Finanzministeriums liegen. Eine 
Krankenversicherung darf nur unter der Kompetenz von gesetzlichen 
Krankenversicherungen und dem Gesundheitsministerium liegen. Alle Gewinne aus der 
Krankenversicherung müssen in die Gesundheitswesen zurück fließen.  
Krankenversicherte Bürger dürfen nicht mehr die „Melkkuh“ oder die sichere 
Gewinneinnahme für die privaten Versicherungsgesellschaften oder sogar dem 
Finanzministerium sein.  
 
Die Berufsgenossenschaften  
 
behalten die Kompetenz wie auch die Haftung bei aller Arbeit – wie auch 
Arbeitswegunfällen und Berufskrankheiten. Sie sind auch die Träger der Unfall- oder 
berufsbedingten Rente  
 
Abrechnungsregelungen  
 
Nach allen Behandlungen beim Arzt (Hausarzt und Facharzt) muss der Patient die 
gebrachten Leistungen gleich nach der Behandlung oder bei fortgeführten Behandlungen 
nach Beenden den Behandlungen, spätestens Ende des Monats unterschreiben, um damit 
die gebrachte Leistungen zu bestätigen. Bei Abtretung durch den Patient wird das Honorar 
an den Arzt durch die Krankenkasse überwiesen.  
 
Pharmaindustrie und Medikamente  
 
- Die Lobby-Politik der Pharmaindustrie muss abgeschafft werden. Alle 
Medikamentenpreise wurden europaweit ausgeglichen. Die Politiker in den Aufsichtsräten 
dürfen nicht mehr die Lobby-Politik der Pharmaindustrie unterstützen und auch die 
Bonus– oder Aufwandsentschädigung für die Aufsichtsräte müssen abgeschafft werden.  
- Jedes Medikament, das auf dem Markt zur Behandlung von Krankheiten neu zugelassen 
wird, darf nicht teurer als die bisherigen Medikamenten an die Patienten verkauft werden.  
- Eine unabhängige Kommission von Ärzten, Chemikern, Vertretern der Pharmaindustrie, 
Krankenkassen und des Gesundheitsministeriums wie auch der Verbrauchszentrale dürfen 
über die Preise von neu zugelassenen Medikamenten mitbestimmen.  
 
Verantwortung von Ärzten und Krankenhäusern  
 
Im letzten Jahr ist die Sterbequote der Patienten durch einen Arztfehler, sogenannten 
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Kunstfehler, die fehlende Hygiene und verbreitete Infektionen in den Krankenhäusern um 
35% gestiegen. Bisher trägt keiner aber die Verantwortung und so bleiben die 
Geschädigten oder die Hinterbliebenen ohne jede Entschädigung. Die  
Justiz schützt die Ärzte und jeder medizinischer Eingriff findet nur auf eigene 
Verantwortung von Patienten statt. Diese Hierarchie der Götter in Weiß muss abgeschafft 
werden und die Ärzte und besonders die Krankenhäuser müssen absolute Verantwortung 
tragen. Aus dieser Pflicht dürfen nicht auch die Zusatzleistungsfirmen, wie die Reinigung 
oder Firmen für Sterilisation von Instrumenten oder sogar Firmen die sich mit Prothetik 
und Prothesen Geld verdienen, ausgeschlossen werden.  
- Jeder, der mit Patienten etwas zu tun hat und mit dem Behandlungen oder Heilung von 
Patienten Geld verdient, ist verpflichtet mit ausreichenden Haftpflichtversicherungen 
gegen Schadenersatz abgesichert zu werden.  
Menschliches Leben hat mehr als 20 Millionen Euro Wert. Daran muss auch die 
Entschädigung für ein Leiden des Patienten gemessen werden. Nur so kann gewährleistet 
werden, dass die Patienten sich sicher fühlen.  
 
Gesetzliche Pflegeversicherung  
 
- Die gesetzliche Pflegeversicherung bleibt Sozialversicherung der Bürger. Die 
Verantwortung, die Einnahmen wie auch die Ausgaben von Beiträgen so wie auch die 
Zahlung von Leistungen bleiben in der Kompetenz bei den Pflegekassen. Nur die Bürger bei 
denen die Pflegestufe I; II; und III. eingetreten ist, sind von den Beiträgen zu der 
gesetzlicher Pflegeversicherung befreit. Der Beitrag von 1,5 % bleibt stabil.  
- Die Leistungen bei der Pflegeversicherung müssen neu bearbeitet werden.  
- Die private Pflegeversicherung darf nur als Zusatzversicherung zu den vom Gesetzgeber 
eingeordneten Leistungen dienen und nicht als die sichere Einnahmequelle der privaten 
Versicherungsgesellschaften (durch die selbst bestimmten Beiträge).  
 
Gesundheitsfond  
 
Der Gesundheitsfond, der die Beitragszahler jeden Monat mehrere Millionen Euro kostet - 
muss abgeschafft werden. Der Gesundheitsfond ist eine überflüssige neu geschaffene 
Institution, die nicht für die Senkung der Kosten in die Gesundheitswesen dient, sondern - 
für die hohen Beiträge der gesetzlichen Krankenkassen mitverantwortlich ist.  
Eine Sanierung des Sozialsystems der Bundesrepublik Deutschland und die soziale 
Gerechtigkeit ist für uns, die Piratenpartei ein wichtiger Grundstein unserer neuer 
Sozialpolitik. Unser Vorschlag trägt keine neue Vorteile für die regierende Politiker, Richter 
oder die Reichen unseres Landes, sondern wir versuchen die Vorteilsnahme für die 
Politiker und Beamten abzuschaffen und zu der soziale Gerechtigkeit zurück zu kehren. Wir 
müssen uns bemühen in dem neuen Modell des Sozialsystems der Bundesrepublik 
Deutschland die ungerechten Drei Klassige Gesellschaft ab zu schaffen. Eine Sanierung des 
sozialen Systems Bundesrepublik Deutschland ist unser Kampf gegen die bedrohende und 
steigende Altersarmut in Deutschland. Nach der Verfassung der Bundesrepublik 
Deutschland Artikel 1; Absatz 1; Schutz der Menschenwürde; Artikel 3; Absatz 1; Absatz 2 
und 3; Gleichheit vor dem Gesetz - also auch vor den Sozialgesetzen, sind wir unseren 
Wähler verpflichtet die Artikel der Verfassung in unserer Sozialpolitik zu erfühlen. Die 
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soziale Sicherheit wie auch die Gesundheit des Volkes gehört in die Händen des Staates. 
Gesundheit des Volkes wie auch die soziale - und existenzielle Sicherheit im Alter darf 
nicht mehr als die sichere Einnahmenquellen der privaten Versicherungen durch die 
„Sozialgesetze“ wie auch die Vertreter der Politik in den Aufsichtsräten der 
Versicherungen, sein.  
Begründung: 
 
Allianzen zu bilden ist ein probates Mittel zur Bündelung von Kräften um ein 
gestecktes Ziel leichter erreichen zu können. Damit kann man, wie uns die 
Weltgeschichte lehrt, viel Gutes erreichen, aber auch das Gegenteil bewirken. Da 
haben sich, nur um ein Beispiel zu nennen, in unserem Land Versicherungen, die 
private Krankenversicherungen anbieten, die Parteien von CDU/CSU und FDP zu einer 
wahrhaft unheiligen Allianz zusammen gefunden. Das Ziel dieser Allianz ist es mit 
dubiosen Mitteln unsere gesetzliche Krankenversicherung so zu schädigen, dass ihr 
die Existenzgrundlage entzogen wird. 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Gerechtere Verteilung von EU-
Subventionen in der 
Landwirtschaft 

LW01 

Beantragt durch: AG Landwirtschaft Mani  
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Vorwort: Wir sind grundsätzlich dafür, Subventionen komplett abzuschaffen. Die 
Abschaffung von Subventionen ist ein langfristiges Ziel im Rahmen der EU und darüber 
hinaus. Als Übergangslösung brauchen wir zum Erhalt der kleinbäuerlichen Landwirtschaft 
eine gerechtere Verteilung als wir sie heute haben. 
 
Problem: Derzeit wird lediglich die Fläche als Grundlage für Zahlungen von EU-
Subventionen in der Landwirtschaft zugrunde gelegt. Diese Berechnungsgröße ist 
unzureichend, da die unterschiedlichen Agrarbetriebe vom Kleinbauer bis zum 
Makrobetrieb unterschiedlich arbeiten und unterschiedliche Ergebnisse erwirtschaften. 
Die Makrobetriebe z.B. erhalten so hohe Summen, dass sie höhere Pachtpreise und 
niedrigere Verkaufspreise akzeptieren können. Die Unterstützungsgelder kommen deshalb 
bei den kleinbäuerlichen Landwirten nicht an, sondern fließen direkt zu den Verpächtern 
und dem Handel. Außerdem wird der wesentlich höhere Aufwand und die oft wesentlich 
bessere Qualität der Kleinbetriebe nicht berücksichtigt. D.h. weg von der 
Flächenunterstützung, hin zu einer Aufwands- und Ergebnisunterstützung. 
 
Beispiel: Pro Arbeitstag kann ein durchrationalisierter Ackerbaubetrieb mehr als 600 € 
Direktzahlungen bekommen, während ein bäuerlicher Kleinbetrieb mit z.B. 25 ha und 30 
Milchkühen nur auf ca. 30 € kommt. 
 
Des Weiteren muss die Verteilung der Subventionen noch transparenter als bisher 
gestaltet werden. Die bisherige Lösung sieht vor, dass jeder landwirtschaftliche Betrieb, 
welcher Subventionen erhält, eingesehen werden kann. Dort sind sowohl Name als auch 
Summe ersichtlich. Wir fordern darüber hinaus darzulegen, welche Leistungen hinsichtlich 
obiger Anforderungen dahinter stehen. 
 
Lösung: Natürliche und strukturelle Benachteiligungen eines Betriebes, sowie 
gesellschaftlich gewünschte Leistungen für Natur-, Tier- und Klimaschutz erfordern 
durchwegs eine höhere Arbeitsleistung. Deshalb ist für uns die Berechnung der 
Direktzahlungen anhand der betriebsspezifischen Arbeitszeiten ein geeigneter Maßstab für 
die tatsächlich erbrachten, öffentlichen Leistungen. Die Frage der Betriebsgröße, ob es sich 
um Familien- oder Fremdarbeitskräfte oder Maschinenringarbeit handelt, bleibt bei 
diesem Modell ohne Bedeutung. Die bisher unberücksichtigte Zusatzleistung für die 
Bewirtschaftung von Grünland, Steillagen, kleineren Feldern, vielfältigeren Fruchtfolgen 
und nachbarschaftsverträglichen Tierbeständen kann durch entsprechende 
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Degressionsfaktoren ausgeglichen werden. 
 
D.h. die Aufwandsmessgröße ist die Arbeitszeit. 
 
Die Ergebnismessgröße sollte die Auszeichnung mit einem europäischen Qualitätssiegel 
sein. Dabei ist es unerheblich, ob dies eine Bioqualität oder eine Regionsqualität darstellt. 
 
Eine Übergangslösung sollte zunächst darin bestehen, landwirtschaftliche 
Flächensubventionen strikt zu deckeln. Die Obergrenze landwirtschaftlicher 
Flächensubventionen sollte sich dabei am Medianeinkommen der Mitarbeiter bzw. am 
Median-Gewinn deutscher landwirtschaftlicher Betriebe orientieren. Auf diese Weise 
freigesetzte Finanzmittel können zur qualitativen Förderung eingesetzt werden. 
 
Diese Forderung entspricht auch der Forderung der EU-Beauftragten nach degressiver 
Gestaltung der Direktzahlungen. Dabei sollten ab 2013 30% der Direktzahlungen als 
Ausgleich für die neuen ökologischen Auflagen („Greening“) wie dreigliedrige Fruchtfolge, 
Umbruchverbot bei Grünland und ökologischen Vorrangflächen, als einheitliche 
Flächenprämie in Höhe von ca. 100 Euro pro Hektar bezahlt werden und 70% als Vergütung 
für die gesellschaftlichen Leistungen bezahlt werden. 
Begründung: 
  
Wir wollen eine gerechte Lösung. In der deutschen Landwirtschaft werden ca. 90 
Millionen Arbeitstage geleistet. Dafür stehen insgesamt ca. 5,4 Milliarden € zur 
Verfügung. Das ergibt 60 € pro Arbeitstag und bei 250 Arbeitstagen im Jahr 15.000 € 
pro Arbeitskraft, und damit genau die Hälfte des außerlandwirtschaftlichen 
Vergleichslohns in Deutschland, der Rest sollte über die landwirtschaftliche 
Produktion zu verdienen sein. 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Deklaration von Inhaltsstoffen 
und Herkunftsort bei 
Lebensmitteln und Futtermitteln 

LW02 

Beantragt durch: AG Landwirtschaft Mani, Franz Josef 
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Problem: Die letzte EU-Regelung Richtlinie 2007/68/EG hat zwar einige Lücken bei der 
Allergenkennzeichnung geschlossen, ist aber in vielen Punkten immer noch absolut 
unvollständig. So werden wichtige Grundnahrungsmittel wie Brot, Milch, Butter, Fleisch, 
Wurst, Wein oder Pflanzenöl überhaupt nicht gekennzeichnet. Das liegt zum einen an den 
vielen Inhaltsstoffen, welchen Naturprodukte unterliegen, zum anderen aber klar am 
Schutz von Lobbygruppen wie Futtermittelerzeugern aber auch Produktherstellern, die 
niedrige Preise von genmanipulierten Futtermitteln aus Südamerika nutzen wollen. 
 
Lösung: Die Deklaration umfasst die komplette Wertschöpfungskette unserer 
Lebensmittelerzeugung. 
 
Dem Bürger soll es ermöglicht werden, durch eine einfache, ohne großes Fachwissen 
lesbare Deklaration auf allen Lebensmitteln die Inhaltsstoffe und Herkunftsorte zu 
erfahren. Auch die Futtermittel für Tierfleisch einschließlich weiterverarbeiteter 
Tierprodukte wie Wurst oder Käse, müssen angegeben werden. Vor allem Angaben über 
Düngemittel und genmanipulierte Futtermittel in der gesamten Prozesskette sind mit 
anzugeben. 
 
1. Lebensmittel tierischer Herkunft 
 
Für Fleisch und Eier sind Herkunft, Haltungsform und Fütterung (siehe Gentechnik) zu 
kennzeichnen. Ähnlich wie bei Eiern soll auch beim Hähnchenfleisch die Haltungsform 
angegeben werden (z.B. Freiland, Boden, Besatzdichte). Gleiches gilt für Schweinefleisch 
und alle anderen Fleischarten (z.B. Freiland/Stroh/Vollspalten, Besatzdichte). 
 
2. Milch und Milchprodukte 
 
Molkereien dürfen auf ihren Verpackungen keine falschen Tatsachen suggerieren. D.h. nur 
wenn der überwiegende Teil der Milchmenge (70%) aus Betrieben mit Weidehaltung 
kommt, darf auf der Verpackung mit Kühen auf der Weide Werbung gemacht werden. 
Nicht nur die verarbeitende Molkerei ist zu kennzeichnen, sondern auch die ursprüngliche 
Herkunft der Milch. 
 
3. Regionalsiegel 
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Die VerbraucherInnen können durch regionale Kennzeichnung einen Beitrag zur 
Verringerung der Transportwege bei Tieren und des Verkehrs im Allgemeinen leisten. Die 
regionalen Eigenheiten der Landwirtschaft können so unterstützt werden. Durch regionale 
Kreisläufe werden transparente und überschaubare Strukturen möglich, die das Vertrauen 
zwischen den Bauern und Bäuerinnen und den Verbrauchern stärkt. Für Fleisch und Eier 
sind Herkunft und Fütterung zu kennzeichnen. Bei Milch und Milchprodukten müssen 
sowohl die verarbeitende Molkerei als auch die ursprüngliche Herkunft der Milch 
angegeben werden. Insbesondere muss auch das Anbaugebiet des Futters deklariert 
werden. Irreführende Produktbezeichnungen bezüglich regionaler Herkunft sind nicht 
zulässig (z.B. "Schwarzwälder Schinken"). Region in diesem Sinne sind etwa 
Nachbarlandkreise bzw. Bezirke oder auch angrenzende Gebiete im europäischen Ausland 
mit wirtschaftlich verflochtenen Strukturen (z.B. Landkreis Garmisch-Partenkirchen und 
Tiroler Inntal). Ein Umkreis von ca. 100 km ist hier sinnvoll. 
 
4. Gentechnik 
 
Tierische Erzeugnisse sind grundsätzlich zu kennzeichnen, wenn in der Fütterung nicht 
durchgehend auf GVO verzichtet wird. Das Siegel „Ohne Gentechnik“ muss also neu 
definiert werden. Bisherige Regelung: Hühner 10 Wochen, Schweine 4 Monate und Rinder 
1 Jahr keine GVO im Futter, bzw. drei Monate vor Melkdatum (Milch), sechs Wochen vor 
Legetermin (Eier). Als GVO-Frei soll nur gelten, wenn Geflügel 100% der Lebenszeit, 
Schweine und Rinder 80% der Lebenszeit GVO-frei gefüttert wurden. Bei Milch muss 
mindestens ein Jahr vor dem Melkdatum GVO-frei gefüttert werden. Auch bei pflanzlichen 
Produkten ist eine eindeutige und umfassende Kennzeichnung über gentechnisch 
veränderte Bestandteile nötig. Die Deklarationsgrenze muss dementsprechend bei allen 
Lebensmitteln bei 0,0% liegen. Wird diese Grenze nicht eingehalten, so muss dies gut 
sichtbar auf der Verpackung vermerkt sein. Die Begründung „technisch unvermeidbar“ 
muss generell gestrichen werden. 
Begründung: 
 
Da die Piraten für Transparenz stehen, müssen diese Forderungen auch in der 
Lebensmittelindustrie Einzug finden. Bei gleichzeitiger Aufklärung über Auswirkungen 
von Zusatzstoffen (Allergien, Krebs ...) durch neutrale Institute muss eine gesunde 
Ernährung aller Bürger das oberste Ziel sein. 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Abschaffung religiöser Feiertage FT01 
Beantragt durch: DrHalan 
Eingereicht als Wahlprogrammantrag 

Antragstext: 
 
In Bayern gibt es diverse katholische und einige wenige evanglische Feiertage. Mitglieder 
der jüdischen Glaubensgemeinschaft haben zudem die Möglichkeit an ihren Feiertagen frei 
zu nehmen. Andere Religionen, wie zum Beispiel der Islam, sowie Atheisten und 
Agnostiker bleiben außen vor. Gleichzeitig werden ihnen arbeitsfreie Tage vorgeschrieben, 
die für sie keinerlei Bedeutung haben. Verschlimmert wird die Situation noch durch "stille 
Feiertage", an denen auch Tanz und Feierverbot herrscht. 
 
Die Piratenpartei spricht sich im Sinne des Laizismus für die Abschaffung aller religöser 
Feiertage in Bayern aus. Um Menschen dennoch eine Ausübung ihrer Religion zu 
ermöglichen, soll es als Ausgleich sechs "freie Tage" geben, deren Zeitpunkt jeder Bürger 
unabhängig von seiner Religionszugehörigkeit selbst wählen darf. Davon dürfen maximal 
zwei im selbem Monat liegen. 
 
Tanzverbote und sonstige Restriktionen an Sonn- und Feiertagen (FTG Art. 2,3) sind 
ersatzlos zu streichen. 
Begründung: 
  
Religiöse Feiertage haben in einem weltoffenen Land nichts zu suchen. 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Ausweitung des Feiertages 
"Mariä Himmelfahrt" auf ganz 
Bayern 

FT02 

Beantragt durch: Stefan Bassing 
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Der Landesverband Bayern der Piratenpartei Deutschland setzt sich dafür ein, dass der 
Feiertag "Mariä Himmelfahrt" am 15. August ein bayernweiter gesetzlicher Feiertag wird. 
Begründung: 
  
Derzeit ist "Mariä Himmelfahrt" nur in mehrheitlich katholischen Kommunen ein 
gesetzlicher Feiertag. Das sind derzeit 1.700 von 2.056 Kommunen (ca. 85% der 
Kommunen haben somit einen Feiertag und ca. 15% nicht), siehe Bayerisches 
Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung. Es ist der Situation im 21. 
Jahrhundert nicht angemessen, dass innerhalb eines Bundeslandes bzw. innerhalb 
eines Landkreises unterschiedliche Feiertage gelten.  
Diese Regelung war vielleicht vor 50 Jahren (vor der Gebietsreform in Bayern) noch 
sinnvoll, als quasi jedes Dorf eine eigenständige Kommune war und die meisten 
Menschen auch dort arbeiteten wo sie lebten. Die Situation hat sich mittlerweile 
deutlich geändert: Durch Umzüge und Hochzeiten hat sich das Konfessionsgemisch in 
den Kommunen geändert und durch die Gebietsreform in den 1970er Jahren wurde 
das noch verschärft, da Gemeinden mit ubnterschiedlichen Konfessionsmehrheiten 
zusammengefasst wurden. Außerdem pendeln sehr viele Menschen zwischen 
verschiedenen Kommunen, was die paradoxe Situation ergibt, dass nicht die 
Konfession oder der Wohnort, sondern der Arbeitsort über Feiertag oder nicht 
entscheidet.  
Aufgrund der Verflechtungen von Industrie- und Dienstleistungsbetrieben in der 
heutigen Zeit, ist ein sinnvolles Arbeiten an diesem Tag in feiertagslosen Kommunen 
meist auch nicht möglich.  
Es bietet sich deswegen an, ohne Rücksicht auf Konfessionen und Religionen dieses 
Feiertag einfach bayernweit gelten zu lassen.  
Hier findet sich noch eine Karte im PDF-Format als Übersicht wo ein Feiertag ist und 
wo nicht.  
 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Multidimensionale 
Nachhaltigkeit erreichen 

WG01 

Beantragt durch: Jochen Heistermann 
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Unser westliches kapitalistisches Wirtschaftssystem beruht auf möglichst hohem 
Wachstum. Dieses Wachstum führt in endlichen Systemen zu zwangsläufigen Krisen. 
 
Ziel dieses Antrags ist, das Dogma des Wachstums durch das Konzept der Nachhaltigkeit 
abzulösen. Das soll auf verschiedenen Sektoren geschehen: in diesem Antrag werden 
Umwelt, Energie, Finanzen und Wirtschaft betrachtet. Nachhaltig bedeutet im Folgenden 
für den jeweiligen Sektor, dass die Vorgehensweise im Prinzip endlos fortgeschrieben 
werden kann, ohne dass das System kollabiert. Ich beantrage hiermit, dass die 
Piratenpartei die Umsetzung der multidimensionalen Nachhaltigkeit beschließt. 
Begründung: 
  
Stetiges Wachstum in endlichen Systemen führt zu Unruhen und Zusammenbrüchen 
und damit zu negativen Folgen für betroffenen Menschen oder Institutionen. 
Nachhaltiges Wirtschaften hingegen nimmt als Messlatte nicht nur den 
aktuellen Bedarf, sondern prüft, inwiefern die getroffenen Maßnahmen ins 
„Unendliche“ fortgeschrieben werden können. 
Nachhaltigkeit ist natürlich in der Politik nicht unbekannt, beschränkt sich 
aber weitestgehend auf die Umweltpolitik (nur so viele Bäume fällen, wie 
nachwachsen können) bzw. wird als positiv besetzter Modebegriff missbraucht. 
Die Piratenpartei hingegen strebt Nachhaltigkeit in verschiedenen 
politischen Bereichen an. Die wesentlichen werden weiter unten erläutert: 
Umwelt: Entnommene Ressourcen müssen qualitativ und quantitativ ersetzt werden. 
Positives Beispiel: Weihnachtsbäume, die so schnell nachwachsen, wie sie gefällt 
werden Negatives Beispiel: Abholzen des Regenwaldes für kurzfristigen Gewinn 
Energie: Energie wird derzeit überwiegend aus fossilen Brennstoffen gewonnen, die 
über Millionen von Jahren von der Natur geschaffen wurden. Diese Art der 
Energienutzung ist durch regenerative Energien zu ersetzen. Dieses ist in ca. 50 
Jahren umzusetzen, sollte aber bereits jetzt beplant werden. Positives Beispiel: 
Nutzung von Solar-, Gezeiten-, oder Windenergie anstatt fossiler Brennstoffe 
Negatives Beispiel: Erschließen von nur mit hohem technischen Aufwand erreichbarer 
Ölfelder 
Finanzen: Der Geldmenge müssen Sachwerte oder abstrakte Gegenwerte 
entgegengestellt werden. Geldschöpfung ist in ihrem Ausmaß zu kontrollieren und 
transparent zu machen. Schulden (auch Staatsschulden) können nur gemacht 
werden, wenn langfristige Investitionen oder eine nachweisliche Wertschöpfung 
dagegen steht. Positives Beispiel: Kreditaufnahme des Staates zur Modernisierung 
der Schulen.Negatives Beispiel: Geldschöpfung der EZB zur Umschuldung von kurz- 
und mittelfristigen Bankkrediten. 
Wirtschaft: Die Volkswirtschaft muss daran gemessen werden, dass sie die Umwelt 
erhält und ihre Bürger so versorgt, dass z.B.  Armut im Wesentlichen ausgeschlossen 
wird.Positives Beispiel: Absenken der Kinderarmut gegen Null Negatives Beispiel: 
Pauschales Wachstum des Bruttosozialprodukes anstreben (kann z. B. passieren über 
erhöhten Ressourcenverbrauch) 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Sinn wirtschaftlicher Tätigkeit WG02 
Beantragt durch: AG-Gemeinwohlökonomie / Marco Zerjav 
Eingereicht als Wahlprogrammantrag 

Antragstext: 
 
Der bayerische Landesverband der Piratenpartei vertritt den Standpunkt gemäß der 
bayerischen Verfassung Artikel 151, dass die gesamte wirtschaftliche Tätigkeit dem 
Gemeinwohl dient, insbesondere der Gewährleistung eines menschenwürdigen Daseins 
für alle und der allmählichen Erhöhung der Lebenshaltung aller Volksschichten. 
Gemeinschädliche und unsittliche Rechtsgeschäfte, insbesondere alle wirtschaftlichen 
Ausbeutungsverträge sind rechtwidrig und nichtig. 
Begründung: 
  
Da heutzutage demokratische Institutionen und Prinzipien immer weiter ausser Kraft 
gesetzt werden, macht es Sinn, sich explizit zur bayerischen Verfassung zu bekennen 
und für das Gemeinwohl zu positionieren. 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Sinn von Kapitalbildung WG03 
Beantragt durch: AG-Gemeinwohlökonomie / Marco Zerjav 
Eingereicht als Wahlprogrammantrag 

Antragstext: 
 
Der bayerische Landesparteitag möge folgenden Text als Positionspapier verabschieden: 
 
Der bayerische Landesverband der Piratenpartei vertritt den Standpunkt gemäß der 
bayerischen Verfassung Artikel 157, dass Kapitalbildung nicht Selbstzweck ist, sondern 
Mittel zur Entfaltung der Volkswirtschaft. Das Geld- und Kreditwesen dient der 
Werteschaffung und der Befriedigung der Bedürfnisse aller Bewohner 
Begründung: 
  
Da heutzutage demokratische Institutionen und Prinzipien immer weiter ausser Kraft 
gesetzt werden, macht es Sinn, sich explizit zur bayerischen Verfassung zu bekennen 
und für das Gemeinwohl zu positionieren. 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Neudefinition des 
Renditebegriffs 

WG04 

Beantragt durch: AG-Gemeinwohlökonomie / Marco Zerjav 
Eingereicht als Wahlprogrammantrag 

Antragstext: 
 
Der bayerische Landesverband der Piratenpartei unterscheidet den allgemein 
sprachgebräuchlichen Renditebegriff künftig in Kapitalrendite und 
Gesellschaftsrendite, und bringt damit zum Ausdruck dass gesellschaftliche 
und am Gemeinwohl orientierte Werte, Vorrang vor rein ökonomischen 
monetären Interessen haben. 
Begründung: 
  
Keine Begründung notwendig, da selbsterklärend 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Definition des 
Wachstumsbegriffs 

WG05 

Beantragt durch: AG-Gemeinwohlökonomie / Marco Zerjav 
Eingereicht als Wahlprogrammantrag 

Antragstext: 
 
Der bayerische Landesparteitag möge folgenden Text als Programmantrag 
verabschieden: 
 
Der bayerische Landesverband der Piratenpartei unterscheidet den allgemein 
sprachgebräuchlichen Wachstumsbegriff in: 
 
- Exponentielles, lineares Wachstum 
- Organisches, natürliches Wachstum 
 
und bringt damit zum Ausdruck, dass organisches Wachstum als Alternative 
zum vorherrschenden exponentiellen Wachstumsbegriff verstanden wird, und 
damit gesellschaftliche und am Gemeinwohl orientierte Werte Vorrang vor 
rein ökonomischen monetären Interessen haben. 
Begründung: 
  
„Wer glaubt, dass unendliches Wachstum in einer endlichen Welt möglich ist, 
ist entweder ein Irrer oder ein Ökonom“ sagte einst der 
Wirtschaftswissenschafter Kenneth Boulding 
 
- Exponentielles Wachstum muss früher oder später immer zum Kollaps des 
Systems führen. 
- Ein dauerhaftes exponentielles oder lineares Wirtschaftswachstum, von 
z.B. 3%, ist langfristig praktisch nicht möglich, was bereits der "Club of 
Rome" seit 1972 propagiert. 
 
- Organisches, natürliches Wachstum 
Unter qualitativem Wachstum versteht man die Erhöhung des Sozialprodukts, 
die gleichzeitig mit der Mehrung des gesamtgesellschaftlichen Wohlstandes 
entsteht. Man nennt dieses Wirtschaftswachstum auch umweltfreundlich, weil 
es versucht das Wachstum nicht durch Belastung der Umwelt zu erreichen. Mit 
der verstärkten Nutzung erneuerbarer Ressourcen soll eine 
Wohlstandsverteilung mit geringerer Belastung der Umwelt und geringerem 
Verbrauch begrenzter Rohstoffe ermöglicht werden. Solch ein qualitatives 
Wirtschaftswachstum folgt damit dem Prinzip der Nachhaltigkeit 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Einführung einer 
Gesamtfinanzmarkt-
Transaktionssteuer 

FR01 

Beantragt durch: AG-Gemeinwohlökonomie / Marco Zerjav 
Eingereicht als Wahlprogrammantrag 

Antragstext: 
 
Der bayerische Landesparteitag möge folgenden Text als Programmantrag verabschieden: 
 
Der bayerische Landesverband der Piratenpartei setzt sich für die Einführung einer 
internationalen Gesamtfinanzmarkt-Transaktionssteuer in Höhe von 0,1% ein. 
Begründung: 
  
Die aktuelle Finanzkrise basiert im wesentlichen darauf, dass die sogenannten 
Finanzmärkte unreguliert und ausserhalb der gesetzlich überwachten Bilanzen, 
Schattenbanksysteme mit einem ungedeckten Volumen grösser € 500 Billionen 
betreiben, und damit, die durch Güter und Dienstleistungen gedeckten Volks- und 
Realwirtschaften mit einem realen Weltbruttoinlandsprodukt in Höhe € 50 Billionen 
um ein Vielfaches massiv unter Druck setzen und somit soziale Beziehungen 
ausschließlich nach ökonomischen und monetären Kriterien, gegen das 
Gemeinwohlinteresse, zu dominieren versuchen. 
 
Während andere Parteien lediglich eine wenig bewirkende Finanzmarkt-
Transaktionssteuer innerhalb der gesetzlich vorgeschrieben Bilanzen fordern, setzt 
die Piratenpartei mit Ihrer Forderung nach einer Gesamtfinanzmarkt-
Transaktionssteuer in Höhe 01,% inbesondere auch für “Geschäfte” ausserhalb der 
gesetzlich vorgeschrieben Bilanzen den Finger direkt in die Wunde des Problems und 
erzeugt damit den Stillstand dieser Schattenbanksysteme mit sofortiger Wirkung und 
zum Wohle Aller. 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Verbot von Software-Robots 
basiertem Hochfrequenzhandel 

FR02 

Beantragt durch: AG-Gemeinwohlökonomie / Marco Zerjav 
Eingereicht als Wahlprogrammantrag 

Antragstext: 
 
Der bayerische Landesparteitag möge folgenden Text als Programmantrag verabschieden: 
 
Der bayerische Landesverband der Piratenpartei setzt sich für ein sofortiges 
internationales Verbot von Software-Robots basiertem Hochfrequenzhandel ein. 
Begründung: 
  
Die aktuelle Finanzkrise basiert im wesentlichen darauf, dass die sogenannten 
Finanzmärkte unreguliert und ausserhalb der gesetzlich überwachten Bilanzen, 
Schattenbanksysteme mit ungedeckten Volumen grösser € 500 Billionen betreiben, 
und damit die durch Güter und Dienstleistungen gedeckten Volks- und 
Realwirtschaften mit einem Weltbruttoinlandsprodukt in Höhe € 50 Billionen um ein 
Vielfaches massiv unter Druck setzen und somit soziale Beziehungen ausschließlich 
nach ökonomischen und monetären Kriterien, gegen das Gemeinwohlinteresse, zu 
dominieren versuchen. 
 
Um solche Volumina überhaupt bewegen zu können sind regelmäßige Investitionen 
in modernste technische Infrastruktur wie Untersee-Highspeedkabel zwischen 
London und NewYork notwendig, die es ermöglichen pro Millisekunde Zeitersparnis 
$100 Millionen Hedgefondsprofit zu erzielen. 
 
Menschen werden durch Software-Robots ersetzt, die in der Lage sind mit 800.000 
Updates pro Sekunde ! "Gewinne" aus der xten Nachkommastelle globaler Preis- und 
Zinsdifferenzen zu "erwirtschaften". 
 
Über 70% aller weltweiten Transaktionen finden im Hochfrequenzhandel statt, 
sodass die besten Hedge-Fonds-Manager bereits im Krisenjahr 2009 zusammen 
unfassbare 25,3 Milliarden US-Dollar "verdienen" konnten, ohne jemals einen Finger 
gerührt, geschweige denn einen realen volkswirtschaftlichen Wert geschaffen zu 
haben. 
 
Die Nummer 1 der Hedge-Fonds-Manager David Tepper, verdiente in 2009 das 
300.000-fache eines US-Mindestlohnes, sprich 4.Milliarden US$ (4.000.000.000). Das 
sind bei einer 40Stunden-Woche US$ 2.083.333 pro Stunde ! Das Hochrechnen der 
Provisionsbasis und die in Relationssetzung zum Weltbruttoinlandsprodukt der 
Realwirtschaft möchte jeder selbst einmal versuchen, sofern sein Taschenrechner 
soviele Stellen verarbeiten kann. 
 
Während andere Parteien sich bisher für kein Verbot des Hochfrequenzhandels 
aussprechen, setzt die Piratenpartei mit Ihrer Forderung nach einem solchen, den 
Finger direkt in die Wunde des Problems und erzeugt damit den Stillstand dieser 
Systeme zum Wohle Aller. 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Abschaffung der 
Zweitwohnsitzsteuer unter 
Beibehaltung der 
Schlüsselzuweisungen 

ZW01 

Beantragt durch: Thomas Wagner 
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Die Piratenpartei setzt sich dafür ein, die Zweitwohnsitzsteuer abzuschaffen. Durch die 
Zweitwohnsitzsteuer wird den Gemeinden ein Instrument in die Hand gegeben, dass ihnen 
ermöglicht, Steuern von Bürgern zu erheben, die durch das fehlende Wahlrecht in diesen 
Orten entsprechend benachteiligt werden. Weiterhin ist in Bayern durch eine 
Schlüsselzuweisung für Nebenwohnsitze eine Umlage an die Gemeinden geregelt, sodass 
die durch die Zweitwohnsitze entstehenden Kosten für die Infrastruktur abgedeckt sind. 
Begründung: 
  
 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Abschaffung der Schlüsselzu-
weisungen für Nebenwohnsitze 
an Gemeinden in Bayern 

ZW02 

Beantragt durch: Thomas Wagner 
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Die Piratenpartei setzt sich dafür ein, die Schlüsselzuweisungen für Zweitwohnsitze an 
Gemeinden abzuschaffen. Durch die Zweitwohnsitzsteuer wird den Gemeinden ein 
Instrument in die Hand gegeben, Infrastrukturkosten, die durch Zweitwohnsitze entstehen 
entsprechend abzudecken. In Bayern wird jedoch schon über Schlüsselzuweisungen für 
Nebenwohnsitze den Gemeinden Geldern zugesteuert. Da hierdurch eine doppelte 
Zuwendung für die Gemeinden entsteht, muss diese Zuweisung abgeschafft werden. Die 
Gemeinden sollen durch die Zweitwohnsitzsteuer selbst die Möglichkeit besitzen, dass sie 
festlegen können, inwieweit Zweitwohnsitze aufgrund der Kosten für zusätzliche 
Infrastruktur zu besteuern sind. 
Begründung: 
  

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Freie Wahl der Gemeinden ob 
Zweitwohnsitzsteuer oder 
Schlüsselzuweisung in Anspruch 
genommen wird 

ZW03 

Beantragt durch: Thomas Wagner 
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Die Piratenpartei setzt sich dafür ein, dass sich Gemeinden entweder für die 
Schlüsselzuweisungen für Zweitwohnsitze an Gemeinden oder für eine 
Zweitwohnsitzsteuer entscheiden muss. Da es durch die Inanspruchnahme beider Mittel 
zu einem großen Zuschuss an Gemeinden mit Zweitwohnsitzen kommt, ist es notwendig, 
dass dieser Methode Einhalt geboten wird. Hierzu fordern wir, dass sich die Gemeinden für 
eine der beiden Mittel entscheiden muss, es jedoch keine Möglichkeit gibt, beide in 
Anspruch zu nehmen. Eine doppelte Finanzierung der Infrastruktur durch die 
Zweitwohnsitzinhaber sowie durch die Schlüsselzuweisungen ist übertrieben. 
Begründung: 
  

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Abschaffung von 
Schlüsselzuweisungen und 
Zweitwohnsitzsteuer 

ZW04 

Beantragt durch: Thomas Wagener 
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Die Piratenpartei setzt sich dafür ein, die Zweitwohnsitzsteuer sowie die 
Schlüsselzuweisungen für Nebenwohnsitze in Bayern abzuschaffen. Bayern ist das einzige 
Bundesland, dass anhand der Zweitwohnsitze Schlüsselzuweisungen an die Gemeinden 
durchführt. Um hier eine einheitliche Regelung mit den restlichen Bundesgebiet zu 
erzielen ist es nötig, diese Sonderstellung in Bayern abzuschaffen. Des weiteren werden 
durch die Zweitwohnsitzsteuer Bürger mit Abgaben belastet, die in diesen Gemeinden kein 
Stimm- und Wahlrecht haben. Es findet eine Abwertung dieser Einwohner statt innerhalb 
der Gemeinden statt, die diese Mitbürger als Möglichkeit ansehen, für Kosten 
aufzukommen, an denen sie am wenigsten durch die geringe Nutzung beteiligt sind. Um 
hier ein besseres Miteinander zu ermöglichen, ist es notwendig, dass auch die 
Zweitwohnsitzsteuer abgeschafft wird. 
Begründung: 
  

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Bestandsschutz für bestehende 
Zweitwohnsitze 

ZW05 

Beantragt durch: Thomas Wagener 
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
5. Ergänzung zu 2. und 3. falls davon einer angenommen werden sollte: Bestandsschutz für 
bestehende Zweitwohnsitze 
 
Wir fordern, dass bei der Erhebung einer Zweitwohnsitzsteuer durch die Gemeinden, die 
für die, vor der Einführung der Zweitwohnsitzsteuer zugelegten Zweitwohnsitze, ein 
Bestandsschutz eingeführt wird. In vielen Bereichen wurden Immobilien für die 
Altersvorsorge zugelegt, die nun zusätzlich besteuert werden, da Gemeinden eine 
Zweitwohnsitzsteuer erheben. Daher sollten Zweitwohnungen, die aus der Zeit vor der 
Erhebung der Zweitwohnsitzsteuerregelung stammen, von der Zweitwohnsitzsteuer 
ausgenommen sein. 
Begründung: 
  

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Einführung einer 
Bildungswährung 2.0 

BF01 

Beantragt durch:  
Eingereicht als Wahlprogrammantrag 

Antragstext: 
 
Der bayerische Landesparteitag möge folgenden Text als Programmantrag verabschieden: 
 
Der bayerische Landesverband der Piratenpartei unterstützt die Einführung einer 
Bildungswährung 2.0 auf Basis einer geldfreien Komplementärwährung um 
Bildungsgerechtigkeit und Chancengleichheit für sozial schwache Kinder sicherzustellen. 
Begründung: 
  
Die Grundlagen für Bildung finden überwiegend durch das soziale Miteinander, 
ausserhalb der Schule, statt. Dieses soziale Miteinander ist durch die Auflösung 
familiärer Strukturen, zum Schaden der Gesellschaft, massiv gefährdet, weshalb es 
gilt diese schnellstmöglich wieder zu beleben bzw. neu zu aktivieren. 
 
Soziale Kälte und Gleichgültigkeit gegenüber der wichtigsten Ressource des Landes 
sind nicht hinnehmbar und müssen schnellstmöglich beseitigt werden. Lehrer müssen 
von unnötigem Balast befreit und in Ihrer täglichen Arbeit unterstützt werden. Kinder 
müssen wertgeschätz und mit Leistungsanreiz- und Belohnungssystemen motiviert 
werden, dass Beste aus Ihren Talenten zu machen, sodass sich ein 
selbstmultiplizierender positiver Sog entfacht. 
 
Jedes Kind, das eine Stunde gesund und gutgenährt, ausreichend gekleidet und 
frohen Mutes zur Schule gehen kann, schöpft reale Werte für die Gesellschaft, und 
erhöht damit den volkswirtschaftlichen Multiplikator für die Zukunft des Landes 
nachhaltig ! 
 
Eine Bildungswährung ermöglicht es, soziale Betreuungsnetze nachbarschaftlicher 
Verantwortung geldfrei mittels Sach- und Dienstleistungen von jederman, wie 
Stadtteilmutter/Oma, Stadtteil-vater/Opa, Nachhilfe-Coach, Mathematik-Coach, 
Sport-Coach, Hol- und Bring-Coach, Vereins-Coach, Kultur-Coach, Freizeit-Coach, 
Musik-Coach, Koch-Nachbar, Schul-Koch, Betreuungs-Coach, Tagesmutter, Pflege-
eltern, Noteltern, Hebammen, Kinderärzte, Paten und Mentoren auf einfachste 
Weise zu initieren und zu organisieren, und damit im Interesse des Gemeinwohls für 
nachhaltige reale soziale Bindungen und Sicherheit zu sorgen. 
 
Sicherheit gibt es nur in der entanonymisierten Gemeinschaft und im gegenseitigen 
angstfreien Vertrauen; Vertrauen ist die neue Währung. Vertrauen ist Risiko für den, 
der den Anfang macht, und für den, der es verspielt. Jedes Kind wird, über die 
begrenzten gesetzlichen Möglichkeiten hinaus, durch die Bildungswährung mit dem 
Nötigsten wie Aufmerksamkeit, Zeit, Zuwendung, Kleidung, Ernährung, Gesundheit, 
Zahnmedizin, Spielzeug, Schulbedarf, Musikkurse, Bücher, Mitgliedsbeiträge etc. 
ausreichend durch die Gemeinschaft und die direkte Nachbarschaft versorgt um 
somit optimale Bildungsvoraussetzungen überhaupt erst zu schaffen. 
 
Bildungspunkte "eMark" (EducationMark) können auf vielfältigste Art und Weise 
erworben und dem persönlichen Bildungskonto (Meine-Perspektive.de) bis zum 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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18ten Lebensjahr gutgeschrieben und für zusätzliche Bildungs- und Freizeitangebote 
reinvestiert, oder für das spätere Auslandspraktikum oder Studium angespart 
werden. Bildung wird mit Bildung belohnt; eine Art "Zinseszins-Effekt" mit maximaler 
Hebelwirkung und sozialer Rendite für die Nachhaltigkeit und Qualität einer 
modernen Gesellschaft. Ob ein Schüler in seinem Lieblingsfach selbst Nachhilfe 
anbietet, sich als Sportcoach für gleichaltrige Bewegungsmuffel einsetzt, oder jeden 
Tag über die virtuelle Anwesenheitsliste des Lehrers Punkte für Teilnahme und 
soziales Verhalten sammelt, bringt ihn seinen selbst gesetzten Zielen und Wünschen 
näher und regt ihn über Anreiz- und Belohnungssysteme weiter an, seine Talente zu 
erproben und dadurch die Eigenmotivation zu steigern. Mitglieder der Gesellschaft, 
die sich für Bildungsgerechtigkeit einbringen wollen, können eMark erwirtschaften, 
indem sie sich als z.B: Stadtteilmutter/Oma, Stadtteilvater/Opa, Nachhilfe-Coach, 
Mathematik-Coach, Sport-Coach, Hol- und Bring-Coach, Vereins-Coach, Kultur-Coach, 
Freizeit-Coach, Musik-Coach, Koch-Nachbar, Schul-Koch, Betreuungs-Coach, 
Tagesmutter, Pflegeeltern, Noteltern, Hebammen, Kinderärzte, Paten und Mentoren 
freiwillig engagieren, und wiederum mit nachbarschaftlichen geldfreien 
Hilfsangeboten, zum eigenen Nutzen, verrechnen können. Dabei gilt, je 
geopgraphisch näher sich die Beteiligten untereinander helfen und je mehr 
persönliche Zeit investiert wird, also der persönliche Kontakt vorort gelebt wird, 
desto höher fallen Anreize und Belohnung in Form von eMark aus, sodass der 
Engagierte seine soziale Reputation / Socialrating nachhaltig aufbauen kann. 
 
Das könnte in der Praxis bedeuten, dass die rüstige Rentnerin mal auf das Kind der 
alleinerziehenden Mutter aufpasst, oder das Mittagessen für das Nachbarskind kocht, 
damit selbst eMark erwirbt, die sie wiederum mangels Mobilität für 
Einkaufshilfsdienste einsetzen kann. Unzählige SINNergieeffekte lassen sich somit im 
Sinne einer Mehrgenerationengesellschaft initieren und effektiv organisieren. 
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Gründung einer Bank für Bildung BF02 
Beantragt durch: AG-Gemeinwohlökonomie / Marco Zerjav 
Eingereicht als Wahlprogrammantrag 

Antragstext: 
 
Der bayerische Landesparteitag möge folgenden Text als Programmantrag verabschieden: 
 
Der bayerische Landesverband der Piratenpartei setzt sich für die Gründung einer “Bank 
für Bildung” ein, die im Sinne von Bildungsgerechtigkeit und Chancengleichheit die 
Interessen sozial schwacher Kinder zum Wohle des Landes nachhaltig sicherstellt und 
damit unter Erzielung einer höchstmöglichen gesellschaftlichen Rendite in die wichtigste 
Ressource des Landes investiert. 
Begründung: 
  
Trotz zahlreicher Jugendhilfsprogramme sind derzeit über 2,5 Millionen in 
Deutschland lebende Kinder von Armut betroffen und müssen ohne ausreichende 
Kleidung, Ernährung und medizinische Versorgung zur Schule gehen, was im Sinne 
von optimalen Bildungsvoraussetzungen nicht weiter hingenommen werden kann. 
Zudem sterben in Deutschland pro Woche 3 Kinder durch Gewalteinwirkung oder 
Vernachlässigung. Die materielle Armut von Kindern hat sich zudem, laut dem dritten 
Armutsbericht der Bundesregierung aus dem Jahr 2008 alle 10 Jahre verdoppelt. Bei 
den sozial benachteiligten Kindern ist zu beobachten, dass sie sich ungesünder 
ernähren, sich weniger bewegen, immer häufiger in isolierten Wohnvierteln unter 
sich bleiben, keine guten Schulen besuchen, nur mangelhafte 
Ausbildungsmöglichkeiten und keine ausreichend soziale Unterstützung haben. Es 
entwickeln sich "Armutskarrieren" und die fehlenden Bildungschancen führen dazu, 
dass wichtige Potenziale der Kinder und Jugendlichen verloren gehen. Das hat 
mittelfristig gravierende Folgen auf die volkswirtschaftliche Leistung. Jedes 3. Kind 
wies im Jahr 2004 bei seiner Einschulung therapiebedürftige Entwicklungsstörungen 
oder Verhaltensauffälligkeiten auf. Jedes 4. Schulkind hat die Schule ohne 
"Beherrschung des Mindestmaßes an Kulturtechnik" verlassen, die selbst 
Hilfsarbeiten erfordern. Die Tendenz ist stark steigend. Deutschland hat wegen seiner 
"Familienverarmung und Bildungsverarmung" in den Industrienationen eine negative 
Spitzenstellung. 
- 20% der 15 jährigen können kaum lesen, rechnen und schreiben 
- 40% weniger Hochqualifizierte bis 2035 
- 10% mehr Arbeitssuchende ohne Berufsabschluss bis 2035 
- 257 000 Realschüler bleiben nach Abschluss ohne Ausbildungsplatz 
- 2 800 Mrd. weniger Bruttoinlandsprodukt durch schlechte Bildung innerhalb einer 
Generation 
Wenn es also tatsächlich um die Zukunft und Wettbewerbsfähigkeit 
Europas/Deutschlands geht, muss man massiv in die wichtigste Ressource des 
eigenen Landes, also Kinder und Bildung investieren, und diese Aufgabe zur 
nationalen obersten Priorität und Systemrelvanz erklären. Was würden wir wohl 
einem Gärtner entgegnen, der seine Pflanzen mangelhaft behandelt, sich gleichzeitig 
aber über die schlechte Qualität beschwert ? Sind die Pflanzen daran schuld, wenn er 
sich im Frühjahr nicht ausreichend von seinem Garten ernähren kann ? Müssen, 
sinnbildlich gesprochen, die Pflanzen beim Gärtner einen Antrag auf Zuteilung guter 
Erde, ausreichend Wasser und Sonnenlicht stellen, damit sie sich so entwickeln 
können, wie dass der Gärtner im ureigensten Interesse erwartet ? Jedes Kind, das 
eine Stunde gesund und gutgenährt, ausreichend gekleidet und frohen Mutes zur 
Schule gehen kann, schafft reale Werte für die Gesellschaft, und erhöht damit den 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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volkswirtschaftlichen Multiplikator für die Zukunft des Landes nachhaltig ! 
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Gründung einer staatlichen 
Bildungslotterie 

BF03 

Beantragt durch: AG-Gemeinwohlökonomie / Marco Zerjav 
Eingereicht als Wahlprogrammantrag 

Antragstext: 
Der bayerische Landesparteitag möge folgenden Text als Programmantrag verabschieden: 
Der bayerische Landesverband der Piratenpartei setzt sich für die Gründung einer 
staatlichen Bildungslotterie, die im Sinne von Bildungsgerechtigkeit und Chancengleichheit 
die Interessen sozial schwacher Kinder zum Wohle des Landes nachhaltig sicherstellt und 
damit unter Erzielung einer höchstmöglichen gesellschaftlichen Rendite in die wichtigste 
Ressource des Landes investiert. 
Begründung: 
 
Trotz zahlreicher Jugendhilfsprogramme sind derzeit über 2,5 Millionen in 
Deutschland lebende Kinder von Armut betroffen und müssen ohne ausreichende 
Kleidung, Ernährung und medizinische Versorgung zur Schule gehen, was im Sinne 
von optimalen Bildungsvoraussetzungen nicht weiter hingenommen werden kann. 
Zudem sterben in Deutschland pro Woche 3 Kinder durch Gewalteinwirkung oder 
Vernachlässigung. Die materielle Armut von Kindern hat sich zudem, laut dem dritten 
Armutsbericht der Bundesregierung aus dem Jahr 2008 alle 10 Jahre verdoppelt. Bei 
den sozial benachteiligten Kindern ist zu beobachten, dass sie sich ungesünder 
ernähren, sich weniger bewegen, immer häufiger in isolierten Wohnvierteln unter 
sich bleiben, keine guten Schulen besuchen, nur mangelhafte 
Ausbildungsmöglichkeiten und keine ausreichend soziale Unterstützung haben. Es 
entwickeln sich "Armutskarrieren" und die fehlenden Bildungschancen führen dazu, 
dass wichtige Potenziale der Kinder und Jugendlichen verloren gehen. Das hat 
mittelfristig gravierende Folgen auf die volkswirtschaftliche Leistung. Jedes 3. Kind 
wies im Jahr 2004 bei seiner Einschulung therapiebedürftige Entwicklungsstörungen 
oder Verhaltensauffälligkeiten auf. Jedes 4. Schulkind hat die Schule ohne 
"Beherrschung des Mindestmaßes an Kulturtechnik" verlassen, die selbst 
Hilfsarbeiten erfordern. Die Tendenz ist stark steigend. Deutschland hat wegen seiner 
"Familienverarmung und Bildungsverarmung" in den Industrienationen eine negative 
Spitzenstellung. 
 
- 20% der 15 jährigen können kaum lesen, rechnen und schreiben 
- 40% weniger Hochqualifizierte bis 2035 
- 10% mehr Arbeitssuchende ohne Berufsabschluss bis 2035 
- 257 000 Realschüler bleiben nach Abschluss ohne Ausbildungsplatz 
- 2 800 Mrd. weniger Bruttoinlandsprodukt durch schlechte Bildung innerhalb einer 
Generation 
 
Wenn es also tatsächlich um die Zukunft und Wettbewerbsfähigkeit 
Europas/Deutschlands geht, muss man massiv in die wichtigste Ressource des 
eigenen Landes, also Kinder und Bildung investieren, und diese Aufgabe zur 
nationalen obersten Priorität und Systemrelvanz erklären. Was würden wir wohl 
einem Gärtner entgegnen, der seine Pflanzen mangelhaft behandelt, sich gleichzeitig 
aber über die schlechte Qualität beschwert ? Sind die Pflanzen daran schuld, wenn er 
sich im Frühjahr nicht ausreichend von seinem Garten ernähren kann ? Müssen, 
sinnbildlich gesprochen, die Pflanzen beim Gärtner einen Antrag auf Zuteilung guter 
Erde, ausreichend Wasser und Sonnenlicht stellen, damit sie sich so entwickeln 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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können, wie dass der Gärtner im ureigensten Interesse erwartet ? Jedes Kind, das 
eine Stunde gesund und gutgenährt, ausreichend gekleidet und frohen Mutes zur 
Schule gehen kann, schafft reale Werte für die Gesellschaft, und erhöht damit den 
volkswirtschaftlichen Multiplikator für die Zukunft des Landes nachhaltig ! 
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Einführung einer freiwilligen 
Bildungsabgabe 

BF04 

Beantragt durch: AG-Gemeinwohlökonomie / Marco Zerjav 
Eingereicht als Wahlprogrammantrag 

Antragstext: 
 
Der bayerische Landesparteitag möge folgenden Text als Programmantrag verabschieden: 
 
Der bayerische Landesverband der Piratenpartei setzt sich für die Einführung einer 
freiwilligen Bildungsabgabe ein, die im Sinne von Bildungsgerechtigkeit und 
Chancengleichheit die Interessen sozial schwacher Kinder zum Wohle des Landes 
nachhaltig sicherstellt und damit unter Erzielung einer höchstmöglichen gesellschaftlichen 
Rendite in die wichtigste Ressource des Landes investiert. 
Begründung: 
  
Mit einer freiwilligen Bildungsabgabe würde ein Instrument geschaffen, mittels 
diesem von z.B. vermögenden Bürgern und Unternehmen gezielt in die 
Bildungsgerechtigkeit und Chancengleichheit sozial schwacher Kinder investiert 
werden könnte, anstatt wie heute, ein solches Vorgehen zu blockieren, weil die 
Spender Ihre Mittel nicht im System verpfuffen sehen wollen und nur bereit sind für 
nachhaltige gesellschaftsfördernde Aufgaben ihr Geld zu geben. Mitbürger die 
aufgrund Ihrer finanziellen Situation nicht auf das Kindergeld angewiesen sind, 
könnten dieses für optimale Bildungsvoraussetzungen sozial schwacher Kinder 
spenden. 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Förderung beruflicher 
Weiterbildung 

BF05 

Beantragt durch: Martin Schön, KV BGL 
Eingereicht als Wahlprogrammantrag 

Antragstext: 
 
Der Landesparteitag möge zur Aufnahme in das bayerische Wahlprogramm beschließen: 
 
Die Piratenpartei Oberbayern setzt sich dafür ein, dass die Staatsregierung einen 
Bildungsscheck zur Förderung der Weiterbildung erwerbstätiger Bürger einführt, wie er in 
den anderen großen Bundesländern bereits seit Jahren installiert ist. 
Begründung: 
  
Die Förderung der beruflichen Weiterbildung erwerbstätiger unqualifizierter Bürger 
nähert sich gegenwärtig dem Nullpunkt. Bis zum letzten Jahr gab es noch bundesweit 
die Weiterbildungsprämie. Hierbei wurden Erwerbstätige mit Einkommen unter 
25.600 zu verst.Ek/a/P mit 50% Kurskosten, max. 500 € jährlich gefördert. Als 
erwerbstätig wurden auch z.B. Personen gesehen, die länger als 1 Jahr mit der Pflege 
von Kindern bzw.  Älteren zu tun hatten, sowie auch Mitarbeitende in Betrieben des 
Partners (typische Konstellation für Handwerksbetriebe). Diese Förderung wurde 
erheblich eingeschränkt und läuft gerade aus. 
 
Eine analoge länderspezifische Förderung in Form von Qualifizierungsschecks u.ä. gibt 
es in allen anderen großen Bundesländern. Bayern, Berlin, Bremen, Hamburg, 
Saarland sind die Ausnahmen. Besser Verdienende sind privilegiert, sie können die 
Weiterbildung von den Steuern absetzen. Erwerbstätige, die wenig verdienen und 
keine oder fast keine Steuern zahlen, erhalten diese Subvention nicht. Es ist also 
einerseits eine Gerechtigkeitsfrage, zum anderen sollten wir uns angesichts der 
Bildungsmisere (noch steigendem Mangel an qualifizierten Abschlüssen) gerade mit 
solchen "Übergangsszenarien" in höhere Qualifikationen beschäftigen. Ein 
Bildungsscheck für Bayern wurde wenige Wochen vor seiner Realisierung der 
Sanierung der Landesbank geopfert. Das Volumen für eine solche Förderung läge je 
nach Definition des Kreises der Geförderten im niedrigen zweistelligen 
Millionenbereich. 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Zulassung von 
Komplementärwährungen 

KW01 

Beantragt durch: AG-Gemeinwohlökonomie / Marco Zerjav 
Eingereicht als Wahlprogrammantrag 

Antragstext: 
 
Der bayerische Landesparteitag möge folgenden Text als Programmantrag verabschieden: 
 
Der bayerische Landesverband der Piratenpartei spricht sich grundsätzlich für die 
Zulassung von Komplementärwährungen aus, um gesellschaftliche Probleme im Interesse 
des Gemeinwohls kooperativ und nachhaltig zu lösen. 
Begründung: 
  
Ein geldfreies Tauschsystem / Komplementärwährung beruht auf dem Abkommen 
zwischen Gruppen von Menschen und/oder Unternehmen, eine neue Währung als 
Tauschmittel zu akzeptieren. Sie ist die Vereinbarung innerhalb einer Gemeinschaft, 
etwas zusätzlich neben dem offiziellen Geld als Tauschmittel zu akzeptieren. 
Komplementärwährungen sind deshalb ideale Werkzeuge um Probleme zu lösen, für 
die offzielle Währungssysteme nicht vorgesehen und geeignet sind. 
 
Landeswährungen sind zudem so ausgelegt, dass sie die Konkurrenz zwischen den 
Nutzern fördern und nicht die Kooperation, wie es bei der Bewältigung 
gesellschaftlicher Augaben notwendig ist. Bei einer Komplementärwährung handelt 
es sich somit um eine gemeinschaftsfördernde Währung, von denen es derzeit über 
1700 weltweit in unterschiedlichen Ausprägungen gibt. 
 
Eine Komplementärwährung stellt zudem keine neue Form der Sozialhilfe dar, bei der 
über Steuern Geld von den Reichen auf die Armen verteilt wird, sondern schafft 
durch seine Freiwilligkeit neuen Reichtum für alle und finanziert sich, einmal 
angefangen, völlig aus eigenen Mitteln. In diesem Sinn können 
Komplementärwährungen auch dazu beitragen, die lokale Wirtschaft eigenständiger 
zu machen und ein bescheidenes, aber gesundes Gegengewicht, zur unaufhaltsamen 
Globalisierung der Wirtschaft herzustellen. 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Entwicklung eines 
Komplementärwährungs-
Betriebssystems 

KW02 

Beantragt durch: AG-Gemeinwohlökonomie / Marco Zerjav 
Eingereicht als Wahlprogrammantrag 

Antragstext: 
 
Der bayerische Landesparteitag möge folgenden Text als Programmantrag verabschieden: 
 
Der bayerische Landesverband der Piratenpartei spricht sich grundsätzlich für die 
Entwicklung eines Komplementärwährungs-Betriebssystems, in Form einer technischen 
Infrastruktur, mittels diesem gesellschaftliche Problem geldfrei gelöst werden können, 
aus. 
Begründung: 
  
Wir können nicht einfach zusehen wie der Sinn für Gemeinschaften vernichtet wird, 
nur weil wir nicht wissen, welchen Einfluss Währungen bei der Gestaltung unserer 
Beziehungen haben können. 
 
Ein geldfreies Tauschsystem / Komplementärwährung beruht auf dem Abkommen 
zwischen Gruppen von Menschen und/oder Unternehmen, eine neue Währung als 
Tauschmittel zu akzeptieren. Sie ist die Vereinbarung innerhalb einer Gemeinschaft, 
etwas zusätzlich neben dem offiziellen Geld als Tauschmittel zu akzeptieren. 
Komplementärwährungen sind deshalb ideale Werkzeuge um Probleme zu lösen, für 
die offzielle Währungssysteme nicht vorgesehen und geeignet sind. 
 
Landeswährungen sind zudem so ausgelegt, dass sie die Konkurrenz zwischen den 
Nutzern fördern und nicht die Kooperation, wie es bei der Bewältigung 
gesellschaftlicher Aufgaben notwendig ist. Bei einer Komplementärwährung handelt 
es sich somit um eine gemeinschaftsfördernde Währung, von denen es derzeit über 
1700 weltweit in unterschiedlichen Ausprägungen gibt. 
 
Eine Komplementärwährung stellt zudem keine neue Form der Sozialhilfe dar, bei der 
über Steuern Geld von den Reichen auf die Armen verteilt wird, sondern schafft 
durch seine Freiwilligkeit neuen Reichtum für alle und finanziert sich, einmal 
angefangen, völlig aus eigenen Mitteln. In diesem Sinn können 
Komplementärwährungen auch dazu beitragen, die lokale Wirtschaft eigenständiger 
zu machen und ein bescheidenes, aber gesundes Gegengewicht, zur unaufhaltsamen 
Globalisierung der Wirtschaft herzustellen. 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Reform des Öffentlich-
Rechtlichen Rundfunks 

EA01 

Beantragt durch: Das-leben-ist-schoen, Fantaa  
Eingereicht als Wahlprogrammantrag 

Antragstext: 
 
Der Parteitag möge darüber abstimmen, ob folgender Text in das Wahlprogramm in einem 
Unterkapitel "Reform des Öffentlich-Rechtlichen Rundfunks" aufgenommen werden soll. 
Sollte der Antrag abgelehnt werden, so soll über Kapitel 1 und Kapitel 2 separat 
abgestimmt werden.  
Seit der Einführung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks (ÖRR) hat die Gesellschaft einen 
massiven Wandel durchlebt. Die Piratenpartei wird sich dafür einsetzen, den ÖRR 
zeitgemäß weiter zu entwickeln und an die geänderten gesellschaftlichen Bedürfnisse und 
technischen Mittel anzupassen.  

1. Grundegende Forderungen an den ÖRR:  
1. Verwendung der Finanzmittel offen legen  
2. Freie Lizenzen intensiv nutzen (Copyleft)  
3. Sendungen unbegrenzt über das Internet verbreiten  
4. Qualität nicht mehr an der Quote messen  
5. Auf teure Übertragungsrechte verzichten  
6. Werbung, Sponsoring, Product-Placement abschaffen  
7. Rundfunkrat an Gesellschaftsstruktur anpassen  
8. Platform für Rückmeldungen der Nutzer einrichten  

2. Erweiterte Forderungen an den ÖRR:  
1. Wachstum beschränken; Angebotsverlagerung statt Angebotserweiterung  
2. Rundfunkgebühr abschaffen; Finanzierung durch Rundfunksteuer (ähnlich 

Kirchensteuer)  
3. Lücken schließen wo trotz berechtigter Nachfrage keine privaten Angebote 

existieren  
4. Gleichberechtigte Präsenz von Nachrichten, Regionales, Bildung, Kultur, 

Unterhaltung  
Begründung: 
  

 Beschlossenes Positionspapier vom LPT BY 2012.1: 
http://wiki.piratenpartei.de/BY:Positionspapiere/POS-026  

 78% Zustimmung im LQFB: 
https://lqfb.piratenpartei.de/lf/initiative/show/3162.html  

 Kurzfassung der Anregungen und Stellungnahme zu diversen Punkten aus 
dem LQFB-Antrag:  

o Einschränkung des Tätigkeitsfeldes des ÖRR (z.B. "nur" Bildung): Der 
Antrag versucht dieses Thema mit zwei Ansätzen anzugehen; 1.7 
Demokratisierung, 2.3 Anbieten was in der Gesellschaft "fehlt"; der 
Text legt somit nicht fest was der ÖRR darf oder nicht darf, sondern 
wie der ÖRR ermitteln soll was er darf oder nicht darf  

o Fremdsprachig / Originalton: Würde gelöst durch Ansatz 2.3 
Anbieten was "fehlt"  

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
 

 

 

 

 

http://wiki.piratenpartei.de/Benutzer:Das-leben-ist-schoen
http://wiki.piratenpartei.de/Benutzer:Fantaa
http://wiki.piratenpartei.de/BY:Positionspapiere/POS-026
https://lqfb.piratenpartei.de/lf/initiative/show/3162.html
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o Finanzierung: Konsens für gerechte Finanzierung gibt es derzeit 
nicht; dieser Antrag geht das Thema nur indirekt an; statt der 
aktuellen Gebühr (Jeder zahlt einheitlichen Satz) wünscht der 
Antrag eine "Art" Steuer, z.B. das Finanzamt zweigt einen Teil des 
Einkommens ab und führt diesen an den ÖRR ab. Vorteil: Die 
Finanzierung des ÖRR orientiert sich am "Volkseinkommen", also 
am finanziellen Wohlstand; Zusätzlich sieht der Antrag vor, dass der 
ÖRR nicht "mehr Geld" ausgibt, sonder neue Ausgaben durch 
Kürzungen z.B. in anderen Bereichen finanziert werden  

o Rückmeldesystem inkl. direktem Einfluss der Nutzer auf das 
Programm: Hier gibt es von mir noch keine pauschale Lösung. Der 
erste Schritt wäre festzulegen, ob das ein geeigneter Mechanismus 
sein könnte den ÖRR besser zu machen; erst im zweiten Schritt 
wäre die Diskussion über den Weg sinnvoll. Man könnte diese 
Rückmeldeplatform auch als "Feldversuch" nutzen um diverse 
Systeme zu prüfen und so die Basisdemokratie auf politischer Ebene 
vorbereiten.  
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Freie Nutzung des öffentlichen 
Raumes 

EA02 

Beantragt durch: GeCk0 
Eingereicht als Wahlprogrammantrag 

Antragstext: 
 
Kommunen sollen mindestens eine öffentliche Einrichtung, wie z.B. eine Stadthalle/einen 
Stadtsaal, für nicht-kommerzielle Zwecke, Parteien, Wählervereinigungen und Künstlern 
jeder Art auf Antrag frei und kostenlos zur Verfügung stellen, solange jeder kostenlos diese 
Versammlung/Ausstellung/Vorführung betreten und teilhaben darf. 
Begründung: 
  
Als Beispiel dient hier das Unperfekthaus (Website , Video)  
 
Öffentliche Räume sollten Eigentum der Bürger sein und somit für nicht-kommerzielle 
Zwecke auch frei Zugänglich sein. Finanz-schwache 
Personen/Gruppierungen/Parteien können und sollten hierfür kein Geld ausgeben 
müssen, da sie dies oft nicht können.  
 
Bei Nutzung dieses Angebots darf kein Eintritt verlangt werden und ist nur für freie 
Schöpfer und tranzparente Treffen gedacht. Ist dies nicht der Fall, darf weiterhin eine 
Miete/eine Pacht verlangt werden. zweite Zeile etc.  

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
 

 

 

 

 

 

 

 

  

http://wiki.piratenpartei.de/Benutzer:GeCk0
http://unperfekthaus.de/
http://www.youtube.com/watch?v=KfO7R2Fcywg
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Informationsfreiheitssatzung für 
Bayern 

EA03 

Beantragt durch: Thomas Mayer und Daniel Seuffert  
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Die Piratenpartei Bayern fordert, eine Satzung zur Regelung des Zugangs zu Informationen 
des eigenen Wirkungskreises der Gemeinden (Informationsfreiheitssatzung) 
auszuarbeiten.  
 
Die Informationsfreiheitssatzung soll sich an der aktuellen Satzung der Landeshauptstadt 
München und der der Mustersatzung des Bündnisses Informationsfreiheit orientieren, 
welche das Jedermannsrecht auf Auskunft oder Einsicht ohne begründetes Interesse 
verankern.  
 
Die Verwaltungsgebühren sollen so gestaltet werden, dass sie das Informationsrecht nicht 
behindern und sich auf die verursachten Zusatzkosten beschränken. Einfache Auskünfte 
und die Einsichtnahme in Akten bei nur geringem Verwaltungsaufwand sollen 
grundsätzlich kostenlos sein.  
links zu o. g. Text: [1] [2]  
Begründung: 
 
Die von der Piratenpartei Bayern geforderte Informationsfreiheitssatzung für alle 
Kommunen in Bayern ist stark angelehnt an das Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung und ist damit ein Kontroll- und Mitgestaltungsrecht aller Bürger.  
 
Informationsfreiheitsgesetze wurden auf Bundesebene und von allen Bundesländern 
erlassen, ausgenommen Bayern, Baden-Württemberg, Hessen, Niedersachsen und 
Sachsen. Eine zunehmende Anzahl von Städten in diesen Bundesländern, darunter 
München, Nürnberg, Würzburg und Göttingen, haben daher kommunale 
Informationsfreiheitssatzungen erarbeitet, um dieses demokratische Defizit zu 
beheben.  
 
Das Informationsrecht fördert eine transparente Politik und Verwaltung und dient 
Bürgerinnen und Bürgern, Journalisten und Unternehmen gleichermaßen. Um eine 
Eskalation zahlreicher Konflikte vorzubeugen, ist es nötig, Einsicht in entsprechende 
Unterlagen zu gewährleisten. Alle Kommunen würden von solch einer Satzung 
profitieren.  
 
link: [3]  

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
 

 

 

 

 

 

 

 

  

http://wiki.piratenpartei.de/Benutzer:Toma
http://wiki.piratenpartei.de/Benutzer:DanielSeuffert
http://informationsfreiheit.org/mustersatzung
http://www.muenchen.de/rathaus/Stadtinfos/Stadtrecht/Informationsfreiheitssatzung.html
http://de.wikipedia.org/wiki/Informationelle_Selbstbestimmung
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Änderung der 
Parteienfinanzierung 

EA04 

Beantragt durch: Roland Köhler 
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Wir setzen uns dafür ein, die Parteienfinanzierung auf den Anteil der Wählerstimmen zu 
beschränken und den Zuwendungsanteil zu streichen. Dazu wird das Gesamtvolumen der 
Parteienfinanzierung durch die Summe der Stimmenkonten geteilt und das Stimmenkonto 
jeder Partei mit diesem ermittelten Faktor multipliziert. Die Zusatzförderung der ersten 4 
Millionen Stimmen pro Partei sowie die Begrenzung auf die erwirtschafteten Einnahmen 
bleiben erhalten. 
Begründung: 
  
Die Parteienfinanzierung ist, wenn auch bei einzelnen umstritten, ein wesentlicher 
Bestandteil unserer Demokratie. Wie die Abgeordneten in den unterschiedlichsten 
Parlamenten brauchen wir auch die dazugehörenden Parteien und diese sollten, im 
Rahmen der durch die Parteien selbst erwirtschafteten Einnahmen, gefördert 
werden.  
 
Allerdings sollte die Parteienfinanzierung unserem Parteiverständnis nach 
demokratischen Grundsätzen entsprechen und sich damit auf den erreichten Erfolg 
beim Wähler, die Wählerstimmen, beschränken. Der Zuwendungsanteil auf die 
erwirtschafteten Einnahmen ist nicht erforderlich. Derzeit erhalten einzelne Parteien 
aus dem Zuwendungsanteil einen höheren Teil ihrer Parteienfinanzierung als aus dem 
Stimmenanteil.  
 
Bei diesem Antrag geht es mir nicht darum, die Parteienfinanzierung für die PIRATEN 
zu erhöhen. Da wir bei den 'selbst erwirtschafteten Einnahmen' ohnehin noch unter 
dem uns zustehenden Betrag liegen ändert sich für uns erst einmal nichts.  
 
Und Ja, ich weiß: Der Anspruch der NPD würde sich bei dieser Art der Berechnung 
erhöhen. Allerdings ist das für mich ein Symptom und nicht die Ursache. Ziel muss 
hier die Reduzierung der Wählerstimmen sein. Auch könnte diese Partei den 
Anspruch nicht wie bisher durch zusätzliche Einnahmen erhöhen und bei anderen, 
ähnlich gerichteten Parteien, reduziert sich der Anspruch erheblich.  
 
(Beispielwerte aus Parteienfinanzierung 2010)  
 
Das gesetzlich festgelegte Gesamtvolumen der Parteienfinanzierung (133 Mio) sollte 
durch die Summe der Stimmenkonten (101.682.388) geteilt und pro Partei mit deren 
Stimmenkonto multipliziert werden. Bei der Berechnung entfällt damit der 
Zunwendungsanteil (0,38 EUR pro EUR) sowie die dadurch überflüssige "Absolute 
Obergrenze", der Endbetrag wird nur noch durch die "Relative Obergrenze" 
entsprechend den selbst erwirtschafteten Einnahmen gekappt.  
 
Auch die bisher praktizierte Zusatzförderung der ersten 4 Millionen Stimmen pro 
Partei in Höhe von 0,15 EUR kann beibehalten werden. Diese ist vorab zu berechnen, 
vom Gesamtvolumen der Parteienfinanzierung abzuziehen und erst der Restbetrag 
wird durch die Summe der Stimmenkonten geteilt:  

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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 Summe der Stimmenkonten: 101.682.388  

 Stimmen bis 4 Mio. Stimmen pro Partei: 28.969.072  

 0,15 EUR pro 4-Mio-Stimme: 4.345.360,80 EUR  

 Gesamtvolumen Parteienfinanzierung: 133.000.000 EUR  

 nach Abzug der '4-Mio-Förderung': 128.654.639,20 EUR  

 ergibt Stimmenfaktor (ger. auf 10 Nachkommastellen): 1,2652598127  
 
Berechnungstabellen: Datei:Berechnung zum Programmantrag 
Parteienfinanzierung.ods  
 

 

  

http://wiki.piratenpartei.de/Datei:Berechnung_zum_Programmantrag_Parteienfinanzierung.ods
http://wiki.piratenpartei.de/Datei:Berechnung_zum_Programmantrag_Parteienfinanzierung.ods
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Abschaffung des Beamtentums EA05 
Beantragt durch: Daniel Seuffert 
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Die Piratenpartei Bayern tritt für eine Abschaffung des Beamtentums ein.  
 
Im 18. Jahrhundert wurde das Beamtentum eingeführt, die Beamten sollten 
pflichtbewusst, kenntnisreich und unbestechlich sein. Später folgte die Anstellung auf 
Lebenszeit und Schutz vor willkürlicher Entlassung. In der Weimarer Republik folgte die 
Besoldung per Gesetz nach Alter und nicht nach Leistung.  
 
Die Schweiz hat im Jahre 2002 die Abschaffung des Beamtentums erfolgreich vollzogen 
ohne jedwede negative Erfahrung. Auch Polizisten und Mitarbeiter der Finanzverwaltung 
sind dort nun Angestellte. Gestreikt werden darf nur, wenn die Sicherheit oder Versorgung 
des Landes nicht beeinträchtigt wird. Die Angestellten werden nach Leistung bezahlt, die 
Arbeitgeber haben ein Kündigungsrecht aus betrieblichen oder wirtschaftlichen Gründen, 
welches aber bisher noch nicht in Anspruch genommen wurde. In diesem Falle ist ein 
etwaiger freier, gleichwertiger Arbeitsplatz in einem anderen Bereich vorrangig 
anzubieten, um dem Beschäftigen die Möglichkeit eines Wechsels zu ermöglichen.  
 
Mit dieser Änderung wird das starre deutsche Beamtensystem aufgebrochen, es wird die 
Einführung flexibler und gerechter Entlohnung möglich, die Ungleichbehandlung von 
Angestellten und Beamten im öffentlichen Dienst wird beseitigt und das Problem der 
wachsenden Pensionsproblematik wird rechtzeitig angegangen. Trotz der im Jahre 1982 
eingeführten "Versorgungsrücklage" nach § 14a des Bundesbesoldungsgesetzes werden 
immer höhere Pensionslasten in Bayern aufgebaut, eine tickende finanzielle Zeitbombe in 
Gemeinden und Land für spätere Generationen. Der Erfolg der Abschaffung des 
Beamtentums in der Schweiz und die Beispiele in der BRD selbst mit Privatisierung von 
Telekom, Bahn und Post beweisen die problemlose Durchführung.  
 
Selbstverständlich gilt diese Änderung nicht für bestehende Beamtenverhältnisse, die 
Bestandsschutz geniessen.  
Begründung: 
  

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Abschaffung des Meisterzwangs 
im deutschen Handwerk 

EA06 

Beantragt durch: Daniel Seuffert 
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Die Piratenpartei tritt für die Abschaffung des Meisterzwangs im deutschen Handwerk ein. 
Deutschland ist das einzige Land in Europa, das einen Meisterzwang kennt. Dieser 
entstand aus den Zunftregelungen des Mittelalters und ist heute überholt. Den Versuch 
des ständisch organisierten Handwerks, die Gründung von Betrieben dem Meisterzwang 
zu unterwerfen sehen wir kritisch und lehnen ihn ab. Wir fordern daher die 
ungerechtfertigte Beschränkung der Gewerbefreiheit generell zu überwinden und den 
Meisterzwang im deutschen Handwerk endgültig abzuschaffen. Wir fordern nicht die 
Abschaffung des Meisters an sich. Betriebe, die z.B. aus Werbezwecken weiterhin auf 
einen Meister setzen, dürfen dies gerne tun. Der Ausbildereignungsnachweis wird 
ebenfalls nicht berührt von diesem Antrag. Unfallverhütungsvorschriften, technische 
Normen, Qualitätssicherungsvorschriften oder dergleichen werden von dem Antrag 
ebenfalls nicht berührt. Es geht darum daß nur deutsche Staatsbürger mit Wohnsitz in der 
BRD in wahllos bestimmten Handwerksberufen verpflichtet sind einen Meisterbrief bei 
Gewerbegründung vorzulegen und alle anderen nicht. 
Begründung: 
  
Das gegenwärtige System des Meisterzwangs ist nicht mehr zeitgemäß. Die Pflicht, 
zur Ausübung bestimmter Gewerke (die in der Anlage A der Handwerksordnung 
gelisteten Berufe) einen Meistertitel zu führen, schränkt Unternehmer, Betriebe und 
Verbraucher in ihren Freiheiten ein, die Ausübenden in der freien Berufswahl, die 
Verbraucher in der freien Wahl des Dienstleisters.  
Der Meisterzwang fusst auf zwei Regelungszwecken: 1. Berufe, von denen eine 
Gefahr für Leib und Leben Dritter ausgeht dürfen als stehender Betrieb nur von 
Unternehmen ausgeübt werden, die über einen (handwerklichen) Meistertitel 
verfügen. 2. Berufe, die einen hohen Beitrag zur Ausbildungsleistung in Deutschland 
leisten, unterstehen dem Meisterzwang.  
Die Gefahrengeneigtheit ist insofern ein vorgeschobenes Argument, da weiterhin alle 
dem Meisterzwang unterworfenen Tätigkeiten z.B. auch von 
Reisegewerbetreibenden, Inhaber eines unerheblichen handwerklichen 
Nebenbetriebes oder von Betrieben aus den EU-Mitgliedsstaaten vollumfänglich 
erbracht werden dürfen. Daraus folgt in der Praxis, dass der Meisterzwang weniger 
der Gefahrenabwehr, als vielmehr dem Schutz der etablierten Marktteilnehmern 
(Meisterbetriebe) vor Konkurrenz dient.  
Das Argument der hohen Ausbildungsleistung für die Beschränkung des Zugangs und 
damit des Angebots an tatsächlichen Ausbildungsgelegenheiten ist in sich 
widersprüchlich. Wie soll eine Begrenzung der Zahl ausbildender Betriebe zu einer 
Steigerung der Ausbildungsleistung führen?  
Das Handwerk hat von 1995 bis 2008 die Zahl seiner Ausbildungsplätze um 32 
Prozent verringert – die Industrie (in der es keinen Meisterzwang gibt) steigerte 
dagegen ihre Ausbildungsleistung um 23 Prozent.  
Der Meisterzwang ist demnach nicht geeignet, eine hohe Zahl von Absolventen einer 
Berufsausbildungen sicher zu stellen. Für die Qualität der angebotenen Ausbildung 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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hat er ebenso keine Auswirkung. Der Meistertitel ist ein lebenslang gültiges Zertifikat. 
Ausbildungsinhalte wechseln heute aber oft binnen weniger Jahre. Sowohl für 
Qualität, als auch Aktualität der Ausbildung wirkt vielmehr das System der dualen 
Ausbildung viel durchschlagender.  
Somit ist der Meisterzwang zur Sicherung der beiden genannten Ziele ungeeignet. 
Seine Handhabung führt dagegen zu massiven Einschränkung der Menschen- und 
Bürgerrechte von Handwerkern.  
Wer in Deutschland selbstständig einen Handwerksbetrieb betreiben möchte, sieht 
sich in folgenden Grundrechten eingeschränkt: 
· Dem Grundrecht auf Freiheit der Berufswahl, 
· dem Gleichheitsgrundsatz, 
· dem Recht der freien Persönlichkeitsentfaltung, 
· der Menschenwürde und 
· der Unverletzlichkeit der Wohnung. 
Selbst ein im Rahmen der bestehenden Gesetze eröffneter Betrieb, muss regelmäßig 
mit Verfolgung durch die Behörden rechnen, da der Meisterzwang oft wider besseren 
Wissens von den Handwerkskammern und Ordnungsbehörden in Zweifel gezogen 
werden. Am Ende der Maßnahmen stehen dann oft Hausdurchsuchungen auf 
fraglicher rechtlicher Grundlage. Diese Einschränkungen der Grundrechte sind für 
PIRATEN nicht hinnehmbar.  
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Positionspapier 
Demonstrationsreport 

EA07 

Beantragt durch: Awitte 
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Wir setzen uns dafür ein, dass ein Bayerischer Demonstrationsreport erstellt und 
veröffentlicht wird. Dieser Report soll wesentliche Kennzahlen von Versammlungen in 
Bayern sowie mit Beteiligung der Beamten der Bayerischen Bereitschaftspolizei 
beinhalten.  
 
Dazu gehört im Einzelnen:  

 ein Auflistung aller Versammlungen der Versammlungsorte, Zeitpunkt;  
 die daran teilnehmenden Vereine, Parteien und Organisationen;  
 Dauer, Laufstrecke und Teilnehmerzahl;  
 der politische Sachbezug der Demonstration;  
 eine Kategorisierung nach politischem Lager;  
 eine Zuordnung zum politischem Themengebiet;  
 eine Stellungnahme auf den politischen Sachbezug von der jeweils Zuständigen 

Behörde;  
 die Dauer zwischen Antragseingang und Genehmigung sowie der Zeitpunkt der 

Anmeldung;  
 eine Auflistung der abgewiesenen Versammlungen und die jeweilige Begründung 

der ablehnenden Behörde;  
 die Benennung der Anzahl der eingesetzten Polizisten;  
 die Aufführung der Straßensperren, jeweils mit Dauer;  
 die Aufführung der eingesetzten Polizeimaterialien und die Begründung des 

Verantwortlichen für den situationsbezogenen Bedarf dieser Einsatzmittel;  
 die Planungen der Polizei, bereitgestellte Reserven und deren räumliche Verteilung;  
 ein anonymisiertes Logbuch des den die Veranstalltung betreffenden Polizeifunks  
 die Art und Anzahl der vorrausgehenden Einschränkungen persönlicher 

Grundrechte bei mutmaßlichen Gewalttätern der entsprechenden Szene sowie die 
Art und Weise der Erteilung (per Post, persönlich Haustür oder 
Autobahnkontrollen).  

 die Anzahl der namentlichen und der ausgerufenen Platzverweise gegen 
Teilnehmer und gegen Nichtteilnehmer (bei Gegendemonstrationen)  

 die Anzahl der Festnahmen & Festsetzungen; der jeweilige Grund; Sofern 
angegeben, die Darstellung des Betroffenen, falls diese angegeben wurde;  

 der Ausgang eventueller Schnellgerichtsverfahren sowie Statistika über Berufungen 
und den Weitergang  

 bei einer Eskalation der Versammlung sollen jeweils die Stellungnahmen der 
Versammlungsleiter und der Behörden veröffentlicht werden.  

Der Report soll jährlich vom bayerischen Innenministerium veröffentlicht werden und frei 
im Internet zum Download bereitstehen. Die Reports sollen, so weit wie die 
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Datenbestände reichen, rückwirkend, wenn möglich bis zur Gründung des Freistaates 
Bayern als Teil der BRD angefertigt werden.  
Begründung: 
  
Eine qualifizierte Erhebung von Demonstrationen, deren Hintergründen und die 
Reaktionen der Behörden auf diese findet derzeit nicht statt. 
 
Deswegen gibt es auch keine Zahlen zu den nicht genehmigten Versammlungen. Aus 
der Erfahrung mit den Infoständen wissen wir Piraten, dass oft Unerhebliches zur 
Ablehnung einer Demonstration oder eines Infostandes angeführt wird. Nach einem 
Erfahrungsaustausch mit einigen Grünen, Schwarzen und Roten, bin ich zu dem 
Eindruck gelangt, dass der jeweilige Rathauschef alle anderen versucht zu behindern. 
Daher ist es nicht nur aus dem eigenem Interesse, sondern auch für alle anderen 
Parteien und Organisationen interessant zu wissen, ob dieser Eindruck stimmt und 
wenn ja, wie hoch die dadurch erfasste Dunkelziffer ist. 
 
Außerdem wird vom Innenministerium gerne über Gewalt gegen Polizei auf 
Demonstrationen geklagt. Das lässt nur den Schluss zu, dass die Polizei taktisch, vom 
Material oder personell zu schlecht besetzt sei, um Ihrem Auftrag bei 
Großdemonstrationen, für eine Absicherung der Meinungsäußerung zu sorgen, 
nachzukommen. Es soll daher auch festgestellt werden, ob die Polizei sich taktisch 
eher auf einen Schutz des Demonstrationskörpers oder auf einen Übergriff auf den 
selbigen vorbereitet. Je nachdem, wobei sich die Polizisten die blauen Augen holen, 
sollte dies m.E. auch unterschiedlich bewertet werden. 
 
Gleichzeitig ist Meinungsfreiheit ein hohes Gut, welche nicht durch das 
Machtmonopol des Staates unverträglich stark eingeschränkt werden sollte. Daher 
leistet dieser Report auch das nötige Rüstzeug, um Trends zu erkennen, wie frei man 
in Bayern ist, seine Meinung durch die Teilnahme an einer Demonstration zu 
bekunden. 
 
Ziel ist es nicht, die Gewalt gegen Polizisten zu relativieren. Woher die Gewalt 
kommt, wird sich anhand dieses Reports zusammen mit den anderen 
Veröffentlichungen weitgehend klären lassen. 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Direktwahl der Exekutive EA08 
Beantragt durch: Benjamin Stöcker 
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Die Piratenpartei Bayern spricht sich dafür aus, dass die bayerischen Bürger die 
Staatsregierung des Landes direkt selbst wählen. Ein entsprechendes Volksbegehren der 
ÖDP wird unterstützt. 
Begründung: 
  
Im Grundsatzprogramm der Piraten heißt es "Eine möglichst große und sinnvolle 
Gewaltenteilung im Staat erachten wir Piraten als absolut notwendig. Gerade die 
Unabhängigkeit der Judikative, vor allem des Bundesverfassungsgerichtes, gilt es zu 
stärken und zu fördern, da es sich mehrfach als Schützer der Grundrechte der 
Einzelnen vor Legislative und Exekutive erwiesen hat. " Die Direktwahl des 
Ministerpräsidenten wie von der ÖDP bald per Volksbegehren gefordert stellt einen 
Schritt hin zu mehr Demokratie und Gewaltenteilung dar. Getrennte Wahlen sind in 
anderen Ländern durchaus üblich. Durch die getrennte wahlen würde bei der Wahl 
zur Legislative auch mehr auf die Positionen geachtet werden, da die 
"Minsterpräsidentenkandidaten" kein so großes Thema wären bei der Wahl. Ein 
Beispiel für getrennte Wahlen der "Gesetzgebenden" und der "Ausführenden" 
Gewalt in Bayern sind die Landkreise, bei denen das bereits einwandfrei funktioniert. 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Immaterialgüterrechte statt 
"Geistiges Eigentum" 

EA09 

Beantragt durch: CEdge  
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Der Landesparteitag möge folgendes Positionspapier beschließen:  
Wir lehnen die politische Intention des Begriffs „Geistiges Eigentum" ab. Er wird 
offensichtlich regelmäßig missbraucht, um unberechtigte Interessen durchzusetzen und 
nicht vorhandene Ansprüche einzufordern. Es wird ein Vergleich zu Eigentumsrechten 
gezogen, der zu kurz greift.  
 
Das sogenannte „Geistige Eigentum" ist ein Kampfbegriff von Interessengruppen zur 
Durchsetzung ihrer Ziele gegenüber der Allgemeinheit. Er wird zwar unter Juristen 
verwendet, jedoch wird er politisch in erheblichem Maße missbraucht und muss deshalb 
ebenso politisch abgelehnt werden. Der Begriff geht am Kern der Sache vorbei.  
So besitzt ein Urheber zwar das Eigentum an den Urheberrechten seiner Werke, jedoch 
handelt es sich dabei nur um ein begrenztes Monopolrecht. Hier den Eigentumsbegriff 
direkt anzuwenden, lässt das Urheberrecht – wahlweise das Patentrecht oder ähnliche 
rechtliche Regelungen – außen vor. Damit übergeht man angenehm deren Besonderheiten 
und vor allem ihre Einschränkungen, etwa die Laufzeiten, welche beim herkömmlichen 
Eigentumsbegriff so nicht existieren.  
 
Als passender Ersatz bietet sich der schon lange existierende Begriff 
„Immaterialgüterrecht“ an.  
 
Daraus ergeben sich folgende Konsequenzen:  

 keine Förderung des Begriffs durch Organe und Publikationen des Freistaats Bayern  
 Fördergelder und vergleichbare Unterstützungsleistungen – insbesondere im 

Kulturbereich – für Kampagnen und Projekte, die diesen Begriff regelmäßig nutzen 
oder unterstützen, sind nicht zu gewähren bzw. einzustellen.  

 In bayerischen Schulen, Kindergärten und sonstigen Bildungseinrichtungen hat 
keine Lehre dieses Denkschemas stattzufinden, weder im Lehrplan noch durch 
Externe.  

 Stattdessen soll eine kritische Auseinandersetzung insbesondere mit dem 
Gedanken des anglo-amerikanischen „intellectual property" sowie eine sachliche 
Unterrichtung von Themen wie Urheberrecht, Patentwesen usw. stattfinden.  

Begründung: 
  
Das hinter dem „Geistigen Eigentum“ stehende Denkschema gefährdet die Wissens- 
und Informationsgesellschaft, da es Einzelnen aus Prinzip exklusive Rechte an 
Gedankengut zuweist. Dies kann zwar in einem bestimmten Rahmen sinnvoll sein 
(etwa bei Urheberrecht und Patenten), muss jedoch maßvoll und umsichtig 
geschehen, da sonst die Allgemeinheit unverhältnismäßig benachteiligt wird. 
 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Zu den Forderungen im Bildungsbereich: Der Begriff soll nicht "zensiert" werden, aber 
es soll eine kritische Betrachtung dieser Argumentation stattfinden sowie 
Sachunterricht zum Immaterialgüterrecht. 
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Kulturpolitik EA10 
Beantragt durch: #kulturnerds, Tina Lorenz, Martin Krauß  
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Präambel 
 
"Kultur kostet Geld. Kultur ist kein Luxus, den wir uns entweder leisten oder nach Belieben 
auch streichen können, sondern der geistige Boden, der unsere innere Überlebensfähigkeit 
sichert." -- Richard von Weizsäcker 
Im Grunde war es die Kultur selbst, die den Stein des Anstoßes zur Gründung der 
Piratenparteien auf der ganzen Welt gab. Wir treten für eine offene, vernetzte und für alle 
Menschen zugängliche Kultur ein: für eine Kultur, die uns in Toleranz, Respekt und 
gesellschaftlicher Teilhabe einander näher bringt. Für eine Kultur, die keiner 
Deutungshoheit unterworfen ist und jedem Menschen in unserer Gesellschaft zur freien 
Mitgestaltung offen steht. Für uns ist Kultur in allen Facetten, digital wie analog, 
gleichberechtigt, sinnvoll und förderungswürdig. Während momentan einige wenige 
Kulturbereiche und -projekte mit Subventionen gestützt werden, müssen alternative 
Kulturszenen ums Überleben am Markt oder in der Soziokultur kämpfen. Dies gilt es zu 
ändern.  
 
Kultur vernetzen und partizipativ gestalten 
 
Piratige Kulturpolitik bedeutet vor allem Vernetzung; Vernetzung von Menschen, Ideen 
und Ressourcen. Kunst und Kultur sind nicht "brotlos" oder "leider sehr teuer", sondern 
die Grundlage unserer Zivilisation. Bevor man von den viel zitierten "immensen Kosten" 
spricht, sollte man über Ressourcenbündelung und Synergieeffekte zwischen Kommunen, 
Land und Bezirk nachdenken. Die kulturellen Gegebenheiten der zentralen Orte in Bayern 
lassen sich häufig alleine durch kluge Ressourcenverteilung und überlegtes, bürgernahes 
Management verbessern. Kultur ist nur gut, wenn sie vielfältig und reichhaltig ist, und 
wenn sie sich frei entfalten kann. Kultur ist der Nährboden unserer Gesellschaft, sie ist 
nichts, woran man öffentliche Gelder, die anderswo fehlen, wieder einsparen kann. Die 
Piraten stehen für die Idee, dass jeder Mensch kreatives Potenzial und kulturelles 
Interesse hat, das es zu unterstützen und zu fördern gilt und dass Kultur - ganz wie das 
Internet - grundsätzlich offen angelegt sein sollte.  
 
Plattformneutralität - Auch für Kunst und Kultur  
 
Der Kern piratiger Politik ist die Plattformneutralität. Für die Kulturpolitik bedeutet dies 
für uns, dass jeder daraus folgend die Möglichkeit haben soll, Kunst und Kultur zu 
genießen und auch selbst zu schaffen. Für uns Piraten ist es nicht relevant ob Kultur im 
analogen oder im digitalen Raum stattfindet. Die Barrieren dafür müssen verringert und 
letztendlich beseitigt werden. Wichtig dafür sind die aus Landesgeldern geförderten 
überregional bedeutsamen Kulturbetriebe, die in die Pflicht genommen werden müssen, 
sich als Ermöglicher stark in die kommunale Kultur einzubringen. Wir wollen Anreize zu 

http://wiki.piratenpartei.de/BY:IG_Kultur
http://wiki.piratenpartei.de/Benutzer:Tina
http://wiki.piratenpartei.de/Benutzer:Smutje


Programmatische Anträge 

Antragsbuch zum Landesparteitag Bayern in Maxhütte 
Erstellt von Andreas Witte 

138 von 196 
 

ebenjener Vernetzung zum einen zwischen verschiedenen Kunst- und Kulturschaffenden in 
kommunalem und überregionalem Kontext und zum anderen zwischen Kulturpolitikern 
und -ämtern schaffen und dadurch ein lebendiges Miteinander und Synergieeffekte 
fördern.  
 
1. Transparente Kulturförderung  
1.1. Punktesystem als positive Bestärkung. Die momentane Vergabepraxis bei finanziellen 
Förderungen auf Landesebene ist intransparent, langsam und verwaltungsintensiv. Wir 
treten für eine gerechtere und transparente Vergabepraxis ein. Deshalb schlagen wir eine 
auflagenunabhängige Sockelförderung vor. Da diese Sockelförderung nur einen Teil der 
laufenden Betriebskosten abdecken kann, werden weitere Zuschüsse für die künstlerische 
Arbeit vergeben. Diese Zuschüsse werden nach einem festen Punktesystem vergeben und 
honorieren zum Beispiel interkulturelle Vernetzung, kommunales Engagement, 
Jugendarbeit, etc. Diese positive Verstärkung verschlankt den Verwaltungsapparat auf 
Landesebene, wodurch wiederum mehr Mittel für die eigentliche Kulturförderung 
freigemacht werden können.  
1.2. Stärkung der freien Kunstszene. Freischaffende Künstler sind bei der momentanen 
Vergabepraxis deutlich benachteiligt. Es gilt, die Förderrichtlinien des Freistaats Bayern so 
anzupassen, dass große Institutionen nicht priorisiert gefördert werden, sondern freie 
Kunstkollektive und Einzelpersonen eine reelle Chance auf projektbasierte finanzielle 
Förderung haben.  
1.3. Checks and Balances. Wir streben eine Besetzung der Gremien für die Fördervergabe 
an, die zur Hälfte aus bayerischen Kunstschaffenden, und zur anderen Hälfte aus 
Verwaltungsangestellten besteht. Dieser gleichberechtigte Einsatz von Verwaltung und 
Kulturschaffenden in den Vergabegremien soll weiterhin für eine Vernetzung und 
Transparenz der Vergabepraxis von Förderung aus Steuermitteln sorgen.  
 
2. Vernetzung und Ressourcenbündelung  
2.1. Überregional fördern, kommunal agieren. Die durch öffentliche Landesmittel 
geförderte Kultur (wie überregional bedeutsame Theater, Museen, soziokulturelle 
Institutionen oder Projekte freier Träger) ist zentral für unsere Gemeinschaft. Im Sinne 
eines von den Piraten angestrebten Paradigmenwechsels hin zu einer partizipativen Kultur 
gilt es, die Vernetzung der Kulturbetriebe untereinander, sowie den Dialog mit Vertretern 
und Gruppen der freien Szene und der engagierten Laienkultur auszubauen. Ebenso 
streben wir danach, die Unterscheidung von Hoch- und Populärkultur einzuebnen und 
statt eines kommunikationslosen Nebeneinanders ein fruchtbares und inspirierendes 
Miteinander zu fördern. Deshalb wollen wir die Kommunikationsstrukturen ausbauen. Mit 
der Vernetzung von freien Kulturprojekten und der kommunalen Soziokultur etablieren 
wir einen Austausch zwischen den großen Kulturinstitutionen und der Gesellschaft, in 
deren Mitte sie sich befinden.  
2.2. Dezentralisierung. München als Kulturhauptstadt Bayerns genießt bisher einen 
besonderen Förderstatus und ein besonderes Ansehen in der momentanen Kulturpolitik 
des Freistaats. Um jedoch allen Menschen gleichermaßen zur Verfügung zu stehen, 
müssen Vorhaben aus allen Teilen Bayerns gefördert und ausgebaut werden. Es ist unser 
Vorschlag, dass viele lokale Zentren der Kultur entstehen können, manche mit 
überregionalem, manche vor allem mit kommunalem Bezug.  
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2.3. Nachhaltige Kulturentwicklung. Das Land Bayern ist ein Flächenstaat: ländliche 
Gebiete dürfen nicht zur kulturellen Diaspora werden, während wenige kulturelle 
Großprojekte in Millionenhöhe gefördert werden. Eine Vernetzung von Kommunen, 
Bezirken und dem Freistaat in Dingen der Kulturförderung ist deshalb unumgänglich. Ziel 
ist eine nachhaltige Kulturentwicklung und Ideensammlung in Zusammenarbeit mit 
bayerischen Kunstschaffenden, den Kommunen, freien Trägern, 
Jugendkulturgruppierungen und Institutionen der öffentlichen Hand.  
2.4. Kulturelle Zwischennutzung von Gebäuden. In vielen bayerischen Städten stehen 
Wohnhäuser, Geschäftshäuser, ehemalige Fabriken oder Gebäude aus öffentlicher Hand 
oder in Privatbesitz leer und warten auf den Verkauf, den Abriss oder die Neubebauung. 
Auf der anderen Seite gibt es viele Kulturschaffende, die an einer zeitlich befristeten 
Raumlösung für ihre Ateliers, Probenräume, Aufführungsstätten, co-working spaces etc. 
interessiert wären. Im Zuge der Vernetzung und Ermöglichung der kulturellen Vielfalt 
sprechen wir uns dafür aus, temporär leerstehende Immobilien für künstlerische und 
kulturelle Zwecke befristet für mindestens ein Kalenderjahr zur Zwischennutzung 
bereitzustellen. Alternativ sollen Privateigentümer motiviert werden, selbständig mit 
Künstlern diesbezüglich Kontakt aufzunehmen. Durch kulturelle Zwischennutzung 
leerstehender Immobilien werden Nachbarschaften aufgewertet und lebendig gemacht.  
2.5. Public Private Partnership (PPP) in der Kulturförderung. Die Piraten befürworten es, 
wenn Firmen die Kultur finanziell unterstützen und daher PPP-Kulturprojekte fördern. 
Wenn hierbei Verträge mit der öffentlichen Hand notwendig werden, sind diese in ihrer 
Gesamtheit offenzulegen. Die finanzielle Unterstützung kultureller Einrichtungen und 
Veranstaltungen darf aber keinesfalls dazu führen, dass der Staat sich aus seiner 
Verantwortung stiehlt und Kultur auf Gelder aus der Wirtschaft zwingend angewiesen ist. 
Eine solche Abhängigkeit birgt insbesondere die Gefahr, dass Kultur "weggespart" wird, 
sobald Firmen Einsparungen machen müssen. Die Sicherstellung kultureller 
Veranstaltungen und Einrichtungen obliegt dem Staat und kann aus der freien Wirtschaft 
durch weiterführende Finanzierung unterstützt werden. Public Private Partnership (PPP) 
soll ergänzend zur staatlichen Kulturförderung stattfinden und diese weder ersetzen noch 
selbst zur Bedingung werden.  
2.6 Neue Kulturförderung. Die Piratenpartei setzt sich dafür ein, daß neue progressive 
Finanzierungskonzepte wie beispielsweise Crowdfunding aktiv in ihrem Ausbau gefördert 
werden; Privatpersonen sollen hierdurch die Möglichkeit erhalten, unmittelbar den 
Kulturbetrieb zu stützen.  
 
3. Kulturelle Teilhabe  
3.1. Open Commons. Das Grundsatzprogramm der Piratenpartei Deutschland spricht sich 
für Open Commons aus - die öffentliche Verbreitung von Ergebnissen oder Erzeugnissen 
aus Institutionen, die mit öffentlichen Mitteln gefördert werden. Open Commons in der 
Kulturbranche bedeutet, dass kulturelle Erzeugnisse wie Musik, Theater, Literatur, Malerei 
und Tanz digital archiviert, geteilt und der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden.  
3.2. Teilhabe ohne Stigma. Kultur sollte unabhängig von sozialem oder finanziellem Status 
genossen werden können. Kulturelle Teilhabe in einer Gesellschaft bedeutet auch, mit 
wenig finanziellen Mitteln regelmäßig an qualitativ hochwertigen Kulturereignissen 
teilnehmen zu können, ohne sozial stigmatisiert zu werden.  
3.3. Kultur in ländlichen Gebieten. Gerade im ländlichen Bereich gibt es ein reiches 
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Kulturleben, welches kommunal tief verwurzelt ist. Wir setzen uns für regionale 
Ansprechpartner ein, die den kulturschaffenden Initiativen technische, finanzielle und 
logistische Unterstützung bieten. Die bayerische Kultur muß vielfältig bleiben und erhalten 
werden.  
 
4. Nachwuchsförderung  
Nicht nur das Erleben kultureller Ereignisse gehört in das Leben jedes Heranwachsenen, 
sondern auch die aktive Teilnahme und Produktion von Kunst und Kultur. Kunst- und 
Kulturangebote jenseits des Kunstunterrichtes sind deshalb an allen Schulformen zu 
erhalten, zu fördern oder zu entwickeln. Dabei spielt die Vernetzung der Schulen mit 
Institutionen der Soziokultur, der Laienkultur, sowie der in öffentlicher Hand befindlichen 
Kulturbetriebe eine maßgebliche Rolle. Ebenso fordern wir die Anerkennung 
künstlerischer und kultureller Freizeitprojekte Jugendlicher durch die Schulen.  
 
5. Förderung von Museen und Kunstsammlungen  
5.1. Zugang zur Museumskultur erleichtern. Museen bieten viele Möglichkeiten den 
eigenen kulturellen Horizont zu erweitern, Altes und Neues kennenzulernen, zu lernen und 
Spaß am Entdecken zu haben. Es ist daher von großer Bedeutung, dass Museen und eine 
zeitgemäße Museumspädagogik gefördert werden, da sie sowohl Bildung als auch Freizeit 
gestalten können. Jeder Bürger muss, unabhängig von sozialem oder finanziellem Status, 
barrierefreien und erschwinglichen Zugang zu Museen, und damit zu Wissen, Geschichte 
und Kultur haben können. Wir sprechen uns explizit für eine weitergehende Vernetzung 
von staatlichen und nicht-staatlichen Museen aus mit einer lebendigen Verleihpraxis 
zwischen den Museen, die nicht durch überirdisch hohe Versicherungssummen sabotiert 
wird.  
5.2. Digitalisierung von Kulturgut in Museen und Kunstsammlungen. Wir fordern den 
umgehenden Beginn nicht nur der Indizierung von Sammlungen, sondern vielmehr einer 
umfassenden Digitalisierung aller Objekte, die sich in staatlichen und nicht-staatlichen 
Archiven, Kunstsammlungen oder Museen befinden. Um das digitalisierte Sammeln, 
Vermitteln und Erhalten von Kulturgut dauerhaft leisten zu können, ist es erforderlich, 
langfristig die dazu benötigten Finanzmittel zur Verfügung zu stellen und durch eine 
zentrale Abrufstelle dieser Digitalisierungen diese der Allgemeinheit zugänglich zu 
machen.  
5.3. Museumspädagogik. Die Zusammenstellung, Aufbereitung und zeitgemäße 
Vermittlung von musealen Objekten nicht nur einer einzigen Zielgruppe, sondern vielen 
heterogenen gesellschaftlichen Gruppierungen wird im Zeitalter der immersiven Bildung 
immer wichtiger. Nicht nur Kinder brauchen einen niedrigschwelligen Zugang zu musealer 
Bildung, auch Erwachsene sollen unter dem Stichwort "lebenslanges Lernen" zu neuen 
Impulsen und Denkmustern angeregt werden. Eine radikal modernisierte 
Museumspädagogik kann helfen, angestaubte Inhalte neu zu kontextuieren und größeren 
Publikumsgruppen näher zu bringen. Kunst zu den Menschen, statt Menschen zur Kunst.  
 
6. Bibliotheken im digitalen Zeitalter  
Wir setzen uns ein für eine Hinführung von Bibliotheken in den digitalen Raum - für uns ist 
die Digitale Bibliothek die Bibliothek der Zukunft. Sinnvolle Ausleihmodelle und eine 
Ablehnung der künstlichen Verknappung der Bestände gehört für uns genauso dazu wie 
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die Digitalisierung ebenjener Bestände und eine uneingeschränkte globale Vernetzung von 
Bibliotheken und deren Bestände. Die künstliche Verknappung von Bibliotheken durch 
DRM Maßnahmen lehnen wir ab.  
 
7. Freie Lizenzen fördern.  
Freie Lizenzen bieten Künstlern eine alternative Möglichkeit, ihre Werke einfach und 
flexibel und ohne bürokratischen oder finanziellen Aufwand nach eigenen Wünschen zu 
schützen. Ein gutes Beispiel hierfür ist das Creative Commons Modell, das sich 
zunehmender Beliebtheit erfreut. Die Piraten wollen daher freie Lizenzen thematisieren 
und fördern.  
 
8. Digitale und Analoge Spiele als Kulturgut  
8.1. Spielkultur Spiele, ob in klassischer analoger oder in digitaler Form sind Bestandteil 
unseres sozialen Zusammenlebens. Die Piraten erkennen den Vorgang des Spielens als 
wichtigen Beitrag zur gesellschaftlichen und kulturellen Entwicklung an. Insbesondere im 
Bereich der Jugendkultur sind moderne Spiele wie Computer- und Actionspiele nicht mehr 
wegzudenken. Wir halten es für falsch, Spieler zu kriminalisieren, statt die eigentlichen, 
gesellschaftlichen Probleme zu lösen.  
8.2. Förderung von (digitalen) Spielen als Kulturgut Video- und Computerspiele, klassische 
Spiele wie Brett-, Karten- aber auch Rollenspiele oder das elektronisch unterstützte 
Geocaching sind Kulturgüter und sollten als solche anerkannt und gefördert werden. 
Spielen fördert unabhängig vom Medium stets Lernprozesse und Kommunikation, 
Vernetzung und soziale Interaktion. Da sich viele Aufgaben im Spiel nur im Team lösen 
lassen, fördern sie mit Führungskompetenz und Teamfähigkeit auch gerade die Qualitäten, 
die im Arbeitsleben des 21. Jahrhunderts von essentieller Bedeutung sind. Spiele werden 
nicht nur von Kindern und Jugendlichen, sondern auch von Erwachsenen als 
Freizeitaktivität wahrgenommen. Sowohl Video- und Computerspiele als auch 
Actionsportarten sind längst in der Mitte der Gesellschaft angekommen. Die Nutzung 
moderner Medien baut soziale sowie nationale Grenzen ab und fördert mit Online-Spielen 
das gegenseitige Verständnis. Video- und Computerspiele ermöglichen es Künstlern, neue 
Ausdrucksformen jenseits der klassischen Medien zu finden und bedürfen deswegen der 
Anerkennung als Kunstform. Aus diesen Gründen setzen sich die Piraten für die 
Anerkennung und Förderung der analogen und digitalen Spielekultur ein. Zensur- und 
Verbotsforderungen lehnen wir entschieden ab. Der verantwortungsbewusste Umgang mit 
dem Medium Video- und Computerspiel soll nicht durch Verbote, sondern durch 
Aufklärung und Schaffung von Medienkompetenz erreicht werden. Dies gilt für 
Heranwachsende sowie für Eltern.  
8.3 Förderung von eSport eSport ist die Kurzbezeichnung für 'Elektronischer Sport', eine 
moderne Form des sportlichen Wettkampfs, die mit Computerspielen über das Internet 
oder auf LAN-Turnieren ausgetragen wird. Im Zuge des weltweiten Bandbreitenausbaus 
hat der eSport sich zu einer Breitensportart, insbesondere der Jugendkultur entwickelt. 
eSport schafft dabei ein soziales Netz für die zahlreichen, jugendlichen Konsumenten von 
Online-Spielen. eSport holt Jugendliche bei einer ihrer bevorzugten Freizeitaktivitäten ab, 
vermittelt die Werte von sportlicher Fairness und Teamgeist und lässt sie an sozialen 
Veranstaltungen teilnehmen, online sowie vor Ort. Daher engagieren sich die Piraten für 
die Förderung von eSport sowie dessen Vernetzung mit sozialen Projekten und der 
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Vermittlung von Medienkompetenz bei Eltern und Schülern. Hierzu werden Kooperationen 
mit Schulen und regionalen eSport Veranstaltern angestrebt.  
 
9. Denkmalschutz transparent gestalten.  
Denkmalschutz wird leider zu oft als Wirtschaftsförderung angesehen und vergisst dabei, 
dass viele denkmalgeschützte Bauten verfallen, weil niemand in diese Strukturen 
investieren will. Wir fordern, Denkmalschutz nicht mehr primär als Ankurbelung der 
privatwirtschaftlichen Investition anzusehen, sondern erhaltenswerte Strukturen nur noch 
unter kompletten Denkmalschutz zu stellen, wenn eine denkmalgerechte Sanierung durch 
den Freistaat Bayern zusammen mit den Kommunen sichergestellt werden kann. Langsam 
verfallende denkmalgeschützte Bauten, bei denen alle nur auf den Zusammenfall und den 
Abriss warten, braucht niemand. Stattdessen forden wir realistische Kompromisse 
zwischen Erhaltung der denkmalgeschützten Bausubstanz auf der einen und dem 
Bedürfnis nach lebendiger Infrastruktur auf der anderen Seite. 
Begründung: 
  
Die Kulturpolitik der bayerischen Piraten begrenzt sich zur Zeit rein auf die 
Urheberrechtsproblematik. Für einen erfolgreichen Landtagswahlkampf ist es jedoch 
unumgänglich ein umfangreiches Kulturprogramm zur Wahl zu stellen, in dem wir 
unsere Prinzipien als Piraten - Transparenz, Vernetzung, allgemeine Teilhabe, Freie 
Verfügbarkeit - auf den Kulturbetrieb in Bayern anwenden. 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Gegen Antisemitismus und 
Antizionismus 

EA11 

Beantragt durch: TurBor 
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Die Piratenpartei Bayern lehnt jegliche Art von Antisemitismus kategorisch ab. Dabei 
verstehen wir den Antisemitismus nicht nur als offenen rassistischen Judenhass, wie er 
insbesondere von rechtsradikalen Gruppierungen verbreitet wird. Vielmehr hat 
antisemitisches Gedankengut zahlreiche Ausprägungen, die sich oftmals durch 
Verschleierung gesellschaftsfähig zu machen versuchen. Insbesondere sehen wir 
Haltungen kritisch, die nicht näher benannten Gruppen von "Strippenziehern" das Streben 
nach weltweiter Kontrolle über Wirtschaft und Politik unterstellen oder diese für die 
aktuelle Finanz- und Wirtschaftskrise verantwortlich machen. Dabei werden in den 
meisten Fällen antisemitische Klischees und Stereotypen bedient. Ebenso erachten wir 
einseitig israelfeindliche und "antizionistische" Bestrebungen als antisemitisch, da diese 
die Verfolgung und Diskriminierung von Juden rechtfertigen oder verharmlosen. 
 
Die Piratenpartei Bayern erklärt weiter,  

 keinerlei Zusammenarbeit mit antisemitischen und antizionistischen Gruppen, 
Organisationen und Bewegungen einzugehen,  

 keinerlei Veranstaltungen mit antisemitischem und antizionistischen Inhalten zu 
unterstützen,  

 die Teilnahme von Piraten an Gegenveranstaltungen zu antisemitischen und 
antizionistischen Auftritten unter Parteifahne zu erlauben und zu unterstützen.  

Begründung: 
  
Ausführliche Begründung folgt. Nachzulesen besipielweise unter 
http://keinzelfall.de/antisemitischer-antizionismus/.  
 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
 

 

 

 

 

 

 

 

  

http://wiki.piratenpartei.de/Benutzer:TurBor
http://keinzelfall.de/antisemitischer-antizionismus/
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Fusionsforschung in Bayern 
fortführen 

EA12 

Beantragt durch: DrHalan 
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Die Piratenpartei Bayern sieht in der Fusionstechnologie das Potential, eine saubere, 
nachhaltige und sichere Energieversorgung zu gewährleisten, die im Falle positiver 
Forschungsergebnisse sowohl bestehende Atomkraftwerke als auch die Energiegewinnung 
aus fossilen Stoffen ersetzen kann. Um diese Möglichkeit schnellstens zu eröffnen, soll die 
Forschung auf diesem Gebiet fortgesetzt und ausgeweitet werden. 
 
Die durch die öffentlich finanzierte Forschung gewonnenen Erkenntnisse dürfen dabei 
nicht z.B. durch Vergabe von Patenten an private Unternehmen der Öffentlichkeit 
vorenthalten werden. 
Begründung: 
  
Die Fusionsforschung arbeitet an der Verwirklichung von Fusionskraftwerken. Diese 
sollen, ähnlich wie die Sonne, aus dem Verschmelzen von leichten Elementen Energie 
gewinnen. Bei diesem sicheren Prozess, dem keine potentiell gefährliche 
Kettenreaktion zugrunde liegt, entstehen keine lange zu lagernden Abfälle und keine 
klimaschädigenden Emissionen. Ebenso besteht keine Abhängigkeit von Witterung 
oder Tageszeit. Die nötigen Brennstoffe sind auf der Welt nicht nur quasi unbegrenzt 
verfügbar, sondern beugen durch ihre weltweite Verfügbarkeit auch 
Verteilungskonflikten vor. 
 
Deutschland ist mit seinen Fusionsanlagen Wendelstein 7-X (im Aufbau bis 2014, 
Mecklenburg-Vorpommern), TEXTOR (Nordrhein-Westfalen) und ASDEX Upgrade 
(Bayern) weltweit auf vielen Teilgebieten der Fusionsforschung führend und 
wesentlich am Betrieb der europäischen Fusionsanlage JET (England) und am Aufbau 
des internationalen Fusionsxperiments ITER (Betrieb ab 2020, Frankreich) -- welches 
die verbliebenen offenen Fragen der Fusionsforschung beantworten soll -- beteiligt. 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
 

 

 

 

 

 

 

 

  

http://wiki.piratenpartei.de/Benutzer:DrHalan
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Verbesserung der 
Lebenssituation von Flüchtlingen 

EA13 

Beantragt durch: Martin Krauß und Sascha Rakers für die AG Diversity  
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Die Piratenpartei Bayern schätzt unsere pluralistische Gesellschaft, die von der Vielfalt der 
verschiedenen Kulturen, Weltanschauungen, Religionen und Lebensmodelle lebt. Viele 
Flüchtlinge jedoch, die gerade erst vor Krieg und Verfolgung aus ihrem Ursprungsland 
geflohen sind, sehen sich hier in Deutschland Repressalien und einem Alltag voller 
Diskriminierungen ausgeliefert. Aus unserem Verständnis einer offenen, freien, 
solidarischen und demokratischen Gesellschaft heraus lehnen wir diese Art des Umgangs 
mit Flüchtlingen ab. Daher müssen alle Verfahrensweisen in der Asylpolitik 
uneingeschränkt auf den Prüfstand. Sofern die Entscheidungskompetenz nicht in die 
Landesebene fällt, werden die bayerischen Piraten Entscheidungen im Bundesrat anregen 
und vorbereiten. Bereits in dieser Thematik erfahrene Organisationen, wie beispielsweise 
ProAsyl und der bayerische Flüchtlingsrat, sind dabei stärker in den Diskurs mit 
einzubeziehen. 
 
Grundrechte auch für Flüchtlinge  
 
Wir nehmen die Diskriminierung von Flüchtlingen, die in ihrer Freizügigkeit, ihrer 
Selbstbestimmung sowie ihrer Meinungs- und Versammlungsfreiheit eingeschränkt 
werden, nicht hin. Die Gewährung dieser Grundrechte wird nicht nur durch das 
Grundgesetz und die Landesverfassung bestimmt: Die Rechte gehören zur Grundlage jeder 
demokratischen Gesellschaft. Gemeinsam mit allen bayerischen Bürgern wollen wir den 
Flüchtlingen in unserem Land beweisen, dass Demokratie und die Gewährung der 
Grundrechte sich nicht nur auf die Bürger eines Staates oder Landes beschränken, sondern 
alle Menschen einschließt.  
 
Residenzpflicht abschaffen  
 
Die Freiheit, Freizügigkeit und Selbstbestimmung eines jeden Menschen sind hohe Güter 
einer demokratischen Gesellschaft. Eine Einschränkung der Wahl des Aufenthaltsortes ist 
nichts anderes als die Inhaftierung in einem großflächigen Gefängnis. Flüchtlingen wird 
damit das Menschenrecht auf Freizügigkeit verwehrt. Die bayerischen Piraten setzen sich 
für ein Ende der Residenzpflicht ein. Jedem Flüchtling, der in Bayern lebt, ist die 
Freizügigkeit innerhalb der europäischen Gemeinschaft ohne Einschränkung zu gewähren. 
Dadurch bekommen Flüchtlinge die Möglichkeit für ihre Rechte im Rahmen von 
Versammlungen einzutreten und an Treffen innerhalb von Organisationen sowie an 
familiären und freundschaftlichen Treffen teilzunehmen.  
 
Die Hilfe steht im Vordergrund, nicht die Rückkehr  
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"Die Bereitschaft zur Rückkehr in das Heimatland zu fördern", wie es die Bayerische 
Asyldurchführungsverordnung vorschreibt, lehnen die bayerischen Piraten entschieden ab. 
Flüchtlinge haben meist eine traumatische Vergangenheit und einen noch schwierigeren 
Weg nach Deutschland hinter sich. Sie mussten fliehen, weil sie in ihrer Heimat nicht nur 
keine Perspektive mehr für ein Leben haben, sondern in ihrem Überleben selbst bedroht 
sind. An erster Stelle muss für diese Menschen Hilfe stehen und nicht die Rückkehr in ihr 
eigenes Land. Flüchtlingen erst einmal zu helfen, bevor man über Rückkehr überhaupt 
nachdenkt, ist keine Pflicht, der nachgekommen werden muss, sondern eine 
Selbtverständlichkeit. In diesem Sinne sollen auch der bayerische Staat und seine 
Behörden handeln.  
 
Recht auf Gesundheit  
 
Durch das traumatische Ereignis der Flucht sind viele Flüchtlinge häufig von physischer wie 
auch psychischer Krankheit betroffen. Die bayerische Piratenpartei will daher eine 
gesetzliche Grundlage schaffen, die es dem Staat ermöglicht, ankommenden Flüchtlingen 
in der ersten Woche ihres Aufenthalts einen kostenlosen Gesundheits-Check-Up durch 
qualifizierte Ärzte und Psychologen zu ermöglichen. Eine etwaige weitere notwendige 
Behandlung muss für die kranken Flüchtlinge kostenfrei und ohne Zugangsbarrieren wie 
das Beantragen von Krankenscheinen etc. möglich sein. Die Behandlung von 
längerfristigen und chronischen Krankheiten muss gewährleistet werden.  
 
Partizipation am Leben  
 
Viele Vorbehalte gegenüber Flüchtlingen durch die Bevölkerung haben ihre Ursache im 
mangelnden Kontakt miteinander. Daher soll den Flüchtlingen auch das Recht zustehen ab 
dem ersten Tag ihres Aufenthaltes arbeiten zu dürfen. Nur durch eine gleichberechtigte 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben können es Flüchtlinge schaffen, wieder auf eigenen 
Füßen zu stehen, ohne auf die Hilfe anderer angewiesen zu sein. Arbeitsverbote jeglicher 
Art gehören in jedem Fall abgeschafft. Die bayerischen Piraten setzen sich für eine 
gesetzliche Regelung zur weiterreichenden Anerkennung von Bildungs- und 
Berufsabschlüssen aus dem Heimatland ein und schaffen für die Flüchtlinge einen 
kostenfreien Zugang zu Deutschkursen.  
 
Wiederbeschaffung verlorengegangener Ausweisdokumente  
 
Das Nichtvorhandensein von Ausweisen schützt Flüchtlinge vor der Ausweisung, da nicht 
nachgewiesen werden kann, wohin sie ausgewiesen werden können. Dies verhindert eine 
aktive Hilfe der Flüchtlinge bei der Wiederbeschaffung eines Ausweises. Daher darf die 
Wiederbeschaffung des Ausweises nicht zu einer drohenden Ausweisung führen. Die 
Piratenpartei Bayern setzt sich deswegen dafür ein, dass Flüchtlinge, die bei der 
Wiederbeschaffung ihres Ausweises behilflich sind, wenigstens zwei Jahre lang nicht 
ausgewiesen werden dürfen. Durch die Hilfe dürfen dem Flüchtling keine Kosten 
entstehen. Insbesondere sind die ohnehin zu geringen Zuwendungen für Flüchtlinge nicht 
auch noch durch Kosten für Anträge und Herstellung von Ausweisen zu belasten. Sollten 
nach diesen zwei Jahren der Ausweisung Hinderungsgründe entgegenstehen, so ist dem 
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Flüchtling ein dauerhaftes Bleiberecht zu gewähren.  
 
Lebenssituation von Flüchtlingen verbessern  
 
Als Maßnahmen zur Verbesserung der Lebenssituation von Asylsuchenden und geduldeten 
Flüchtlingen werden wir außerdem folgende Punkte umsetzen:  

 Eine individuelle Betrachtung der Fluchtgründe von Asylbewerbern, die sich an der 
konkreten politisch-gesellschaftlichen Situation des jeweiligen Heimatlandes 
bemisst und außerdem die langfristige Abschaffung der Drittstaatenregelung.  

 Die Verletzung des Rechts auf ein zügiges Verfahren gemäß Artikel 6 der 
Europäischen Menschenrechtskommission (EMRK) durch Verschleppung wird 
beendet.  

 Die Schaffung von gezielten Beratungen zur Inklusion der Flüchtlinge in die 
deutsche Gesellschaft.  

 Eine Bleiberechtsregelung, die die gesamte Familie (inkl. Verwandte zweiten 
Grades) umfasst und die besondere Situation von Eltern und Kindern 
berücksichtigt.  

 Eine Unterbrinung, die sowohl die persönliche Situation der Flüchtlinge als auch 
ihre Sprache und kulturelle Herkunft berücksichtigt.  

 Ein generelles Ende der Praxis der Abschiebehaft, gerade bei Minderjährigen.  
 Die Verbesserung der Unterbringungssituation von Flüchtlingen und den 

kostenfreien Zugang zu traditionellen und neuen Medien in 
Gemeinschaftsunterkünften und Erstaufnahmeeinrichtungen. Insbesondere muss 
der Zugang zu landesspezifischen Medien der einzelnen Herkunftsländer 
sichergestellt werden.  

 Jederzeit uneingeschränkten Zugang zu den Gemeinschaftsunterkünften und 
Erstaufnahmeeinrichtungen durch in der Flüchtlingshilfe anerkannte tätige Vereine 
und Organisationen.  

 Die Schaffung von mehr Transparenz: Selbstverpflichtung der Regierung zur 
Zugänglichmachung einer Liste aller Gemeinschaftsunterkünfte und Offenlegung 
aller Zahlen bezüglich der Anzahl der Asylbewerber sowie der Einnahmen und 
Ausgaben pro Unterkunft.  

 Langfristige Abschaffung der Lagerpflicht und das Ende der isolierenden und 
unmenschlichen Aufenthaltsbedingungen in Gemeinschaftsunterkünften. 
Stattdessen die Ermöglichung einer dezentralen Unterbringung in 
Mehrfamilienhäusern mit der Möglichkeit der freien Wohnungs- und Ortswahl von 
Anfang an.  

 Förderung der Eigenverantwortung der Flüchtlinge: Die Zuwendungen sollen an die 
Flüchtlinge ausgezahlt und nicht fremdverwaltet werden (Abschaffung des 
Sachleistungsprinzips). Bis zur Abschaffung darf die Ausgabe von Sachleistungen 
aufgrund der Gefahr von Amtsmissbrauch nicht durch Angestellte erfolgen, 
sondern soll vielmehr den Asylbewerbern der Selbstverwaltung überlassen werden.  

 Umfassende Reformierung des Asylbewerberleistungsgesetzes, das die Versorgung 
von Asylbewerbern regelt. Dabei sollen die Leistungen für Asylbewerber 
mindestens an Hartz-IV-Niveau angeglichen werden.  

Begründung: Gedankenstütze: 
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Der Antrag basiert auf dem Wahlprogramm der hessischen Piratenpartei und wurde 
auf Bayern umgeschrieben. 
 
Ausführliche Begründung erfolgt mündlich. 

Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Volksabstimmung über 
Hilfsgelder zur Eurorettung 

EA14 

Beantragt durch: PiratAndi 
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Der Landesverband Bayern der Piratenpartei Deutschland setzt sich dafür ein, dass der 
Freistaat Bayern im Bundesrat keinen weiteren finanziellen Hilfsprogrammen und keiner 
weiteren Haftung für andere Staaten der Euro-Zone oder deren Banken zustimmt, ohne 
dass zuvor das Volk als Souverän in einer Volksabstimmung zugestimmt hat, dass der Staat 
über die bisher eingegangenen Verpflichtungen hinaus weitere Gelder für die Eurorettung 
aufwendet oder weitere Haftungsrisiken eingeht. 
Begründung: 
  
Die finanziellen Risiken, die Deutschland bisher für die Eurorettung eingegangen ist, 
sind bereits so groß, dass falls sie zum Tragen kommen, der finanzielle Spielraum des 
Staates gravierend eingeschränkt ist, und das für Jahrzehnte. Würde der Staat 
weitere Haftung für andere Euro-Staaten oder deren Banken übernehmen, könnte er 
in eine Situation geraten, in der Zinsen und Tilgung für die durch ehemalige 
Bürgschaften übernommenen Schuldenlasten so hoch wären, dass nicht mehr 
genügend Geld für die Aufrechterhaltung der bisherigen Sozialleistungen zur 
Verfügung stünde. In dieser Situation müsste der Staat darüberhinaus z. B. über 
Zwangsanleihen und Zwangsabgaben auf das Vermögen des Mittelstandes 
zurückgreifen, wodurch die Altersvorsorge eines Großteils der Bevölkerung vernichtet 
würde. Die Piratenpartei hat sich in ihrem Grundsatzprogramm bereits dafür 
ausgesprochen, die direkten demokratischen Mitbestimmungsmöglichkeiten jedes 
Einzelnen zu steigern und die Partizipation jedes einzelnen Mitbürgers an der 
Demokratie zu fördern. Gerade bei so wichtigen Entscheidungen, die die finanzielle 
Zukunft des Landes über Generationen festlegen, ist daher eine Mitbestimmung des 
gesamten Volkes mittels einer Volksabstimmung zu fordern. 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Beweismittelverwertungsverbot EA15 
Beantragt durch: CEdge 
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Der Landesparteitag möge folgendes Positionspapier beschließen: 
 
Ein gesetzliches Verbot der Verwertung illegal erworbener Beweise in Straf- und 
Ordnungswidrigkeitsverfahren soll eingeführt werden. 
 
Im Gegensatz zu Staaten wie zum Beispiel den USA (Fruit of the poisonous tree) unterliegt 
in Deutschland ein Beweisverwertungsverbot in diesem Fall dem Ermessen des Richters 
und wird nur sehr selten angewandt. Dies führt zu einer Aushöhlung der Bürgerrechte 
durch Überschreitungen des Rechtsrahmens der Exekutive. Die Exekutive hat praktisch 
keine Konsequenzen für ihr Fehlverhalten zu befürchten und erzielt so “Erfolge“ gegen 
geltendes Recht. Das Fehlen jeglicher Konsequenzen und der praktische “Erfolg“ führen zu 
einer schleichenden Erosion des Rechts, insbesondere der Bürgerrechte. 
 
Durch diese Änderung der Gesetze würde die Exekutive bei eigenen Überschreitungen den 
Vorteil verlieren und stattdessen einen Nachteil erlangen. Somit wäre es dann wie 
gewünscht, in ihrem Interesse das geltende Recht einzuhalten. 
Begründung: 
  
(Dies ist ein nicht behandelter Antrag aus Offenbach. Die Forderung wurde leicht 
modifiziert, die Begründung beibehalten. Er wurde bereits in der Vergangenheit für 
den LPT eingereicht, aber nicht behandelt.)  
 
Das Problem ist, dass der Staat regelmäßig gegen seine eigenen Gesetze verstößt und 
mit dem Ergebnis dieses Verstoßes Leute verurteilt. Es geht dabei nicht darum, alle 
staatlichen oder gerichtlichen Vorkommnisse reversibel zu machen Deshalb auch die 
Beschränkung auf Straf- und Ordnungswidrigkeitsverfahren.  
 
Eine grundsätzliche Umsetzbarkeit ist gegeben, da andere Länder wie die USA ein 
solches Prinzip schon lange anwenden und dies auch in Deutschland in einem 
beschränktem Rahmen (Richterrecht) der Fall ist. Ein ausführlicheres Konzept können 
wir (oder die Bundespartei) bei Bedarf auch in Zukunft noch beschließen.  
 
Originalantrag: 
http://wiki.piratenpartei.de/Bundesparteitag_2011.2/Antragsportal/PA057  
 
Beispiel für ein Verwertungsverbot in Deutschland: 
http://www.lawblog.de/index.php/archives/2012/02/17/im-licht-der-
taschenlampen/  

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Bekenntnis zur regionalen 
Vielfalt in einem vereinten 
Europa 

EA16 

Beantragt durch: Benno, für die lG Maibaum & Tuba  
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Die Piratenpartei Bayern bekennt sich zur bayrischen Heimat mit ihrer historisch 
gewachsenen Bevölkerung und in ihrer regionalen Vielfalt und ihren zahlreichen 
Traditionen. Die Piratenpartei Bayern will die regionalen Identitäten des Freistaats mit all 
ihrer Bedeutung für das gesellschaftliche Zusammenleben in einem vereinigten Europa 
bewahren und fördern. Insbesondere setzt sich die Piratenpartei Bayern dabei ein, für die 
Bewahrung und Förderung:  

 der einmaligen Natur- und Kulturlandschaft, sowie freiem Zugang zu diesen  
 der Sprache mit der Vielzahl ihrer Dialekte  
 der Vereine und Kapellen (Musikgruppen) und ihrer Traditionen  
 der Wirtshauskultur mit ihrer Bedeutung für den sozialen Zusammenhalt der 

Gesellschaft  
 der ortstypischen Baukultur in Dörfern und Städten 

Begründung: 
  
Die lG Maibaum &Tuba möchte mit diesem Positionspapier das Profil der 
Piratenpartei in Hinblick auf das Politikfeld „Heimatpflege“ schärfen. Aus Sicht der lG 
wäre es fahrlässig, dieses Politikfeld unter den bekannten Slogan "Lederhosen und 
Laptop" allein dem politischen Gegner zu überlassen. Es gilt neben 
zukunftsweisenden Positionen, wie ein landesweites schnelles Internet, auch 
festzuhalten, dass es das Interesse der Partei ist, auch Bewährtes zu bewahren und zu 
fördern. 
Gerade im Freistaat hat regionales, ehrenamtliches Engagement in all seiner Vielfalt 
dazu beigetragen, dass das gesellschaftliche Zusammenleben, egal ob als 
Dorfgemeinschaft oder Ballungsraum, eine einmalige Lebensqualität erreicht hat. 
So tragen regionale Traditions- und Burschenvereine, Musikkapellen/gruppen und 
Feuerwehren ganz wesentlich zu einem intakten Gesellschaftsverbund bei. Bei allem 
Fortschritt und Beschleunigung des Lebensalltags ist es für die meisten Menschen 
wichtig und nötig, einen sozialen Rückzugsraum zu finden, in welchem sie sich 
besinnen und regenerieren, ihre Sozialkontakte pflegen können. Der Freistaat bietet 
mit seiner vielfältigen Kulturlandschaft diese Rückzugsräume in besonderem Maß. 
Seine Vereins- und Wirtshauskultur, das regionale Selbstverständnis, ausgeprägt 
durch Musik und Sprache muss auch durch die Piratenpartei Bayern als besonders 
erhaltenswert und förderungswürdig beschlossen werden. 
 
Mittel zur Umsetzung dieser Ziele können finanzielle Förderung, steuerliche 
Erleichterung, der Gestalt Denkmalschutz oder auch die Einräumung von Privilegien 
sein. 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Sportförderung für Kinder und 
Jugendliche 

EA17 

Beantragt durch:     AG Kommunalpolitik, Franz Josef, Thomas, Ali 
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Wir wollen die sportlichen Aktivitäten von Kindern und Jugendlichen jeden Alters fördern. 
Die Förderung soll sich auf dafür zuständige Sportvereine, Kindergärten und Schulen so 
wie ähnliche Einrichtungen erstrecken. Der schulische Sportunterricht soll wieder 
ausgebaut werden. Der Breitensport, der insbesondere für sozial schwache Familien 
notwendig ist und deren einzige erschwingliche Möglichkeit zur sportlichen Betätigung 
darstellt, soll weiter gefördert werden. 
 
In Studien zur Fitness von Kindern, beginnend im Vorschulalter von 3 Jahren bis zu 18 
Jährigen Jugendlichen, wurden erhebliche bis bedenkliche körperliche Defizite festgestellt. 
Die Defizite zeigen sich durch Bewegungseinschränkungen der Gliedmassen, 
Konditionsschwächen, Übergewicht und Altersdiabetes schon im frühen Alter, die 
überwiegend durch mangelnde Bewegung erklärt werden können. 
Begründung: 
  

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Transparenz in der 
Kommunalpolitik 

EA18 

Beantragt durch: docseu / Willi 
Eingereicht als Wahlprogrammantrag 

Antragstext: 
 
Die Piratenpartei setzt sich auf allen Ebenen dafür ein, dass: 
 
1. Sitzungen in der Kommunalpolitk (Stadt-Kreis_Bezirksräte) live per stream o.ä. allen 
Bürgern zeitgleich verfügbar gestellt werden, und zwar ungeschnitten und unzensiert. So 
können die Bürger, alle Bürger teilhaben, nicht nur die, die Zeit und Möglichkeit haben, 
anwesend zu sein. Die Aufzeichnung soll abrufbar bleiben. 
 
2. Zudem sollen sich die Piraten dafür einsetzen, dass nichtöffentliche Sitzungsphasen bis 
auf extrem wenige Ausnahmen (nur wenn es um Einzelpersonen, persönliches geht) 
abgeschafft werden. Es darf keine Geheimisse der Bürgerverteter vor den Bürgern geben. 
Begründung: 
  
Transparenz als Basis für mehr Vertrauen und auch Information der Bürger 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Aufbau einer virtuellen 
Hochschule in Bayern 

EA19 

Beantragt durch: Hartmut Ernst 
Eingereicht als Wahlprogrammantrag 

Antragstext: 
 
Der Landesparteitag möge zur Aufnahme in das bayerische Wahlprogramm beschließen: 
 
Aufbau einer virtuellen Hochschule in Bayern 
 
Der große Bedarf an virtuellen Studiengängen, die berufsbegleitend belegt werden 
können, wird derzeit hauptsächlich durch private und dementsprechend teure Anbieter 
bedient. Der hohe Stellenwert der Bildung in Bayern, die Bildungsgerechtigkeit und soziale 
Gründe erfordern aber, dass auch durch eine staatliche Institution in Bayern virtuelle 
Studiengänge angeboten werden, die für ein Erststudium kostenfrei sind. 
 
Dazu soll die bereits bestehende Virtuelle Hochschule Bayern, die momentan nur Online-
Module für Präsenzhochschulen bereit stellt, zu einer vollwertigen virtuellen Hochschule 
mit eigenen Studiengängen ausgebaut werden. Dabei soll mit Bachelorstudiengängen der 
Betriebswirtschaft und der Informatik begonnen werden. 
Begründung: 
  
Virtuelle Studiengänge werden derzeit in Bayern durch keine staatlichen Institutionen 
angeboten sondern nur durch private Hochschulen, die zwar oft gute Qualität bieten, 
aber hohe Studiengebühren verlangen. Außerhalb Bayerns gibt es die staatliche 
Fernhochschule Hagen, die allerdings keine Fachhochschulstudiengänge im 
Programm hat. 
 
Für etliche Studieninteressenten sind jedoch virtuelle Studiengänge gut geeignet, da 
sie eine berufsbegleitende Weiterbildung und selbstbestimmtes Lernen erlauben; 
man muss allerdings ein hohes Maß an Motivation und Selbstdisziplin aufbringen. Die 
Erfolge privater Institute sowie staatlicher virtueller Hochschulen außerhalb Bayerns 
belegen klar den Bedarf. 
 
Ein virtuelles, für Erststudiengänge kostenfreies Studienangebot ist in Bayern längst 
überfällig. Für Studiengänge aus den Bereichen Betriebswirtschaft, 
Sozialwissenschaften, Jura, Informatik und Mathematik, die ohne oder zumindest mit 
sehr wenig Laborarbeit auskommen, ist auch die Schaffung virtueller Studiengänge 
ohne weiteres möglich; diese sind zudem billiger als äquivalente 
Präsenzstudiengänge. Außerdem würden die klassischen und stets überfüllten 
Hochschulen dadurch entlastet. 
 
Mittlerweile ist die junge, mit dem Internet aufgewachsene Generation dafür 
prädestiniert, mit netzbasierten, kooperativen Lernmethoden mühelos umzugehen. 
Daher wird der Bedarf an virtuellen Studiengängen weiter steigen. 
 
Dazu kommt, dass der Arbeitsmarkt heute eine höhere Flexibilität erfordert, als im 
vorigen Jahrhundert. Daher werden qualitativ hochwertige Weiterbildungsangebote 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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immer wichtiger. Auch hier kann eine virtuelle Hochschule auf den individuellen 
Bedarf abgestimmte Lehrinhalte bereit stellen. 
 
Immerhin gibt es als staatliche Einrichtung bereits die Virtuelle Hochschule Bayern 
(vhb, www.vhb.org). Sie wird als Verbundinstitution von allen bayerischen 
Universitäten und Fachhochschulen getragen. Die vhb fördert und koordiniert die 
Entwicklung und den Einsatz von bedarfsgerechten Online-Lehrangeboten an ihren 
Trägerhochschulen. Die Online-Module können jedoch bisher nur als Bestandteil 
bestehender Studiengänge an den Trägerhochschulen gebucht werden. Manche 
Studiengänge sind dadurch zumindest teilweise virtualisiert. 
 
Der vorgeschlagene Ausbau der vhb wäre organisatorisch gut möglich sowie rasch 
und kostengünstig umsetzbar. Allerdings haben die bayerischen Trägerhochschulen 
der vhb kein Interesse an einem solchen Ausbau. Daher ist hier ein staatlicher Eingriff 
erforderlich. 
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Abschaffung der ausbildungs-
bedingten Zweigpflicht an 
Beruflichen Oberschulen 

EA20 

Beantragt durch: Dominik 'Pinny' Kegel  
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Schüler der Beruflichen Oberschule (im Folgenden BOS) wollen auf dem zweiten 
Bildungsweg die Hochschulreife erwerben (Fachhochschulreife, fachgebundene 
Hochschulreife oder allgemeine Hochschulreife). Als Zugangsvoraussetzung für die BOS ist 
eine vorherige Berufsausbildung nötig. Diese vor dem Schulbesuch absolvierte 
Berufsausbildung führt den Schüler dann einem Zweig zu. Je nach BOS gibt es bis zu vier 
Zweige, die dort unterrichtet werden können. Der Schüler wird diesem Agrar-, Technik-, 
Sozial-, oder Wirtschaftszweig entsprechend seiner Ausbildung zugeordnet, der eine dem 
Zweig entsprechende Fächerkombination (z.B. Psychologie und Chemie im Sozialzweig 
oder Betriebs- und Volkswirtschaft im Wirtschaftszweig) vorschreibt.[1] Er hat in keinem 
Fall die Möglichkeit, sich frei zwischen den angebotenen Zweigen zu entscheiden, sondern 
kann in seltenen Fällen zwischen zwei Zweigen (z.B. Medizinische/r Fachangestellte/r 
zwischen Sozial- und Wirtschaftszweig) und in Ausnahmefällen zwischen drei Zweigen (z.B. 
Logopäde/in zwischen Agrar-, Sozial- und Technikzweig) wählen.  
 
Die breite Masse an Ausbildungsberufen jedoch führt auch auf der BOS den 
Ausbildungsinhalt der Berufsschulen fort. Dieser Umstand sollte aufgehoben werden. Die 
Schüler sollten auch nach ihrer Ausbildung beim Schulbesuch freie Zweigwahl haben, um 
ihr Interessenfeld zu bedienen und optimal auf das Studium vorbereitet zu werden.  
 
[1] http://www.bfbn.de/bayernweite-angebote/berufliche-
oberschule/ausbildungsrichtungen/berufszuordnung/  
Begründung: 
  
Grundsätzlich sollte der Ausbildungsweg eines Menschen ausschließlich ihm selbst 
überlassen bleiben, was durch die Zuordnung den Ausbildungsberufen nach nicht 
möglich ist. Erfahrungsgemäß ist es sogar so, dass sehr viele Schüler der BOS ihre 
Hochschulreife nachholen wollen, um sich nach ihrer beruflichen Ausbildung völlig 
neu zu orientieren. Das bisherige Schulsystem zwingt junge Menschen dazu sich sehr 
früh für einen beruflichen Werdegang zu entscheiden. Es sollte dann zumindest nach 
der beruflichen Ausbildung möglich sein, einen anderen Weg zu wählen und bis zur 
Aufnahme des Studiums entsprechende Vorbildung zu erlangen. So kann zum Beispiel 
eine ausgebildete KFZ Mechanikerin nur den technischen Zweig besuchen, obwohl sie 
ihren Fokus im Studium auf z.B. Wirtschaftswissenschaften legen will. Die Motivation 
die BOS zu besuchen ist häufig die Demotivation im Beruf, weil er individuell nicht 
interessant genug für einen Menschen ist oder man sich bessere berufliche 
Perspektiven erhofft hat. Wenn die Schüler jedoch auch auf der BOS noch in diesen 
Zweig gezwungen werden, ist die Motivation entsprechend niedriger gute Leistungen 
zu erbringen. Es sollte der Zweig der Wahl für alle Schüler der BOS offen stehen. Das 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Argument, dass dann im entsprechenden Studiengang die berufliche Praxis fehlt, 
entkräftet sich durch mehrere Gründe. Zum einen kann auch ein Absolvent des 
Gymnasiums keinerlei berufliche Vorbildung nachweisen und dennoch jeden 
Studiengang an jeder beliebigen Hochschule studieren. Zum anderen ist auch 
Absolventen der BOS (je nach Hochschulzulassungsform) jeder akkreditierte 
Studiengang an einer Fachhochschule bzw. einer Universität zugänglich. Abschließend 
ist zusammenzufassen, dass man zwar nach dem Erwerb der Hochschulreife alles 
dem Abschluss entsprechende studieren darf, auf den schulischen Zweig jedoch 
keinen Einfluss hat. Dieses Paradoxon wird hierdurch beseitigt. 
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Offene Bildungsressourcen EA21 
Beantragt durch: IG Offene Lernmedien/FG Bildung: Thomas, Christoph 
Eingereicht als Positionspapier  

Antragstext: 
 
Wir fordern:  

1. Sämtliche Lehr- und Lernmittel, die aus öffentlichen Mitteln finanziert werden, 
sollen als offene Bildungsressourcen (OER, engl. Open Educational Resources) 
bereitgestellt werden müssen.  

2. Alle öffentlichen Bildungseinrichtungen sollen ihren Bildungsauftrag durch 
ausschließlichen Einsatz von OER erfüllen können.  

3. Das Land Bayern soll eine offene digitale Bildungsplattform bereitstellen, auf der 
Bürger gratis solche OER zur Bildung finden, ordnen, individuell abrufen, 
veröffentlichen, austauschen, kommentieren und gemeinsam verbessern können. 
Die Zusammenarbeit mit weltweiten OER-Initiativen soll gefördert werden.  

 
OER sind frei zugängliche Lehr-, Lern- und Forschungsressourcen, die gemeinfrei sind oder 
auf Basis freier Lizenzen und offener Formate und Standards die Verwendung und 
Veränderung ohne unnötige Hürden erlauben. OER umfassen insbesondere vollständige 
Kurse, Kursmaterialien oder -aufgaben, Lehrbücher, Tests, Bilder, Videos oder Software 
sowie andere Werkzeuge, Materialien oder Techniken, die genutzt werden, um den 
Wissenserwerb zu unterstützen und zu strukturieren.  
 
Lehrende und Lernende sind bisher darauf angewiesen, zum großen Teil auf nicht frei 
verfügbare Inhalte oder Medien zurückzugreifen. Hiermit sollen alle für den 
Bildungsauftrag relevanten Lehr- und Lernmedien in öffentlicher Hand sein bzw. der 
Gemeinschaft frei zur Verfügung stehen. Es steht Benutzern und Unternehmen frei, die 
Medien in andere Formate (z.B. Ausdruck eines E-Books) zu konvertieren, aufzubereiten, 
zu verkaufen oder zu verleihen. Dies würde jedoch für die Benutzung nicht mehr zwingend 
notwendig sein. Die OER können auch im Auftrag der öffentlichen Hand von Autoren 
erstellt und damit "freigekauft" werden. Durch die Nutzung von OER können die Kosten 
für Lernende und Lehrende deutlich reduziert werden und die Flexibilität erhöht werden.  
 
Die Lehrenden haben bisher zu wenig Möglichkeiten oder Anreize, Lehrmedien mit 
anderen Lehrenden frei auszutauschen, und können daher kaum auf existierende erprobte 
Medien zurückgreifen. Daher wird das Rad immer wieder neu erfunden anstatt es 
gemeinsam zu verbessern. Die betroffenen Lernenden können auch nicht aktiv an der 
Verbesserung teilnehmen bzw. mitbestimmen. Der Zugriff und die Verwendung 
existierender Medien soll deutlich vereinfacht werden. Dies soll durch eine offene 
Bildungsplattform geschehen, die als zentraler Anlaufpunkt dienen kann. Dadurch sollen 
Synergieeffekte genutzt werden können und die Lehrenden zu mehr Zusammenarbeit 
angehalten werden, um eine Vielfalt von Medien zu schaffen, die den individuellen 
Bedürfnissen jedes Lernenden besser gerecht werden.  
 
Begründung: Gedankenstütze: 

http://wiki.piratenpartei.de/Benutzer:Entropy
http://wiki.piratenpartei.de/Benutzer:Chrstphschmd
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Die Grundideen hinter freier Software werden hiermit auf Bildungsressourcen 
angewendet. Forderung 1. ist aus dem Grundsatzprogramm konkret für 
Bildungsinhalte abgeleitet. Forderung 2. ergänzt bisherige Forderungen nach 
Lehrmittelfreiheit um die Offenheit der Bildungsressourcen. Dies würde zu mehr 
Unabhängigkeit der Bildung von kommerziellen Anbietern führen. Forderung 3. stellt 
sicher, dass diese offenen Bildungsressourcen (OER) einfach und frei ausgetauscht, 
verbessert und individuell angepasst werden können. Dadurch wird die 
Zusammenarbeit im Bildungsbereich gefördert.  
 
Der Antrag korrigiert und erweitert ein früheres Positionspapier zu freien 
Lehrmitteln.  
 

Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Schrittweiser Abbau des 
Bildungsföderalismus 

EA22 

Beantragt durch: Christoph Schmidt 
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Der Landesverband der Piratenpartei Bayern setzt sich dafür ein, den vorherrschenden 
Bildungsföderalismus in Deutschland schrittweise abzubauen. 
Dies umfasst vor allem die bundesweite Standardisierung von Schularten, Lehrplänen, 
Lerninhalten, Lernzielen sowie Abschlussprüfungen. 
Dies fördert die Mobilität und Flexibilität von Familien mit schulpflichtigen Kindern und 
führt zu einer besseren Vergleichbarkeit der einzelnen Schulabschlüsse, von der 
beispielsweise auch Hochschulen und künftige Arbeitgeber profitieren. 
Die Lehrplankommissionen der einzelnen Bundesländer sollen langfristig zu einem Institut 
zusammen gelegt werden. 
Im Zuge dieser Reform soll auch die Lehrerausbildung bundesländerübergreifend 
vereinheitlicht werden, mit der Folge, dass Lehrkräfte nach Abschluss des Studiums auf 
Wunsch und bei Bedarf bundesweit eingesetzt werden können. 
Begründung: 
  
Aufgrund der Tatsache, dass die Bildungspolitik in den Zuständigkeitsbereich der 
einzelnen Bundesländern fällt, herrscht zwischen den Bildungsangeboten und -
inhalten der einzelnen Länder eine zum Teil starke Heterogenität. Es gibt 
Unterschiede hinsichtlich der angebotenen Schularten, der Lehrpläne und der darin 
enthaltenen Lernziele, den Abschlussprüfungen, z. B. der Prüfung zur Hochschulreife 
sowie in der Lehrerausbildung. 
Diese Inkompatibilitäten zwischen den einzelnen Bundesländern bringen einige 
gravierende Nachteile mit sich: So ist beispielsweise beim Umzug einer Familie in ein 
anderes Bundesland oft kein reibungsloser Schulwechsel der Kinder möglich, da es 
unter Umständen bestimmte Pflichtfächer der neuen Schule in der alten Schule nicht 
gab und damit nicht auf ein entsprechendes Vorwissen aufgebaut werden kann. 
Schulabschlüsse sind trotz gleichen Namens in ihrer Qualität bislang oft nicht 
vergleichbar, da andere Fächer und Anforderungen zugrunde liegen. Vor diesem 
Hintergrund stellt sich auch die Frage der Gerechtigkeit im Hinblick auf 
Hochschulzugangsberechtigungen. 
Überdies ist es bislang für Lehrkräfte schwer möglich, in ein anderes Bundesland zu 
wechseln, da auch die Lehrerausbildung auf das jeweilige Bundesland zugeschnitten 
ist. Dies hat zur Folge, dass in einigen Bundesländern ein Lehrermangel herrscht, in 
anderen jedoch ein Überschuss, ein Wechsel jedoch häufig nicht möglich ist. Ein 
weiterer Vorteil dieses Standardisierungsprozesses liegt langfristig in der enormen 
Kosteneinsparung, die sich durch Zusammenlegung der einzelnen bislang 
voneinander unabhängigen Lehrplankommissionen der einzelnen Bundesländer 
ergibt. 
Das Argument, dass der Bildungsförderalismus zu einem wünschenswerten 
Wettbewerb zwischen den Bundesländern führe, ist nicht zutreffend. Für Schüler 
besteht in der Regel keine Möglichkeit, von diesem Wettbewerb zu profitieren und in 
ein anderes Bundesland zu ziehen um dort in den Genuss einer besseren Bildung zu 
kommen. Abgesehen davon, ist dies auch nicht erwünscht, da das Ziel sein sollte, 
jedem Kind wohnortnah die bestmögliche Schulausbildung zukommen zu lassen. 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Negative Einkommensteuer 
finanzieren 

EA23 

Beantragt durch:  
Eingereicht als Positionspapier 

Antragstext: 
 
Beim LPT-Bayern 2012.1 wurde beschlossen, die negative Einkommensteuer einzuführen 
als ersten wesentlichen Umsetzungsschritt in Richtung Einführung eines BGE 
(Bedingungsloses Grundeinkommen). Offen blieb die Frage der Gegenfinanzierung. Da 
diese Frage immer gestellt wird, stelle ich hier die potentiellen Kosten und Einsparungen 
vor und definiere damit ein Rahmenkonzept zur Finanzierung der negativen EkSt. Ich 
beantrage, dass dieses Konzept beschlossen wird und den Antrag zur negativen EkStim 
Wahlprogramm für die LTW Bayern 2013 ergänzt. Ich gehe dabei von einem 
Grundfreibetrag von 20.000 Euro im Jahr aus und bei einem Steuersatz von 50% damit von 
10.000 Euro maximal erzielbaren Jahreseinkommens durch die negative 
Einkommensteuer. 
Begründung: 
 
Ich berechne im Folgenden die Kosten und Einsparungen bei der Einführung der 
negativen Einkommensteuer. Die Werte wurden von mir meist von Quellen wie z. B. 
das statistische Bundesamt errechnet. Die Werte sind zwar ungenau, geben aber 
näherungsweise an, wo die größten Kosten- und Einsparpotentiale liegen. 
 
In Deutschland gibt es 2012 ca. 82 Millionen Menschen. Von diesen würden folgende 
Gruppierungen ohne Leistungsbezug bleiben. Bei diesen Personen werden auch keine 
Einsparungen vorgenommen. Bevölkerung Deutschland: 82 Millionen 28 Millionen 
sozialversicherungspflichtig arbeitend, exkl.. 1 Million Aufstocker 15 Millionen Kinder 
3 Millionen Arbeitslose 46 Millionen ohne Leistungsbezug 
 
 
Nun zu den 36 Millionen potentiellen Leistungsempfängern der negativen 
Einkommensteuer. Betrachtet werden jeweils deren Kosten und Einsparpotentiale 
 
Aufstocker (1 Million): Ergebnis 0 Etwa eine Million berufstätige Menschen stocken 
derzeit ihr Einkommen zum HartzIV-Satz hin auf. Da diese Menschen Geld verdienen, 
werden sie nur etwa mit einem Teilsatz aufgestockt. Genau diesen Beitrag würde 
man aber auch wieder einsparen. 
 
Rentner (23 Millionen): Ergebnis (14 Milliarden – 4 Milliarden = 10 Milliarden) Etwa 7 
Millionen Rentner bekommen weniger als 10.000 Euro Jahresrente. Im Durchschnitt 
müssten diese 2.000 Euro im Jahr durch die neg. EkSt hinzubekommen. Einsparen 
würde man ca. 4 Milliraden Euro an Grundsicherung, die jetzt bereits für Rentner 
ausgegeben werden. 
 
Hausfrauen (5 Millionen): Ergebnis (50 Milliarden – 19 Milliarden = 31 Milliarden) Die 
Hausfrauen würden den vollen Satz von 10.000 Euro im Jahr bekommen, das wären 
dann 50 Milliarden Euro. Wegfallen würde das Ehegattensplitting mit derzeit 19 
Milliarden Euro. 
 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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HartzIV-Empfänger (4 Millionen): Ergebnis (40 Milliarden – 40 Milliarden = 0 
Milliarden) Diese Gruppe bezieht derzeit jährlich ca. 40 Milliarden Euro an 
Leistungen. Genau so viel würden sie auch durch die neg. EkSt bekommen. 
 
Studenten (2 Millionen): Ergebnis (20 Milliarden – 3 Milliarden = 17 Milliarden) 
Studenten würden die volle neg. EkSt bekommen, dabei fällt aber das Bafög (3 
Milliarden) weg. Daraus errechnet sich ein Zusatzaufwand von 17 Milliarden Euro. 
 
Finanzaufwand: Insgesamt betragen die Steuereinnahmen des deutschen Staates 
(Bund, Länder und Gemeinden) ca. 600 Milliarden Euro im Jahr. Bei dem hier 
beschlossenen Modell ergeben sich Zusatzkosten von 58 Milliarden Euro. 
 
Die Beschaffung dieser Geldmittel ist nicht Teil des Antrags. Vorstellbar wären 
Anheben des Spitzensteuersatzes, Wegfallen von Bürokratie und Subventionen und 
auch ein geringerer Satz als die hier geforderten 10.000 Euro im Jahr. 
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Preiskalkulation inklusive 
Regenerationskosten 

EA24 

Beantragt durch: AG-Gemeinwohlökonomie / Marco Zerjav 
Eingereicht als Wahlprogrammantrag 

Antragstext: 
 
Der bayerische Landesparteitag möge folgenden Text als Programmantrag verabschieden: 
 
Der bayerische Landesverband der Piratenpartei setzt sich dafür ein, dass weltweit Güter- 
und Dienstleistungspreise unter Einbeziehung ihrer tatsächlichen Risiken und Kosten in 
Bezug auf Ressourcenverbrauch, Umweltzerstörung, Menschenrechte und Haftung, 
transparent und ohne Quersubventionierung jeglicher Art kalkuliert werden. 
Begründung: 
  
Einheimische Produzenten müssen mit ausländischen Produzenten / Importeuren 
konkurrieren, die Regenerationskosten und Auswirkungen aus 
Ressourcenverschwendung, Umweltschädigung und Arbeiter-Ausbeutung nicht selbst 
tragen, sondern über Umwege und zeitverzögert auf die Gesellschaft abwälzen. Eine 
Preiskalkulation inklusive Regenerationskosten würde für das Ende des ausländischen 
Geschäftsmodells sorgen, und die Binnennachfrage im Interesse des Gemeinwohls 
und der heimischen Produzenten anregen, sowie neue Arbeitsplätze schaffen. 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Patientenrechte in Bayern 
stärken 

EA25 

Beantragt durch: Petra Heinle - KV Allgäu-Bodensee 
Eingereicht als Wahlprogrammantrag 

Antragstext: 
 
Um die Patientenrechte in Bayern zu stärken, formulieren wir folgende Forderungen: 
 
1. Ausweitung der unabhängigen Patientenberatung. 
Patienten haben ein Anrecht auf eine aus Versicherungsbeiträgen umfassende 
flächendeckende Patientenberatung. In Bayern gibt es derzeit nur drei Anlaufstellen einer 
unabhängigen Patientenberatung (UPD). Wir wollen eine Ausweitung der UPD in Bayern. 
Die unabhängige Patientenberatung soll auf alle Landkreise in Form eines Kreis-
Patientenbeauftragten ausgedehnt werden und beim Öffentlichen Gesundheitsdienst 
(ÖGD) ihren Sitz haben. Der ÖGD ist durch seine neutrale Funktion im Gesundheitswesen 
fähig, die Übersichtlichkeit der Angebote vorzuhalten und erste Anlaufstelle für Patienten 
in allen Fragen zu sein und diese ggf. an weitere Patientenvertretungen weiterzuleiten. 
Vor allem sozial schwächer gestellte Personen mit einem hohen Bedarf an Information und 
Unterstützung sollen hier ein niedrigschwelliges und strukturiertes Angebot vorfinden. Die 
dazu in § 65b SGB festgelegte Fördersumme vom Bundesgesetzgeber ist zu erhöhen. Die 
privaten Krankenkassen sind in die Finanzierung einzubinden. Zudem sollen die Kreis-
Patientenbeauftragten die Patientenberatung besser vernetzen und für eine 
Zusammenarbeit sorgen. Schulungen für Gesundheitsmediatoren für Migranten sind 
auszubilden und über den ÖGD zu vermitteln. Auch Mediatoren für „Medizinrecht“ als 
Vermittler in Prozessen sind vom ÖGD zu vermitteln. Alle Angebote sind für Patienten 
kostenlos. Als Patientenbeauftrage sollten vorzugsweise (akademische) Pflegekräfte 
beschäftigt werden. 
 
2. Die Angliederung der bayrischen Patientenbeauftragten ändern. 
Die Bayrische Patientenbeauftrage sollte nicht dem Gesundheitsministerium unterstellt 
sein. Wir wollen diese direkt dem Landtag unterstellen. 
 
3. Patientenfürsprecher ausweiten. 
In Bayern sollen flächendeckend bezahlte Patientenfürsprecher in den Krankenhäusern 
tätig sein. Diese sollen direkt beim ÖGD angestellt werden und auf Abruf für die 
Krankenhäuser tätig werden. Die geeignete Berufsgruppe sind nicht wie bisher 
ehrenamtliche Kräfte sondern dafür geschulte professionelle und bezahlte Pflegekräfte. 
 
4. Patienten am „Runder Tisch Patientenrechte“ stärken. 
Am „Runder Tisch Patientenrechte“ in Bayern sind die Patientenvertreter von derzeit 
sechs auf mindestens 13 zu erhöhen und die anderen Teilnehmer auf 13 zu beschränken, 
um ein Gleichgewicht zwischen Patientenvertreter und den anderen Teilnehmenden zu 
gewährleisten. 
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5. Ein Landesgremium ist zu etablieren. 
Dies könnte eine weitere Aufgabe des ÖGDs sein. Seit dem Versorgungsstrukturgesetz 
1.1.2012 ist es möglich, ein Landesgremium in Bayern nach § 90a SGB V zu etablieren. Es 
hat die Möglichkeit, Empfehlungen zu sektorübergreifenden Versorgungsfragen 
abzugeben. Hier sind Patientenorganisationen von Anfang an zu beteiligen.  
Begründung: 
 
Am 22.03.2011 legte der Patientenbeauftragte der Bundesregierung Wolfgang Zöller 
(CSU) ein erstes Grundlagenpapier für ein Patientenrechtegesetz vor. Daraufhin 
haben sich die sogenannten A-Länder auf ein eigenes Eckpunktepapier geeinigt und 
am 18.11.2011 vorgelegt. Auch die Patientenbeauftragte in Bayern hat darauf 
reagiert und eigene Eckpunkte formuliert. 
 
Seit dem 16.01.2012 liegt der Referentenentwurf des Gesundheitsministeriums vor, 
der am 23.05.2012 in nur geringfügig nachgebesserter Version vom Kabinett 
abgenickt wurde. 
 
Es bleibt also abzuwarten, was letztendlich im Gesetz formuliert wird und inwieweit 
die Patienten tatsächlich zu ihrem Recht kommen. Darauf werden wir Piraten erneut 
reagieren. 
 
Für Bayern formulieren wir unabhängig vom geplanten Patientenrechtegesetz 
Forderungen, um die Patientenrechte in Bayern zu stärken und auszubauen. 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Einheitliche Kriterien für 
Veterinärämter 

EA26 

Beantragt durch: Richy 
Eingereicht als Wahlprogrammantrag 

Antragstext: 
 
Der Landesverband Bayern der Piratenpartei Deutschland setzt sich dafür ein, dass ein für 
alle Veterinärämter in Bayern einheitlicher Kriterien-Katalog geschaffen wird. Dieser 
Katalog soll messbare Kriterien für die artgerechte Haltung einzelner Spezies enthalten. 
Bei genereller Unterschreitung dieser Mindestanforderungen soll das zuständige 
Veterinäramt zum Handeln im Sinne des Tierwohls verpflichtet sein. 
Begründung: 
  
Die Veterinärämter sind für die Einhaltung des Tierschutzes zuständig. Bei der 
Ausübung ihrer Tätigkeit haben die Veterinärämter ein großen Ermessensspielraum. 
Dieser wird von Amt zu Amt sehr unterschiedlich ausgelegt. Der Kriterien-Katalog soll 
den Ämtern die Arbeit erleichtern und für Tierhalter – kommerziell wie privat – einen 
klaren Leitfaden bieten nach dem sie sich richten können. Die zuständigen 
Sachbearbeiter müssen so nicht jede Spezies genau kennen und sind so weniger 
geneigt aus Unkenntnis ihren Ermessensspielraum zum Nachteil der Tiere auszulegen. 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Sonstige & Organisatorische Anträge 

Erklärung: Diese Anträge sind nach Themen grob vorsortiert. Dies sagt aber nichts über die 

Antragsreihenfolge am Parteitag aus. 

 

Zur Annahme eines Antrages ist eine Mehrheit von 50% nötig. 

 

Hinweis: Es kann sein, dass kurzfristige Änderungen seitens der Antragssteller 

vorgenommen wurden, da sonstige Anträge keine Einreichungsfrisst haben. 

Deswegen ist es ebenfalls möglich, dass nicht alle Positionspapiere hier 

aufgelistet sind. 
 

Aufstellungsversammlungen 

# Titel Seite 
X01 Verschiebung der Aufstellungsversammlung zur 

Bundestagswahl 
168 

X02 GO der Aufstellungsversammlung zur Bundestagswahl 170 

X03 Wahlordnung 1 178 
X08 Wahlordnung 2 181 

 

Liquid Feedback 

# Titel Seite 
X04 Abschaltung von Delegationen in Liquid Feedback 192 

X05 LQFB Historiefunktion 193 

X06 Präferenzdelegation mit Schulze für LQFB 194 
Sonstiges 

# Titel Seite 

X07 Errichtung einer bayerischen Wahlkampfzentrale 184 
X09 Aufbau politischer Bildungsarbeit der Piraten durch 

parteinahe Träger 
185 

X10 Kein Binnen-I in offiziellen Texten 186 

X11 Unterstützung des Umfairteilen-Bündnisses 196 
GO 

# Titel Seite 

GO1 Optimierung der GO 187 
GO2 GO: Gesammelte Verbesserungen 189 
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Verschiebung BTW 
Listenaufstellung 

X01 

Beantragt durch: Christian Baumeister (Chris), Daniel Seuffert  

Antragstext: 
 
Der Landesparteitag möge beschliessen, die Aufstellungsversammlung für die Landesliste 
der Bundestagswahl auf das Jahr 2013 zu verschieben. Die Aufstellungsversammlungen für 
die Landtags- und Bezirkstagswahlen haben höhere Priorität als die für die 
Bundestagswahl. Der bisher geplante Termin 20/21.Oktober 2012 soll als Parteitag für ein 
Wahlprogramm genutzt werden oder ausfallen. 
Begründung: 
 
Es gibt keinen triftigen Grund, die Aufstellungsversammlung für die 
Landesliste zur Bundestagswahl bereits frühzeitig ca. ein Jahr vor der Wahl 
durchzuführen - vor allem nicht vor den etablierten Parteien. Es gibt 
hingegen sehr gute Gründe, diese Versammlung auf das nächste Jahr zu 
verschieben:  

 Beim Bundesparteitag im November 2012 wird das Fundament für 
das Bundeswahlprogramm 2013 gelegt. Die Aufstellung der 
Landesliste sollte erst danach erfolgen, damit man einschätzen 
kann, wie gut die Kandidaten dieses vertreten können.  

 Die einmal aufgestellten Kandidaten haben von da an kaum einen 
Grund sich weiter in der Vorbereitung des Wahlkampfs und -
programms zu engagieren, da sie bereits über die Liste gewählt 
wären. Findet die Listenaufstellung jedoch später statt, dann 
können die Bewerber sich für ihren Listenplatz durch Engagement 
bei den Vorbereitungen z.B. durch Aufstellung als Direktkandidat 
und der intensiven Mitarbeit beim Wahlprogramm) qualifizieren.  

 Die Resourcen und Zeit für die Aufstellungsversammlungen zur 
Bundestagswahl sollten zunächst für das Wahlprogramm und für 
die für den Landesverband (LV) Bayern wichtigere Landtagswahl 
(LTW) genutzt werden. Die Landtagswahl entscheidet, wie viel 
Förderung der LV in den nächsten Jahren aus staatlichen 
Parteienfinanzierung erhalten wird.  

 Im Gegensatz zur BTW müssen für die LTW noch Unterschriften 
für die Zulassung gesammelt werden.  

 Der eigentliche Wahlkampf beginnt erst im nächsten Jahr. Ein gut 
ausgearbeitetes Wahlprogramm ist aktuell wichtiger als 
Kandidaten aufzustellen. Direktkandidaten, die ohnehin bessere 
Chancen auf einen Listenplatz haben, können bereits jetzt 
Wahlkampf betreiben. Die Grundlage unseres Wahlerfolges wird 
zum einen unser Ruf als Protestpartei und zum anderen ein gutes 
Wahlprogramm, welches es noch zu gestalten ist, sein.  

 Da eine Aufstellungsversammlung im grössten Landesverband mit 
sehr hohem Aufwand verbunden ist, sollte die Anfechtbarkeit 
oder Notwendigkeit zur Vertagung oder Wiederholung möglichst 
vermieden werden (siehe Niedersachsen). Dies erfordert 
ausreichend Vorbereitungszeit und viel Erfahrung, die am besten 
in vorhergehenden Versammlungen anderer Landesverbände 
gesammelt werden kann.  

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas fragen: 
 

 

 

 

 

 

 

https://wiki.piratenpartei.de/Benutzer:Xray751
https://wiki.piratenpartei.de/Benutzer:DanielSeuffert
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 Das Bundesverfassungsgericht hat Teile des Bundeswahlgesetztes 
als verfassungswidrig und damit für nichtig erklärt. Eine Änderung 
des Wahlgesetzes wird vor der Wahl durchgeführt werden 
müssen. Wie weit diese Änderungen gehen und ob sie auch die 
Aufstellungsversammmlungen oder Wahlkreise betreffen, ist 
unklar. Die Versammlung vor den Aufstellungsversammlungen der 
regierenden Parteien, die die Gesetzesänderungen besser 
abschätzen können, durchzuführen, ist riskant.  

 Durch die Verschiebung können Anträge zu dem Thema auf den 
nächste LPT vertagt werden und stattdessen mehr Anträge zum 
Programm behandelt werden.  

 
Folgender Plan wäre also für den LV Bayern sinnvoller:  

1. Aufstellung Direktkandidaten für die BTW (Wahlkreise)  
2. Aufstellung Direktkandidaten für die LTW und Bezirk 

(Stimmkreise)  
3. Aufstellungsversammlungen in den Bezirken (Wkr.-Vorschlag 

LTW)  
4. Unterschriften für die LTW sammeln (für die BTW nicht nötig)  
5. Aufstellungsversammlung für die Landesliste, BTW (hier gibt es 

keinen Zeitdruck)  
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GO der Aufstellungsversammlung 
Landesliste 

X02 

Beantragt durch: Benjamin Stöcker, Roland 'ValiDOM' Jungnickel, Christina Grandrath  

Antragstext: 
 
Der Landesparteitag möge der Aufstellungsversammlung folgende Geschäftsordnung 
nahelegen:  
 
 
Geschäftsordnung für die Aufstellungsversammlung der Landesliste zur Bundestagswahl in 
Bayern 
 
Allgemeines 
 
§ X Befugnisse  
(1) Nimmt ein Mitglied gar nicht oder nicht an der gesamten Versammlung teil, so 
entstehen hieraus keine rückwirkenden Rechte; insbesondere ergibt sich daraus keine 
Rechtfertigung für eine Anfechtung von Wahlergebnissen oder Beschlüssen. 
(2) Ämter und Befugnisse der Versammlung enden mit dem Ende der Versammlung. Durch 
das Wahlgesetz vorgeschriebene Aufgaben sind davon ausgenommen. 
 
§ X Akkreditierung  
(1) Stimmberechtigte Mitglieder der Versammlung im Sinne dieser Geschäftsordnung sind 
alle akkreditierten Mitglieder. 
(2) Alle im Sinne des Gesetzes stimmberechtigten Mitglieder werden von Beauftragten des 
Landesvorstandes akkreditiert. Dabei erhält jedes stimmberechtigte Mitglied eine 
Stimmkarte. Diese werden zur Abstimmung bei offenen Abstimmungen benötigt sowie zur 
Abgabe der Stimmzettel, die auf der Versammlung verteilt werden. 
(3) Die für die Akkreditierung zuständigen Personen führen eine Liste der akkreditierten 
Mitglieder. Diese Liste soll nach Bezirksverbänden unterscheiden, damit ggf. eine Statistik 
zu Protokoll gegeben werden kann. 
(4) Beim vorzeitigen Verlassen der Versammlung hat ein akkreditiertes Mitglied sich bei 
den dafür zuständigen Personen zu deakkreditieren. Ein vorübergehendes Verlassen der 
Aufstellungsversammlung bedarf keiner Deakkreditierung. 
 
§ X Grundlegende Regeln für Wahlen und Abstimmungen  
(1) Alle Abstimmungen finden grundsätzlich mit einfacher Mehrheit der gültig 
abgegebenen Stimmen und offen mit Handzeichen statt, sofern nicht diese 
Geschäftsordnung, die Satzung oder ein Gesetz anderes bestimmt. 
(2) Jeder Stimmberechtigte kann eine geheime Abstimmung {GO-Antrag auf geheime 
Abstimmung} beantragen. Geschäftsordnungsanträge werden immer offen abgestimmt. 
(3) Das Ergebnis einer offenen Wahl oder Abstimmung wird von der Versammlungsleitung 
nach Augenmaß festgestellt und mitgeteilt. Bei unklaren Verhältnissen oder auf Antrag 

https://wiki.piratenpartei.de/Benutzer:Just-Ben
https://wiki.piratenpartei.de/Benutzer:ValiDOM
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der Versammlung beauftragt die Versammlungsleitung die Wahlleitung mit der 
Auszählung. {GO-Antrag auf Auszählung} 
(4) Alle Mitglieder, insbesondere jedoch die Wahlhelfer, sind verpflichtet, Vorkommnisse, 
die die Rechtmäßigkeit der Wahl oder Abstimmung in Frage stellen, sofort dem Wahlleiter 
bekannt zu machen, der unverzüglich die Versammlung darüber in Kenntnis zu setzen hat. 
(5) Bei Unklarheit des Ergebnisses findet eine Wiederholung der Wahl oder Abstimmung 
statt. Um das sicherzustellen, kann von zehn Prozent der anwesenden Mitglieder die 
Wiederholung beantragt werden {GO-Antrag auf Wiederholung der Wahl/Abstimmung}.  
(6) Findet die Wiederholung einer Wahl oder Abstimmung nicht unmittelbar nach der 
ursprünglichen Wahl statt, so muss die Beteiligung an der Wahl oder Abstimmung 
(gemessen an der Summe der zustimmenden und ablehnenden Stimmen) bei mindestens 
90% der ursprünglichen Wahl oder Abstimmung liegen, damit das neue Ergebnis 
rechtskräftig wird. 
(7) Die Versammlungsleitung kann akkreditierten Mitglieder, die sich außerhalb des 
Sitzungssaales befinden, nach eigenem Ermessen eine Beteiligung an den Wahlen und 
Abstimmungen der Versammlung ermöglichen. 
 
§ X Grundlegender Ablauf der Versammlung  
1. Nach der Wahl der Versammlungsämter wird die Kandidatenliste geschlossen. Dabei ist 
ein letzter Aufruf zu starten. Meldet sich innerhalb angemessener Zeit kein neuer 
Kandidat, so wird die Liste geschlossen. Nach dem Schließen der Kandidatenliste kann die 
Versammlung keine weitere Kandidaten vorschlagen. 
2. Nach der Schließung der Kandidatenliste erhält jeder Kandidat die Möglichkeit sich 
vorzustellen. Dafür erhält jeder Kandidat zehn Minuten Redezeit. Die Kandidaten werden 
aber gebeten sich nach Möglichkeit auf drei Minuten zu beschränken. Über die 
Reihenfolge der Kandidatenvorstellung bestimmt das Los. Nachfragen sind nicht 
zugelassen. 
3. Nach der Vorstellung aller Kandidaten wird die Größe der Landesliste durch die 
Versammlung bestimmt. Dabei findet das Wahlsystem unter §Y1 Anwendung. 
4. Nach der Verkündung des Ergebnisses der Bestimmung der Anzahl der Plätze der 
Landesliste wird eine Vorwahl mit allen Kandidaten durchgeführt. Dieser dient einer 
Einschränkung der Berechtigung einer Kandidatur auf einen bestimmten Listenplatz. Dabei 
wird das Wahlverfahren unter §Y2 angewandt, wobei die Anzahl der zu besetzenden 
Plätze 133 Prozent der Anzahl der verfügbaren Plätze auf der Landesliste beträgt. 
5. Nach der Vorwahl legt die Versammlung fest, in wie vielen Wahlgängen sie welche 
Plätze (Platzmargen) einzeln oder gemeinsam besetzten will.  
6. Das Ergebnis der Vorwahl wird verkündet. 
7. Es beginnt die Bestimmung der Listenkandidaten der nächsten Platzmarge. Für diese 
dürfen sich 4-mal so viele Kandidaten bewerben wie Plätze zur Verfügung stehen. 
Bewerben dürfen sich die Kandidaten in der Reihenfolge, welche die Vorwahl bestimmt 
hat.  
8. Die Kandidaten erhalten nochmal die Chance sich eine Minute Vorzustellen. 
Anschließend können Fragen gestellt werden. Mitglieder können ihre 
Akkreditierungsnummer in die Urne einwerfen. Aus dieser werden zu Beginn so viele 
Frager gelost wie Kandidaten vorhanden sind. Auf Wunsch der Versammlung werden 
weitere Frager ausgelost. Der Frager hat 30 Sekunden zum Stellen seiner Frage, der 
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Kandidat 60 Sekunden zum Antworten. 
9. Es beginnt eine Wahl wie unter § Y2 beschrieben. 
10. Sollten noch nicht alle Plätze besetzt sein, so beginnt die Bestimmung der nächsten 
Marge wie ab Punkt 7 Beschrieben. 
11. Zum Abschluss werden die Bestimmten Kandidaten und deren Reihenfolge mit Hilfe 
einer Blockwahl bestätigt. Das Wahlverfahren wird unter § Y3 beschrieben. 
 
§ Y1 Wahlverfahren zur Bestimmung der Anzahl der Listenkandidaten  
(1) Jedes stimmberechtigte Mitglied der Versammlung erhält Wahlzettel. Auf diesem sind 
die Zahlen von 1 bis 45 aufgeführt sowie die Möglichkeit der Listenaufstellung ganz zu 
widersprechen.  
(2) Jedes Mitglied hat die Möglichkeit die Zahl an Kandidaten anzukreuzen die er maximal 
bereit ist aufzustellen. Er stimmt damit automatisch auch für alle niedrigeren 
Möglichkeiten. Es werden so viele Plätze besetzt, die mehr als fünfzig Prozent der 
abgegebenen gültigen Stimmen bereit ist zu besetzten.  
 
§ Y2 Wahlverfahren zur Bestimmung der Reihenfolge  
(1) Im Wahlverfahren zur Bestimmung der Kandidatenreihenfolge findet ein relatives 
Wahlverfahren Anwendung. Dabei erhält jedes anwesende Mitglied so viele Stimmen wie 
Plätze in diesem Wahlgang zu vergeben sind. Das Mitglied kann bis zu zwei Stimmen 
Kumulieren, wenn es mindestens vier Stimmen zur Verfügung hat, es kann drei Stimmen 
Kumulieren, wenn es mindestens 16 Stimmen zur Verfügung hat. Ansonsten ist keine 
Stimmenkumulation erlaubt. 
(2) Die Kandidaten werden nach Stimmenmenge sortiert. Es gelten die Kandidaten als 
bestimmt, welche die meisten Stimmen auf sich vereinen. Bei Stimmengleichheit wird den 
Kandidaten die Möglichkeit geben sich einvernehmlich zu einigen. Sollten sie dies nicht 
können, so entscheidet eine Stichwahl, bei dortiger Stimmengleichheit das Los. In der 
Vorwahl entscheidet nur das Los.  
 
§ Y3 Wahlverfahren zur Bestätigung der Listenkandidaten und deren Reihenfolge  
(1) Jedes stimmberechtigte Mitglied der Versammlung erhält Wahlzettel. Dieser enthält 
die Möglichkeit die bestimmte Liste anzunehmen oder abzulehnen. Eine Enthaltung ist 
über Abgabe eines leeren Stimmzettels möglich.  
(2) Zur Bestätigung der Liste müssen doppelt so viele Mitglieder der Liste zustimmen wie 
ablehnen. 
 
§ X Ordnungsmaßnahmen  
(1) Ordnungsmaßnahmen werden gegen Anwesende verhängt, die gegen die 
Geschäftsordnung verstoßen, den Ablauf der Versammlung vorsätzlich grob stören oder 
die grundsätzliche Ordnung der Versammlung verletzen. 
(2) Ordnungsmaßnahmen sind während der gesamten Versammlung gültig. Sie können 
von der Versammlungsleitung jederzeit während der Versammlung revidiert werden. 
(3) Die Maßnahme des Ordnungsrufs wird durch die Versammlungsleitung verhängt und 
dient der Verwarnung. 
(4) Die Maßnahme des Verweises wird durch die Versammlungsleitung verhängt und dient 
der verschärften Verwarnung. Die Maßnahme ist mit dem Namen des Betroffenen oder 
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falls zutreffend der Mitgliedsnummer zu Protokoll zu geben. 
(5) Die Maßnahme des Ausschlusses von der Versammlung wird auf Antrag der 
Versammlungsleitung selbst durch die Versammlung verhängt. 
Versammlungsämter  
 
§ X Versammlungsämter  
(1) Die Versammlung bestimmt eine Versammlungsleitung. Diese leitet die Versammlung 
und die Wahlen. Des Weiteren bestimmt die Versammlung eine Protokollführung. 
(2) Die Amtszeit von Versammlungsämtern beginnt mit der Bestimmung des jeweiligen 
Versammlungsamtes und endet mit dem Ende der Versammlung, Rücktritt oder durch 
Abberufung durch die Versammlung. 
(3) Bei Rücktritt von einem Parteitagsamt ist unverzüglich eine Nachfolgebesetzung zu 
bestimmen. 
(4) Bis zur Bestimmung einer Versammlungsleitung und Protokollführung durch die 
Versammlung übernimmt ein Mitglied des Landesvorstand die Versammlungsleitung und 
setzt eine kommissarische Protokollführung ein. 
 
§ X Versammlungsleitung  
(1) Die Versammlung wird durch die Versammlungsleitung geleitet. Sie besteht aus 
mindestens drei Personen, die möglichst zu Beginn der Versammlung von dieser gewählt 
wird. Der Versammlungsleitung dürfen keine Bewerber zur Landesliste angehören. Die 
Versammlungsleitung fungiert ebenfalls als Leiter im Sinne des § 8 VersammlG. 
(2) Der Versammlungsleitung obliegt die Einhaltung der Tagesordnung inkl. Zeitplan. Dazu 
teilt er Rederecht inkl. Redezeit zu bzw. entzieht diese, wobei eine angemessene 
inhaltliche wie personale Diskussion und Beteiligung der einzelnen Mitglieder 
sichergestellt werden muss. Jedes stimmberechtigte Mitglied kann auf Verlangen eine 
angemessene Redezeit eingeräumt werden. Sind Gäste zugelassen, so kann die 
Versammlungsleitung diesen ein Rederecht einräumen, sofern es keinen Widerspruch 
gibt. 
(4) Die Versammlungsleitung kündigt Beginn und Ende von Sitzungsunterbrechungen 
sowie den Zeitpunkt der Neuaufnahme der Versammlung nach einer Vertagung an.  
(5) Die Versammlungsleitung nimmt während der Versammlung Anträge entgegen, die sie 
nach kurzer Prüfung auf Zulässigkeit und Dringlichkeit der Versammlung angemessen 
bekannt macht. 
(6) Kommt es im Laufe der Versammlung zu einer formalen Verklemmung, ist die 
Versammlungsleitung berechtigt, diese per Entscheid aufzulösen. 
(7) Die Versammlungsleitung ernennen Wahlhelfer. Je zwei Wahlhelfer werden zur 
Entgegennahme der Stimmzettel einer Wahlurnen zugeordnet. Die Wahlhelfer 
beaufsichtigen die Abgabe der Stimmzettel. Wahlhelfer dürfen nicht Bewerber für die 
Landesliste sein. Wahlhelfer stehen unter der Aufsicht der Versammlungsleitung und 
können von der Versammlung mit Mehrheit abgelehnt werden. {GO-Antrag auf 
Ablehnung des Wahlhelfers XY} 
 
§ X Protokollführung  
(1) Die Protokollführung ist verantwortlich für das Erstellen eines schriftlichen Protokolls 
der Versammlung. 
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(2) Das Protokoll der Versammlung enthält mindestens 
 jeden Wechsel des Versammlungsleiters, 
 gestellte Anträge (nicht GO-Anträge) im Wortlaut, 
 Feststellungen der Versammlungsleitung, wie Ergebnisse von Abstimmungen und 

Meinungsbilder, 
 Ergebnisse aller Abstimmungen über die Anträge, 
 Die Ergebnisse der Einzelnen Wahlgänge 

(3) Es wird durch Unterschrift aller Versammlungsleiters beurkundet. 
 
§ X Anträge zur Geschäftsordnung  
(1) Nur die in dem Abschnitt Geschäftsordnungsanträge benannten 
Geschäftsordnungsanträge sind als solche zulässig. 
(2) Insofern in dieser Geschäftsordnung nicht anders geregelt, kann jedes 
stimmberechtigte Mitglied der Versammlung jederzeit einen zulässigen GO-Antrag stellen. 
Dazu hebt er beide Hände und begibt sich an das dafür vorgesehene Saalmikrofon. Die 
Wortmeldung zu einem GO-Antrag hat Vorrang vor anderen Wortmeldungen. Sie 
unterbricht weder einen laufenden Wortbeitrag noch eine eröffnete Wahl (also ab Beginn 
der von der Versammlungsleitung eröffneten Stimmabgabe bis zu deren Ende) oder 
Abstimmung. 
(3) Versucht ein Teilnehmer, einen nicht zulässigen GO-Antrag oder einen GO-Antrag in 
einer nicht zulässigen Form zu stellen, entzieht ihm die Versammlungsleitung unverzüglich 
das Wort. 
(4) Um Missverständnisse zu vermeiden, sollen komplexere GO-Anträge als Text bei der 
Versammlungsleitung oder dem von ihm damit beauftragten Mitglieder eingereicht 
werden. 
(5) Wurde ein GO-Antrag gestellt, so kann jedes Mitglied entsprechend Abs. 2 einen GO-
Alternativantrag stellen. {GO-Alternativantrag}. Andere Anträge sind bis zum Beschluss 
über den Antrag oder dessen Rückziehung nicht zulässig. 
(6) Jedes Mitglied kann daraufhin eine Für- oder Gegenrede für einen Antrag halten. Die 
Beendigung der Aussprache liegt einzig im Ermessen der Versammlungsleitung. 
(7) Unterbleibt eine Gegenrede und wurde kein Alternativantrag gestellt, so ist der Antrag 
angenommen. Gibt es mindestens eine Gegenrede oder gibt es mindestens einen 
Alternativantrag, so wird über den Antrag bzw. die Anträge abgestimmt. Im letzteren Fall 
gilt § 13 [Abstimmungen über Anträge] Abs. 2 entsprechend; eine Gesamtabstimmung 
entsprechend § 13 [Abstimmungen über Anträge] Abs. 3 findet nicht statt. 
Geschäftsordnungsanträge  
 
§ X Zulassung des Gastredners  
(1) Jedes Mitglied kann das Rederecht für einen Gast beantragen. Der Gast ist namentlich 
zu benennen. 
 
§ X Ablehnung eines Wahlhelfers  
(1) Wahlhelfer können von der Versammlung mit Mehrheit abgelehnt werden. Der 
Wahlhelfer ist namentlich zu benennen und der Antrag zu begründen. 
(2) Dem Wahlhelfer ist das Recht einzuräumen sich angemessen zu verteidigen. 
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§ X Geheime Wahl  
(1) Ein GO-Antrag auf geheime Wahl ist ohne Abstimmung angenommen. 
 
§ X Geheime Abstimmung  
(1) Ein GO-Antrag auf geheime Abstimmung ist angenommen, wenn mindestens 50 
Mitglieder zustimmen. 
 
§ X Wiederholung der Wahl/Abstimmung  
(1) Mit einem GO-Antrag auf Wiederholung der Wahl/Abstimmung kann von mindestens 
15 Mitgliedern die Wiederholung der vorangegangen Wahl oder Abstimmung beantragt 
werden. Der Antrag ist zu begründen. 
 
§ X Auszählung einer Abstimmung  
(1) Stimmt die Mehrheit für den GO-Antrag auf Auszählung einer Abstimmung, sollten die 
Wahlhelfer diese Auszählung unterstützen.  
 
§ X GO-Alternativantrag  
(1) Wurde ein GO-Antrag gestellt, so kann jedes Mitglied einen GO-Alternativantrag 
stellen. Andere Anträge sind bis zum Beschluss über den Antrag oder dessen Rückziehung 
nicht zulässig. 
 
§ X Schließung der Redeliste  
(1) Wurde ein GO-Antrag auf Schließung der Redeliste angenommen, so müssen sich alle 
Redner unverzüglich melden. 
(2) Der GO-Antrag auf Schließung der Redeliste ist nicht zulässig, wenn er von einem 
Mitglied gestellt wurde der bereits eine Rede in der aktuellen Debatte gehalten hat oder 
selbst in der Redeliste eingereiht ist. 
(3) Der GO-Antrag bezieht sich nur auf Diskussionen zu Anträgen.  
 
§ X Wiedereröffnung der Redeliste  
(1) Jedes Mitglied kann einen begründeten GO-Antrag auf Wiedereröffnung der Redeliste 
stellen, falls die Redeliste geschlossen ist. 
(2) Ein GO-Antrag auf Wiedereröffnung der Redeliste wird erst abgestimmt, sobald alle 
Redner auf der geschlossenen Redeliste an der Reihe waren. 
(3) Wurde ein GO-Antrag auf Wiedereröffnung der Redeliste angenommen, so wird die 
Redeliste für einen kurzen Moment wiedereröffnet. Alle Redner müssen sich unverzüglich 
melden. Die Redeliste gilt danach wieder als geschlossen. 
 
§ X Begrenzung der Redezeit  
(1) Ein GO-Antrag auf Begrenzung der Redezeit muss die gewünschte maximale Dauer (in 
Minuten) zukünftiger Redebeiträge enthalten und die Angabe machen, wie lange diese 
Beschränkung gelten soll (z.B. bis zur Beschlussfassung über oder Vertagung des aktuellen 
Antrages). 
(2) Der GO-Antrag auf Begrenzung der Redezeit ist nicht zulässig, wenn er von einem 
Mitglied gestellt wurde der bereits eine Rede in der aktuellen Debatte gehalten hat oder 
selbst in der Redeliste eingereiht ist. 
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(3) Die Vorstellungszeit der Kandidaten kann nicht weiter als in dieser Geschäftsordnung 
genannte Maß begrenzt werden.  
 
§ X Einholung eines Meinungsbildes  
(1) Meinungsbilder sind ein Mittel zur Überprüfung der Meinung der Versammlung zum 
gerade behandelten Antrag. Meinungsbilder die inhaltlich keinen erkennbaren 
Zusammenhang mit dem gerade behandelten Antrag haben, werden nicht 
entgegengenommen. 
(2) Ein GO-Antrag auf Einholung eines Meinungsbildes gilt ohne Abstimmung als 
angenommen. 
(3) Ein Meinungsbild wird (auch bei knappem Ergebnis) nicht ausgezählt. 
(4) Ein GO-Antrag auf Meinungsbild muss schriftlich bei der Versammlungsleitung oder 
dem von ihm beauftragten Mitgliedern gestellt werden. 
 
§ X Unterbrechung der Sitzung  
(1) Ein GO-Antrag auf Unterbrechung der Sitzung kann die Dauer der Unterbrechung 
beinhalten. Falls die Dauer nicht bestimmt ist, obliegt es dem Versammlungsleiter die 
Dauer zu bestimmen. 
 
§ X Änderung der Tagesordnung  
(1) Eine Änderung der Tagesordnung kann sein  
   1. das Hinzufügen eines Punktes,  
   2. das Entfernen eines Punktes,  
   3. das Heraustrennen eines Punktes aus einem anderen Punkt der Tagesordnung,  
   4. das Ändern der Reihenfolge von Punkten.  
(2) Ein GO-Antrag auf Änderung der Tagesordnung muss schriftlich beim 
Versammlungsleiter oder dem von ihm beauftragten Mitgliedern von mindestens 5 
akkreditierten Mitgliedern gestellt werden. Diese fünf Mitglieder dürfen kein 
Versammlungsamt oder Beauftragung der Versammlungsleitung innehaben. 
(3) Ein GO-Antrag auf Änderung der Tagesordnung muss sämtliche zur Änderung 
vorgesehenen Tagesordnungspunkte enthalten. Bei Hinzufügung, Verschiebung, 
Heraustrennung und der Änderung der Reihenfolge von Tagesordnungspunkten müssen 
eindeutige Angaben enthalten sein, wann die betreffenden Anträge behandelt werden 
sollen. 
 
§ X Änderung der Geschäftsordnung  
(1) Ein GO-Antrag auf Änderung der Geschäftsordnung muss schriftlich bei der 
Versammlungsleitung oder dem von ihm beauftragten Mitglieder von mindestens 5 
akkreditierten Mitgliedern gestellt werden. 
(2) Ein GO-Antrag auf Änderung der Geschäftsordnung muss eindeutig kenntlich machen, 
was an welcher Stelle in der Geschäftsordnung geändert werden soll. Ansonsten kann der 
Antrag aus formalen Gründen abgelehnt werden. 
Schlussbestimmungen  
 
§ X Gültigkeit  
(1) Diese Geschäftsordnung muss von jeder Aufstellungsversammlung neu Beschlossen 
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werden. 
(2) Sollten einzelne Bestimmungen dieser Geschäftsordnung unwirksam oder 
undurchführbar sein oder unwirksam oder undurchführbar werden, bleibt davon die 
Wirksamkeit der Geschäftsordnung im Übrigen unberührt. 
Begründung: 
 
Diese Geschäftsordnung beschreibt das Wahlsystem des AV Orga Teams 
gestrichen um das Meinungsbild zu Anfang der Veranstaltung, der in der 
Diskussion seit der Vorstellung gestrichen worden ist. Es ermöglicht durch 
Kumulieren innerparteilichen Minderheiten ihre Interesse auf dem 
Landesliste anteilig ihrer Stärke durchzusetzen. In vielen anderen 
Wahlsystem (allen voran Wahl durch Zustimmung) kann eine 49% 
Minderheit immer niedergestimmt werden. Wer es lieber mag, kann die 
den Ablauf der Versammlung in Prosa lesen 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas fragen: 
 

 

 

 

 

 

 

 

  

https://wiki.piratenpartei.de/BY:Wahl2013/Formalia/Wahlverfahren#Aufstellungsversammlung_zur_Landesliste_Bayern_.28BTW_2013.29
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Wahlordnung 1 X03 
Beantragt durch: Thomas  

Antragstext: 
 
Der eigentliche als Wahlordnung ausformulierte Antrag folgt rechtzeitig vor dem Parteitag. 
Hier soll zum besseren Verständnis vorläufig das Wahlverfahren nur in Prosa beschrieben 
werden. Details können noch vom Parteitag geändert werden.  
Für die Aufstellungversammlungen von Wahlkreis- und Landeslisten soll folgendes 
Wahlverfahren zum Einsatz kommen, sofern die Aufstellungsversammlung kein anderes 
Verfahren beschliesst:  

1. Die Anzahl N der Spitzenplätze, die eine realistische Chance oder besondere 
Bedeutung bei der öffentlichen Wahl haben werden, wird bestimmt.  

2. Die Liste wird in zwei Blöcken gewählt: Schritte 3 bis 6 werden erst für die Plätze 1 
bis N und später für die eher symbolischen restlichen Plätze durchgeführt. Die 
Kandidaten des ersten Durchgangs dürfen sich nicht erneut vorstellen bzw. Fragen 
beantworten.  

3. Vorstellung der Kandidaten  
1. Vorschlagende tragen Kandidaten in die Kandidatenliste für den jeweiligen 

Durchgang ein. Den Kandidaten werden per Los eine Position in der 
Vorstellungsliste zugewiesen. Diese Reihenfolge wird auch in den 
Stimmzetteln verwendet und veröffentlicht.  

2. Kandidaten haben aus organisatorischen Gründen 3 Minuten Zeit (nicht 
10min!) sich und ihr Programm vorstellen - dabei sind keine Nachfragen 
erlaubt. Die Versammlung kann auf begründeten Antrag des Bewerbers 
beschliessen dessen Redezeit auf bis zu 10min zu verlängern. Tritt ein 
Kandidat seine Redezeit spätestens nach dem zweiten Aufruf des 
Versammlungsleiters nicht an, so verfällt diese.  

3. Nach jeder Vorstellung gibt es die Möglichkeit Fragen an den Kandidaten zu 
stellen. Die Versammlung beschliesst, ob sie Fragen stellen will, und falls 
dies zutrifft, ob die eigene Redezeit für den Kandidaten auf insgesamt 1 
oder 3 Minuten beschränkt werden soll. Währenddessen kann jeder Pirat 
mit seiner Akkreditierungsnummer max. eine Frage an den Kandidaten in 
Textform (max 200 Zeichen) bei der Versammlungsleitung einreichen. Die 
Fragen werden, soweit vorhanden und maximal 5 Stück, in der Reihenfolge 
des Eingangs von der Versammlungsleitung dem Fragenden vorgelesen und 
von diesem einzeln beantwortet. Die Versammlungsleitung darf sehr 
ähnliche Fragen zusammenfassen und persönliche Angriffe ausfiltern. Mit 
seinem begrenzten Zeitkontigent für alle Fragen kann der Kandidat selbst 
bestimmen. ob dieser mehr Fragen kurz oder weniger Fragen ausführlich 
beantwortet.  

4. Wahl der Reihenfolge der Kandidaten  
1. Die Wähler werden in das Wahlverfahren eingeführt.  
2. Es wird eine geheime Wahl aller Kandidaten durchgeführt. Die Wähler 

können unabhängig für jeden der Kandidaten zwischen 0 und 9 Punkten 
oder keine Bewertung (als 0 Punkte gewertet) auf dem Stimmzettel 

https://wiki.piratenpartei.de/Benutzer:Entropy
http://www.servat.unibe.ch/dfr/bv089243.html
http://anhalter.havelse.eu/?p=26
http://anhalter.havelse.eu/?p=26


Sonstige & Organisatorische Anträge 

Antragsbuch zum Landesparteitag Bayern in Maxhütte 
Erstellt von Andreas Witte 

179 von 196 
 

abgeben. Durch die Anzahl der Punkte gibt ein Wähler seine Zustimmung zu 
einem Kandidaten an. Den meist favorisierten Kandidaten vergibt man 9, 
den weniger favorisierten bis hinunter zu 0 Punkten. Annähernd gleich 
guten Kandidaten kann man auch die gleiche Punktzahl vergeben. Die 
Wahlhelfer wählen zu erst.  

3. Die Stimmen werden durch Wahlhelfer-Teams nach Acht-Augen-Prinzip in 
Computer übertragen.  

4. Die Stimmen werden nach der Methode der "proportionalen 
Bewertungswahl" (gemäß Webster/Sainte-Laguë) ausgewertet und damit 
eine Rangfolge der gewählten Kandidaten bestimmt. Bei Punktgleichheit 
(sehr unwahrscheinlich) entscheidet das Los. Zusätzlich wird mit Hilfe der 
proportionalen Schulze-Methode eine zweite Liste ermittelt, wobei das 
Ranking durch die Punktzahl 9 (höchster) bis 0 (niedrigster Rang) festgelegt 
ist. Auch hier entscheidet bei Gleichstand das Los.  

5. Die beiden Listen werden veröffentlicht. Falls die Listen unterschiedlich sind, 
stimmt die Versammlung ab, welche der beiden Liste verwendet wird.  

6. Die Rohdaten der Stimmen werden veröffentlicht, um die Möglichkeit zu 
geben, Ergebnisse zu überprüfen oder anzufechten.  

7. Die Kandidaten werden vom vorderstem bis hintersten Platz gefragt, ob sie 
den Platz annehmen. Bei Ablehnung werden die Stimmen des Kandidaten 
gelöscht und die Liste nach dem gewählten Auswertungsverfahren unter 
Beibehaltung der vorderen Plätze erneut erstellt.  

5. Listengröße:  
1. Die bisher gewählte Liste wird auf die maximal zulässige Grösse gekürzt (im 

ersten Durchgang N, ansonsten falls durch Wahl vorgeben).  
2. Im zweiten Durchgang stimmt die Versammlung ab, ob die gesamte Liste 

weiter gekürzt werden soll. In diesem Fall kann jeder Stimmberechtigte in 
geheimer Wahl seine gewünschte Länge angeben. Der Median aller gültigen 
Stimmen ohne Enthaltungen legt das Ende fest. Die Minimalgrösse darf 
nicht unterschritten werden (bei LTW/BzTW der letzte 
Stimmkreisbewerber).  

3. Im ersten Durchgang: setze die Wahl der restlichen Plätze in einem weiteren 
Durchgang fort.  

6. Listenbestätigung: In einem geheimen Wahlgang stimmen alle geheim ab, ob sie 
die gewählte Liste mit 2/3 Mehrheit bestätigen. Wenn diese Abstimmung 
fehlschlägt, wiederhole die Wahl einmal.  

Begründung: 
 
Diese Wahlordnung dient sowohl als vorgesehene Ergänzung für die 
Satzungsänderung für Aufstellungsversammlungen als auch als allgemeine, 
unabhängige Vorlage für Aufstellungsversammlungen und Parteitage bzw. 
zur Verwendung in Geschäftsordnungen. Die Versammlungen sind zwar 
nicht an sie gebunden, es können sich jedoch alle Mitglieder und Helfer 
damit auf die Wahlverfahren vorbereiten und dann entscheiden nur noch 
kleine Änderungen zu zulassen.  
Diese Wahlordnung unterscheidet sich vom anderen Wahlordnungs-
Vorschlag dadurch, dass auch für restlichen Plätze eine personalisierte 
Verhältniswahl verwendet wird, um besser auf die Reihenfolge Einfluss 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas fragen: 
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nehmen zu können. Dadurch wird jedoch ggf. eine weitere Wahl zur Kürzung 
der Liste notwendig.  
Diese Wahlordnung unterscheidet sich vom anderen Wahlordnungs-
Vorschlag durch den Einsatz einer einfachen Zustimmungswahl für die 
hinteren Plätze und beschleunigt damit die Wahl noch weiter.  
Das Wahlverfahren zur Listenaufstellung zur Bundestagswahl oder für die 
Wahllisten der Landtags/Bezirkstagswahlen ist ein echtes personalisiertes 
und faires Verhältniswahlverfahren. Damit sind Gruppen und Minderheiten 
(z.B. nach Themen, Region) automatisch proportional zu ihrer Grösse auf der 
Liste und mit entsprechender Wahrscheinlichkeit auf den vorderen Plätzen 
repräsentiert.  
Die Liste wird in zwei Blöcke geteilt (Spitzenkandidaten und Rest) und damit 
durch lediglich zwei Wahlen bestimmt. Bei der Kandidatenvorstellung dürfen 
die Kandidaten unmittelbar nach ihrer Vorstellung ggf. 0, 1 oder 3 Minuten 
Fragen beantworten. Nach der Wahl der Liste wird das Endergebnis 
bestätigt. Ohne besondere Vorkommnisse könnte somit die gesamte 
Listenwahl an einem Tag erledigt werden. Der Grund in zwei Blöcken zu 
wählen ist, dass man dadurch genauer auf die Platzierung der 
Spitzenkandidaten Einfluss nehmen kann (bei Vergabe von bis zu z.B. 99 
Punkten würde ein Block reichen, aber die Stimmzettel komplizierter 
werden).  
Das Verfahren verwendet einen Ansatz, der es möglich macht, seine 
Vorlieben möglichst differenziert und ehrlich zum Ausdruck zu bringen (0-9 
Punkte) und effektives taktisches Wählen maximal erschwert. Verwendet 
werden dazu sowohl die proportionale Version der Bewertungswahl, die 
erfolgreich zur Listenaufstellung in Delmenhorst (Niedersachsen) zum 
Einsatz kam, sowie die proportionale Version der Schulze-Vorzugswahl, die in 
Berlin und in Liquid Feedback verwendet wurde bzw. wird. (Approval voting 
ist ein Spezialfall der Bewertungswahl).  
Diese personalisierten Verhältniswahlverfahren funktionieren so, dass die 
Bewertungen eines Wählers umso weniger Einfluss bekommen, je mehr 
seine Favoriten schon einen vorderen Platz auf der Liste gewonnen haben. 
Damit bekommen Wähler auch eine Chance, deren Favoriten bisher noch 
kaum auf der Liste vertreten sind.  
Das Wahlverfahren ist mit freundlicher Unterstützung der Experten des 
Center for Election Science, Markus Schulze (Erfinder Schulze-Methode) und 
Stefan Dirnsdorfer (Liquidizer) entwickelt worden.  
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Wahlordnung 2 X08 
Beantragt durch: 

Antragstext: 
 
Der eigentliche als Wahlordnung ausformulierte Antrag folgt rechtzeitig vor dem 
Parteitag. Hier soll zum besseren Verständnis vorläufig das Wahlverfahren nur in Prosa 
beschrieben werden. Details können noch vom Parteitag geändert werden.  
Für die Aufstellungversammlungen von Wahlkreis- und Landeslisten soll folgendes 
Wahlverfahren zum Einsatz kommen, sofern die Aufstellungsversammlung kein anderes 
Verfahren beschliesst:  

1. Die Anzahl N der Spitzenplätze, die eine realistische Chance oder besondere 
Bedeutung bei der öffentlichen Wahl haben werden, wird bestimmt. Die Liste wird 
in zwei Blöcken gewählt: Erst die Plätze 1 bis N, dann die eher symbolischen 
restlichen Plätze.  

2. Vorstellung der Kandidaten  
1. Vorschlagende tragen Kandidaten in die Kandidatenliste für den jeweiligen 

Durchgang ein. Den Kandidaten werden per Los eine Position in der 
Vorstellungsliste zugewiesen. Diese Reihenfolge wird auch in den 
Stimmzetteln verwendet und veröffentlicht.  

2. Kandidaten haben aus organisatorischen Gründen 3 Minuten Zeit (nicht 
10min!) sich und ihr Programm vorstellen - dabei sind keine Nachfragen 
erlaubt. Die Versammlung kann auf begründeten Antrag des Bewerbers 
beschliessen dessen Redezeit auf bis zu 10min zu verlängern. Tritt ein 
Kandidat seine Redezeit spätestens nach dem zweiten Aufruf des 
Versammlungsleiters nicht an, so verfällt diese.  

3. Nach jeder Vorstellung gibt es die Möglichkeit Fragen an den Kandidaten zu 
stellen. Die Versammlung beschliesst, ob sie Fragen stellen will, und falls 
dies zutrifft, ob die eigene Redezeit für den Kandidaten auf insgesamt 1 
oder 3 Minuten beschränkt werden soll. Währenddessen kann jeder Pirat 
mit seiner Akkreditierungsnummer max. eine Frage an den Kandidaten in 
Textform (max 200 Zeichen) bei der Versammlungsleitung einreichen. Die 
Fragen werden, soweit vorhanden und maximal 5 Stück, in der Reihenfolge 
des Eingangs von der Versammlungsleitung dem Fragenden vorgelesen und 
von diesem einzeln beantwortet. Die Versammlungsleitung darf sehr 
ähnliche Fragen zusammenfassen und persönliche Angriffe ausfiltern. Mit 
seinem begrenzten Zeitkontigent für alle Fragen kann der Kandidat selbst 
bestimmen. ob dieser mehr Fragen kurz oder weniger Fragen ausführlich 
beantwortet.  

3. Wahl der Spitzenkandidaten  
1. Die Wähler werden in das Wahlverfahren eingeführt.  
2. Es wird eine geheime Wahl aller Kandidaten durchgeführt. Die Wähler 

können unabhängig für jeden der Kandidaten zwischen 0 und 9 Punkten 
oder keine Bewertung (als 0 Punkte gewertet) auf dem Stimmzettel 
abgeben. Durch die Anzahl der Punkte gibt ein Wähler seine Zustimmung zu 
einem Kandidaten an. Den meist favorisierten Kandidaten vergibt man 9, 
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den weniger favorisierten bis hinunter zu 0 Punkten. Annähernd gleich 
guten Kandidaten kann man auch die gleiche Punktzahl vergeben. Die 
Wahlhelfer wählen zu erst.  

3. Die Stimmen werden durch Wahlhelfer-Teams nach Acht-Augen-Prinzip in 
Computer übertragen.  

4. Die Stimmen werden nach der Methode der "proportionalen 
Bewertungswahl" (gemäß Webster/Sainte-Laguë) ausgewertet und damit 
eine Rangfolge der gewählten Kandidaten bestimmt. Bei Punktgleichheit 
(sehr unwahrscheinlich) entscheidet das Los. Zusätzlich wird mit Hilfe der 
proportionalen Schulze-Methode eine zweite Liste ermittelt, wobei das 
Ranking durch die Punktzahl 9 (höchster) bis 0 (niedrigster Rang) festgelegt 
ist. Auch hier entscheidet bei Gleichstand das Los.  

5. Die beiden Listen werden veröffentlicht. Falls die Listen unterschiedlich 
sind, stimmt die Versammlung ab, welche der beiden Liste verwendet wird.  

6. Die Rohdaten der Stimmen werden veröffentlicht, um die Möglichkeit zu 
geben, Ergebnisse zu überprüfen oder anzufechten.  

7. Die Liste wird auf N Plätze gekürzt. Die Kandidaten werden vom vorderstem 
bis zum hintersten Platz gefragt, ob sie den Platz annehmen. Bei Ablehnung 
werden die Stimmen des Kandidaten gelöscht und die Liste nach dem 
gewählten Auswertungsverfahren unter Beibehaltung der vorderen Plätze 
erneut erstellt.  

4. Wahl der restlichen Kandidaten  
1. Die Bewerber für die restlichen Plätze dürfen sich vorstellen (wie in Schritt 

2), sofern sie das noch nicht im ersten Block getan haben.  
2. Es wird eine geheime Zustimmungswahl (Approval voting) mit der 

Möglichkeit der Enthaltung je Kandidat durchgeführt.  
3. Jeder Kandidat, der eine einfache Mehrheit der gültigen, abgegebenen 

Stimmen ohne Enthaltungen erreicht hat, ist gewählt (bei LTW/BzTW auch 
die Stimmkreisbewerber). Die gewählten Kandidaten werden in der 
Reihenfolge des Verhältnisses von Ja zu Nein Stimmen (bei Gleichheit nach 
Anzahl der Ja-Stimmen und weiter per Los) der bisher gewählten Liste 
angehängt, wenn sie die Wahl annehmen und die Liste nicht incl. aller 
Stimmkreisbewerber bereits die maximal zulässige Länge erreicht hat 
(LTW/BzTW).  

5. Listenbestätigung: In einem geheimen Wahlgang stimmen alle geheim ab, ob sie 
die gewählte Liste mit 2/3 Mehrheit bestätigen. Wenn diese Abstimmung 
fehlschlägt, wiederhole die Wahl einmal.  

Begründung: 
 
 Diese Wahlordnung dient sowohl als vorgesehene Ergänzung für die 
Satzungsänderung für Aufstellungsversammlungen als auch als allgemeine, 
unabhängige Vorlage für Aufstellungsversammlungen und Parteitage bzw. zur 
Verwendung in Geschäftsordnungen. Die Versammlungen sind zwar nicht an sie 
gebunden, es können sich jedoch alle Mitglieder und Helfer damit auf die 
Wahlverfahren vorbereiten und dann entscheiden nur noch kleine Änderungen zu 
zulassen.  
Diese Wahlordnung unterscheidet sich vom anderen Wahlordnungs-Vorschlag 
durch den Einsatz einer einfachen Zustimmungswahl für die hinteren Plätze und 
beschleunigt damit die Wahl noch weiter.  

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas fragen: 
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Das Wahlverfahren zur Listenaufstellung zur Bundestagswahl oder für die 
Wahllisten der Landtags/Bezirkstagswahlen benutzt für die Besetzung der 
relevanten Spitzenplätze ein echtes personalisiertes und faires 
Verhältniswahlverfahren. Damit sind Gruppen und Minderheiten (z.B. nach 
Themen, Region) automatisch proportional zu ihrer Grösse auf der Liste und mit 
entsprechender Wahrscheinlichkeit auf den vorderen Plätzen repräsentiert.  
Bei der Bundestagswahl haben voraussichtlich nur eine einstellige Zahl von 
Kandidaten eine realistische Chance in den Bundestag zu gelangen. Die restlichen 
Plätze und deren Reihenfolge sind eher symbolischer Natur. Ähnlich haben bei der 
Landtagswahl nur die vordersten Plätze eine besondere Bedeutung.  
Die Liste wird in zwei Blöcke geteilt (Spitzenkandidaten und Rest) und damit durch 
lediglich zwei Wahlen bestimmt. Bei der Kandidatenvorstellung dürfen die 
Kandidaten unmittelbar nach ihrer Vorstellung ggf. 0, 1 oder 3 Minuten Fragen 
beantworten. Nach der Wahl der Liste wird das Endergebnis bestätigt. Ohne 
besondere Vorkommnisse könnte somit die gesamte Listenwahl an einem Tag 
erledigt werden. Der Grund in zwei Blöcken zu wählen ist, dass man dadurch 
genauer auf die Platzierung der Spitzenkandidaten Einfluss nehmen kann (bei 
Vergabe von bis zu z.B. 99 Punkten würde ein Block reichen, aber die Stimmzettel 
kompliziert werden).  
Das Verfahren für die Spitzenplätze verwendet einen Ansatz, der es möglich macht, 
seine Vorlieben möglichst differenziert und ehrlich zum Ausdruck zu bringen (0-9 
Punkte) und effektives taktisches Wählen maximal erschwert. Verwendet werden 
dazu sowohl die proportionale Version der Bewertungswahl, die erfolgreich zur 
Listenaufstellung in Delmenhorst (Niedersachsen) zum Einsatz kam, sowie die 
proportionale Version der Schulze-Vorzugswahl, die in Berlin und in Liquid 
Feedback verwendet wurde bzw. wird. (Approval voting ist ein Spezialfall der 
Bewertungswahl). Diese personalisierten Verhältniswahlverfahren funktionieren so, 
dass die Bewertungen eines Wählers umso weniger Einfluss bekommen, je mehr 
seine Favoriten schon einen vorderen Platz auf der Liste gewonnen haben. Damit 
bekommen Wähler auch eine Chance, deren Favoriten bisher noch kaum auf der 
Liste vertreten sind.  
Für die restlichen Plätze wird eine einfache Zustimmungswahl (approval voting) 
verwendet und die Reihenfolge durch das Verhältnis der Ja/Nein Stimmen 
festgelegt. Nur Bewerber mit einer einfachen Mehrheit können dabei auf die Liste 
gelangen. Dadurch können Bewerber, die die Partei nicht gut repräsentieren, 
aussortiert werden.  
Das Wahlverfahren ist mit freundlicher Unterstützung der Experten des Center for 
Election Science, Markus Schulze (Erfinder Schulze-Methode) und Stefan 
Dirnsdorfer (Liquidizer) entwickelt worden.  
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Errichtung einer bayerischen 
Wahlkampfzentrale 

X07 

Beantragt durch: Volker Arndt  

Antragstext: 
 
Der Landesparteitag möge Folgendes beschließen: Der neue Vorstand des 
Landesverbandes Bayern wird sich aktiv dafür einsetzen, dass in Bayern eine 
Wahlkampfzentrale errichtet wird, die Aufgaben für die Umsetzung des 
Bundestagswahlkampf 2013 übernimmt. 
Begründung: 
 
Für einen flächendeckenden Bundestagswahlkampf ist es notwendig, 
neben Berlin noch weitere Wahlkampfzentralen für den 
Bundestagswahlkampf 2013 zu errichten. Ziel ist eine möglichst effektive 
Aufgabenteilung, um den Bundestagswahlkampf erfolgreich zu gestalten. 
Erreicht werden soll dies nur durch eine dezentrale Organisation des 
Wahlkampfes. 
 
1. Der Landesverband Bayern hat schon fast 7.000 Mitglieder. Damit ist er 
der größte Landesverband der Piratenpartei. Gerade auf diesem 
Hintergrund ist es wichtig, dem Landesverband Bayern in der 
Zusammenarbeit mit dem Bund mehr politisches Gewicht zu geben. Die 
Piratenpartei Bayern darf und soll sich gegenüber dem Bund emanzipieren 
und eine ihr angemessene politische Rolle spielen. Eine Aufgabenteilung 
innerhalb des Bundestagswahlkampfes und eine dezentrale Organisation 
würde dem Rechnung tragen. 
2. Auch im Zusammenhang mit den Landtagswahlen 2013 und den 
Bezirkstagswahlen würde der Landesverband Bayern von einer solchen 
Wahlkampfzentrale profitieren. Denn die Errichtung einer 
Wahlkampfzentrale für den Bundestagswahlkampf wäre auch mit 
Synergien für den landesweiten Wahlkampf verbunden. Das Personal, die 
Kompetenzen und die Infrastruktur könnten für alle Wahlkämpfe sinnvoll 
eingesetzt und parallel genutzt werden. Deshalb soll die 
Wahlkampfzentrale sowohl dem Bundestags- als auch dem Landtags- und 
Bezirktstagswahlkampf dienen. 
3. Die Wahlkampfzentrale könnte in der Geschäftsstelle des 
Landesverbandes errichtet werden. Die Landesgeschäftsstelle bietet 
hierfür beste Voraussetzungen. Sowohl was den flächenmäßigen Platz als 
auch was die vor Ort aktiven Piraten angeht, ist es möglich und gewünscht, 
Aufgaben für den Bundestagswahlkampf 2013 hier zu übernehmen. 
Welche Aufgaben das genau sein werden, ist mit dem Bundesvorstand, 
dem Bezirksvorstand Oberbayern und dem Kreisverband München 
abzustimmen und zu koordinieren. 
4. Eine dezentrale Organisation und Aufgabenteilung wäre auch mit 
finanziellen Mitteln seitens des Bundes verbunden. Auch aus diesem Grund 
ist die Errichtung einer Wahlkampfzentrale in der Landesgeschäftsstelle 
anzustreben. Der neue Vorstand möge sich deshalb dafür einsetzen, dass 
Aufgaben für den Bundestagswahlkampf 2013 übertragen werden und 
eine solche Wahlkampfzentrale realisiert wird. 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas fragen: 
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Aufbau politischer Bildungsarbeit 
der Piraten durch parteinahe 
Träger 

X09 

Beantragt durch: Martin Schön 

Antragstext: 
 
Der Landesparteitag möge beschließen: 
Der Landesparteitag unterstützt den Aufbau einer politischen Bildungsarbeit der Piraten 
auf Länderebene durch parteinahe Träger.  
Begründung: 
 
Die staatliche Förderung politischer Bildungsarbeit in Höhe von einigen 
hundert Millionen Euro jährlich geschieht in Deutschland wesentlich über 
sogenannte parteinahe Stiftungen. Das sind typischerweise Vereine, die zu 
einer Partei zuzuordnen sind, die aber in ihrer Führungsstruktur personell 
unabhängig von der Mutter i organisiert sind. Um nach Eintritt in die 
Parlamente Förderungen zu erhalten, muss eine funktionierende Stuktur 
von Trägern auf Landesebene und Bundesebene gegeben sein - also 
konsequenter Weise dringlich aufgebaut werden. Das von uns nicht 
beanspruchte Geld fällt an die anderen Parteien zur Förderung ihres 
Klientels, das sind konkret z.B. ausgestattete Computerräume, 
Tagungshäuser, Stipendien, Parteiarchive und Auslandsinstitute. 
 
In Bayern sind Piraten in verschiedenen Regionen und Trägern gerade 
dabei, eine solche Struktur zu entwickeln. Der Bundesvorstand setzt sich 
ebenfalls dafür ein, ein Konzept für eine Bundesorganisation zu erstellen. 
Ein klares Votum des Parteitags soll diese Bemühungen unterstützen und 
legitimieren. 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas fragen: 
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Kein Binnen-I in offiziellen Texten X10 
Beantragt durch: cmrcx 

Antragstext: 
 
Das Binnen-I, der Gender Gap und ähnliche Konstrukte sollen in offiziellen Texten der 
Piratenpartei nicht verwendet werden. Hierzu gehören unter anderem Satzungen, 
Geschäftsordnungen, Programme, Positionspapiere, Pressemitteilungen, 
Veröffentlichungen von Parteiorganen, Protokolle und Wahlkampfmaterialien. 
Begründung: 
 
Die Verwendung des Binnen-I suggeriert, dass die Piratenpartei die 
Einführung des Binnen-I in der deutschen Sprache fordert oder unterstützt. 
Solange dies aber nicht der Fall ist, sollten auch nicht Einzelne durch 
Alleingänge in der Öffentlichkeit einen derartigen Eindruck erwecken.  
Solange ein Text keine offizielle Aussage der Piratenpartei darstellt, 
sondern als eigene Meinung zu erkennen ist, steht es natürlich allen frei, zu 
schreiben was und wie es ihnen beliebt.  

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas fragen: 
 

 

 

 

  

https://wiki.piratenpartei.de/Benutzer:Cmrcx
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Optimierung der GO GO1 
Beantragt durch: Hartmut Ernst  

Antragstext: 
 
Der Landesparteitag möge folgende Änderungen in der Geschäftsordnung beschließen:  
Die Überschrift "Anträge zur Geschäftsordnung" und die nachfolgenden Punkte (1) bis (5) 
sollen durch folgende Neufassung ersetzt werden:  
Anträge zur Geschäftsordnung (GO-Anträge)  
 
Stellen von GO-Anträgen  
(1) Jeder Pirat kann jederzeit durch Heben beider Hände das Vorhaben anzeigen, einen 
Antrag zur Geschäftsordnung stellen zu wollen. Solch einer Wortmeldung ist nach der 
aktuellen Wortmeldung Vorrang zu geben.  
(2) Es sind nur solche Anträge als Geschäftsordnungsanträge zulässig, die in dieser 
Geschäftsordnung folgendermaßen gekennzeichnet sind: {GO-Antrag ...}.  
 
Abstimmung über GO-Anträge  
(1) Zu einem GO-Antrag sind nur eine Für- und eine Gegenrede zulässig. Die Für- oder 
Gegenrede kann von jedem Piraten gehalten werden.  
(2) Eine Gegenrede ist auch „formal“, d.h. ohne inhaltliche Ausführung möglich.  
(3) Unterbleibt eine Gegenrede, so ist der GO-Antrag ohne Abstimmung angenommen.  
(4) Abstimmungen über GO-Anträge sind immer offen.  
 
Antrag auf Alternativantrag  
(1) Jeder Pirat kann zu einem Antrag einen GO-Antrag auf Alternativantrag {GO-Antrag auf 
Alternativantrag} stellen. Andere Anträge sind bis zum Beschluss über den Antrag oder 
dessen Rückziehung nicht zulässig.  
(2) Wurde der GO-Antrag auf Alternativantrag angenommen, so wird unmittelbar danach 
der Alternativantrag behandelt.  
(3) Es sind auch mehrere Alternativanträge zulässig.  
 
Alte Fassung:  
Anträge zur Geschäftsordnung  
(1) Jeder Pirat kann jederzeit durch Heben beider Hände das Vorhaben anzeigen, einen 
Antrag zur Geschäftsordnung stellen zu wollen. Solch einer Wortmeldung ist nach der 
aktuellen Wortmeldung Vorrang zu geben.  
(2) Wurde ein Antrag gestellt, so kann jeder Pirat entsprechend Abs. 1 einen 
Alternativantrag stellen. {GO-Antrag auf Alternativantrag} Andere Anträge sind bis zum 
Beschluss über den Antrag oder dessen Rückziehung nicht zulässig.  
(3) Jeder Pirat kann daraufhin eine Für- oder Gegenrede für einen Antrag halten.  
(4) Unterbleibt eine Gegenrede und wurde kein Alternativantrag gestellt, so ist der Antrag 
angenommen. Gibt es mindestens eine Gegenrede oder gibt es mindestens einen 
Alternativantrag, so wird über den Antrag bzw. die Anträge abgestimmt.  
(5) Es sind nur solche Anträge als Geschäftsordnungsanträge zulässig, die in dieser 
Geschäftsordnung folgendermaßen gekennzeichnet sind: {GO-Antrag ...}.  

https://wiki.piratenpartei.de/Benutzer:Hartmut
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Begründung: 
 
n den ersten fünf Punkten des Abschnitts "Anträge zur Geschäftsordnung" 
werden allgemeine Regeln, wie GO-Anträge zu stellen sind und wie 
darüber abzustimmen ist, mit Details zu einem speziellen GO-Antrag, 
nämlich dem GO-Antrag auf Alternativantrag, vermischt. Daher werden 
diese fünf Punkte neu gegliedert, um eine bessere Lesbarkeit herzustellen 
und den logischen Zusammenhang deutlicher zu machen. Außerdem 
werden einige kleine Ungereimtheiten beseitigt. 
 
Insbesondere erhält in der Neufassung der GO-Antrag auf 
Alternativantrag einen eigenen Unterabschnitt, so wie das bei den 
anderen GO-Anträgen, die nicht bereits weiter oben im Text erläutert 
wurden, auch der Fall ist. 
 
Die aktuelle GO sieht für den Fall, dass es keine Gegenrede gibt vor, dass 
der GO-Antrag ohne Abstimmung angenommen wird. Es ist aber Usus, 
aber nicht Teil der GO, durch einen Zwischenruf "formal" eine inhaltslose 
Gegenrede zu halten, um so auch ohne Gegenrede eine Abstimmung zu 
erzwingen. Dies wurde jetzt in die GO mit aufgenommen. 
 
Ein weiterer Punkt ist, dass der bisherige Satz "Jeder Pirat kann daraufhin 
eine Für- oder Gegenrede für einen Antrag halten" in der Regel in 
sinnvoller Weise so interpretiert wurde und wird, dass bei GO-Anträgen 
nur genau eine Fürrede und höchstens eine Gegenrede zulässig sind, die 
aber von jedem Piraten gehalten werden können. Dies entspricht auch 
der üblichen Handhabung in GOs anderer Parteien und in 
Vereinssatzungen. 
 
In einigen Parteitagen wurde dieser Satz aber von der 
Versammlungsleitung so interpretiert, dass im Prinzp so viele Für- und 
Gegenreden gehalten werden können, wie Piraten anwesend sind. Dies 
führte dazu, dass die gelegentlich aufflammenden GO-Schlachten noch 
weiter ausuferten, so dass für die eigentliche Arbeit noch weniger Zeit 
blieb. GO-Anträge sind wichtig, aber eine Für- und eine Gegenrede sind 
bei der Fülle der GO-Anträge wirklich genug. Auch in der neuen Fassung 
bleibt aber erhalten, dass jeder Pirat die Für- oder Gegenrede halten 
kann, also auch die gerade Betroffenen oder die Versammlungsleitung 
selbst. 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas fragen: 
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GO: Gesammelte Verbesserungen GO2 
Beantragt durch: cmrcx  

Antragstext: 
 
In der GO des LPT sollen folgende Änderungen vorgenommen werden:  
 
1. Die Überschriften der Abschnitte bekommen die jeweilige Paragraphennummer 
vorangestellt.  
Bisher sind die Nummern nur im Inhaltsverzeichnis ersichtlich. Es gäbe auch die 
Möglichkeit, dass jeder Benutzer die Anzeige der Nummern in seinen Einstellungen 
aktiviert, aber das ist nicht zumutbar.  
 
2. Das Protokoll muss die nicht behandelten Anträge nicht mehr enthalten. Es muss aber 
die Ergebnisse der Wahlen enthalten, auch wenn kein separates Wahlprotokoll erstellt 
wird.  
§1 (3) Satz 1 erhält folgende Fassung:  
Das Protokoll der Versammlung, das mindestens  

 alle behandelten Anträge (nicht GO-Anträge) im Wortlaut,  
 Ergebnisse aller Abstimmungen über die Anträge (nicht GO-Anträge) und  
 Ergebnisse aller Wahlen oder falls vorhanden das Wahlprotokoll  

zu enthalten hat, wird durch Unterschrift des Protokollführers, der Versammlungsleitung 
und des am Ende der Versammlung amtierenden Vorsitzenden oder dessen Stellvertreter 
beurkundet. 
 
bisherige Fassung:  
Das Protokoll der Versammlung, das mindestens  

 gestellte Anträge (nicht GO-Anträge) im Wortlaut,  
 Ergebnisse aller Abstimmungen über die Anträge (nicht GO-Anträge) und  
 das Wahlprotokoll (falls eines vorhanden ist)  

zu enthalten hat, wird durch Unterschrift des Protokollführers, der Versammlungsleitung 
und des am Ende der Versammlung amtierenden Vorsitzenden oder dessen Stellvertreter 
beurkundet. 
 
3. Zustimmungsquorum beim GO-Antrag auf geheime Abstimmung  
§4 (3) erhält folgende Fassung:  
Jeder Stimmberechtigte kann eine geheime Wahl oder Abstimmung beantragen {GO-
Antrag auf geheime Abstimmung}. Bei Abstimmungen über Anträge ist dafür die 
Zustimmung von 10 Stimmberechtigten erforderlich. Abweichend hiervon wird über 
Geschäftsordnungsanträge immer offen abgestimmt.  
bisherige Fassung:  
Jeder Stimmberechtigte kann eine geheime Abstimmung bzw. Wahl fordern. {GO-Antrag 
auf geheime Abstimmung}; abweichend hiervon wird über Geschäftsordnungsanträge 
immer öffentlich abgestimmt. 
 
4. Zustimmungsquorum beim GO-Antrag auf Auszählung  

https://wiki.piratenpartei.de/Benutzer:Cmrcx
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§4 (5) erhält folgende Fassung:  
Das Ergebnis einer offenen Wahl oder Abstimmung wird vom Versammlungsleiter nach 
Augenmaß festgestellt und mitgeteilt. Bei unklaren Verhältnissen oder auf Antrag erfolgt 
eine genaue Auszählung {GO-Antrag auf Auszählung}. Dieser Antrag erfordert die 
Zustimmung von mindestens 10 Stimmberechtigten. 
bisherige Fassung:  
Das Ergebnis einer offenen Wahl oder Abstimmung wird vom Versammlungsleiter nach 
Augenmaß festgestellt und mitgeteilt. Bei unklaren Verhältnissen oder auf Antrag der 
Versammlung erfolgt eine genaue Auszählung. {GO-Antrag auf Auszählung} 
 
5. Der GO-Antrag auf Wiederholung der Wahl oder Abstimmung erfordert die Zustimmung 
von 1/3 der Abstimmenden.  
§4 (8) erhält folgende Fassung:  
Auf Antrag findet eine Wiederholung der Wahl oder Abstimmung statt. {GO-Antrag auf 
Wiederholung der Wahl/Abstimmung}. Dieser Antrag erfordert die Zustimmung von 
mindestens einem Drittel der Abstimmenden. 
bisherige Fassung:  
Auf Verlangen der Versammlung findet eine Wiederholung der Wahl oder Abstimmung 
statt. {GO-Antrag auf Wiederholung der Wahl/Abstimmung} 
 
6. Ob Anträge konkurrieren entscheidet der Wahlleiter. Durch einen GO-Antrag kann diese 
Entscheidung geändert werden.  
Folgender Absatz wird als §6.1 (4) eingefügt:  
Ob Anträge sich gegenseitig ausschließen, entscheidet der Wahlleiter. Durch einen {GO-
Antrag auf Feststellung der Konkurrenz von Anträgen} kann diese Entscheidung durch 
einen eigenen Vorschlag ersetzt oder verändert werden. 
 
7. Nicht behandelte Anträge verfallen.  
Folgendes wird als neuer Absatz in §6.2 eingefügt:  
Auf dem Parteitag nicht behandelte Anträge verfallen. 
 
(8. gestrichen)  
 
9. Mehrheiten beziehen sich auf Stimmzettel, nicht auf die einzelnen Stimmen bei 
Approval Voting.  
§4 (5) letzter Satz erhält folgende Fassung:  
Mehrheiten beziehen sich immer auf die gültigen abgegebenen Stimmzettel. 
bisherige Fassung:  
Mehrheiten beziehen sich immer auf die gültigen abgegebenen Stimmen. 
 
10. Stellungnahme des Antragstellers  
§6.2 (1) wird durch die folgenden Absätze (1) und (2) ersetzt, nachfolgende Absätze 
werden ggf. neu nummeriert:  
(1) Ein Antragsteller hat das Recht, den Antrag in kompakter Rede vorzustellen. Einer 
geringen Anzahl an Wortmeldungen, die keine inhaltliche Wiederholung darstellen, ist 
ebenfalls angemessene Redezeit zu gewähren.  
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(2) Ein Antragsteller hat das Recht, auf Fragen zum Antrag direkt zu antworten sowie nach 
dem Ende der Rednerliste zu den Wortmeldungen Stellung zu beziehen.  
bisherige Fassung:  
(1) Der Antragsteller hat das Recht, seinen Antrag in kompakter Rede vorzustellen. Einer 
geringen Anzahl an Wortmeldungen, die keine inhaltliche Wiederholung darstellen, ist 
ebenfalls angemessene Redezeit zu gewähren. 
Begründung: 
 
Dies sind alles Punkte, die uns auf dem letzten LPT und in der Zwischenzeit als 
verbesserungsbedürftig aufgefallen sind. Da ich zu diesen Punkten wenig 
Widerspruch erwarte, habe ich sie alle zusammen in einen einzigen Antrag gepackt. 
Sollte jemand an einem der Punkte etwas auszusetzen haben, bitte ich darum, nicht 
einfach gegen den Antrag zu stimmen, sondern den Punkt mit mir noch vor dem 
Parteitag zu klären. Falls sich ein Punkt wider erwarten als kontrovers herausstellen 
sollte, kann ich ihn auch in einen separaten Antrag verlagern. Sollte es noch Weiteres 
geben, was in der GO verbessert werden sollte, könnt ihr mir das auch gerne sagen. 
Ich sehe erfahrungsgemäß nicht alle Fehler alleine.  
Hier ist die aktuelle GO: 
http://wiki.piratenpartei.de/BY:Geschäftsordnung_des_bayrischen_Landesparteitags  
 
zu 3. (Zustimmungsquorum beim GO-Antrag auf geheime Abstimmung):  
Wenn ein GO-Antrag auf geheime Abstimmung nur aus Versehen, als Spaß oder zur 
Sabotage gestellt wird, kostet uns dies auf einem Parteitag unnötig eine Menge Zeit. 
Je größer ein Parteitag wird, desto größer ist die Wahrscheinlichkeit und der 
entstehende Aufwand. So was kam bereits vor und ließe sich durch diese Änderung 
zukünftig vermeiden. Selbstverständlich soll eine Abstimmung geheim durchgeführt 
werden, wenn dies berechtigt ist. In diesem Fall werden aber sicher 10 Teilnehmer 
dem Antrag zustimmen.  
Bei Wahlen genügt weiterhin der Antrag eines einzelnen, aber die meisten Wahlen 
sind ohnehin geheim.  
Beim BzPT Oberbayern wurde diese Änderung mit einem Quorum von 5 Piraten 
angenommen. Ich habe das Quorum hier auf 10 Piraten erhöht, da der LPT deutlich 
größer sein wird. Beim Bundesparteitag gilt diese Regelung seit Neumünster mit 
einem Quorum von 50 Stimmberechtigten. Auch dieses Quorum wurde bei der 
Abstimmung über den neuen Mitgliedsbeitrag erreicht.  
 
zu 4. (Zustimmungsquorum beim GO-Antrag auf Auszählung) und 5. (Der GO-
Antrag auf Wiederholung der Wahl oder Abstimmung erfordert die Zustimmung 
von 1/3 der Abstimmenden):  
Bisher war es unklar, was mit "auf Antrag der Versammlung" und "auf Verlangen der 
Versammlung" gemeint ist.  
zu 7. (Nicht behandelte Anträge verfallen.):  
Das haben wir nie anders gemacht, es war nur bisher nicht geregelt.  
zu 9. (Mehrheiten beziehen sich auf Stimmzettel, nicht auf die einzelnen Stimmen 
bei Approval Voting.):  
Dies ändert an unserem Wahlverfahren nichts. Es ist nur eine eindeutigere 
Formulierung.  
zu 10. (Stellungnahme des Antragstellers)  
So haben wir das auch beim letzten Landesparteitag gemacht. Es gab aber auch 
schon Parteitage, bei denen die Antragsteller nicht diese Möglichkeiten hatten. 
Deshalb soll das jetzt klargestellt werden. In Absatz 1 wird außerdem nun 
berücksichtigt, dass es mehr als nur einen Antragsteller geben kann.  

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m 
Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas 
fragen: 
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Abschaltung der Delegationen in 
Liquid Feedback 

X04 

Beantragt durch: cmrcx 

Antragstext: 
 
In der Liquid-Feedback-Instanz des LV Bayern soll die Funktion zur Stimmdelegation 
abgeschaltet werden, so dass dann dem Prinzip der Basisdemokratie entsprechend alle 
Teilnehmer das gleiche Stimmgewicht haben. 
Begründung: 
 
Die Stimmdelegation in Liquid Feedback verstößt gegen die Grundsätze der 
Gleichheit und Unmittelbarkeit der Wahl. Die Erfahrungen mit der 
Bundesinstanz von Liquid Feedback haben gezeigt, dass einzelne 
Teilnehmer regelmäßig 100 oder noch mehr Stimmen auf sich vereinigen. 
Die Übertragung des Stimmgewichts an diese Teilnehmer erfolgt oft über 
mehrere Zwischenschritte, so dass sich das letztliche Stimmverhalten von 
der Intention des ursprünglich Delegierenden weit entfernt. Solange die 
vielfältigen Probleme mit den Delegationen nicht ansatzweise gelöst sind, 
sollten wir darauf verzichten und einfach einen basisdemokratischen 
Ansatz verwenden.  
Eine ausführliche Untersuchung dieser Probleme findet man hier: 
http://streetdogg.wordpress.com/category/lqfb/ 
http://wiki.piratenpartei.de/Benutzer:SD/Delegationen_in_LQFB  
Die Umsetzung ist verhältnismäßig einfach. Es muss lediglich das Anlegen 
von Delegationen unmöglich gemacht werden, etwa indem man die 
entsprechende Seite und die Links auf sie aus dem Frontend entfernt. Eine 
Änderung des Backend ist nicht erforderlich. Falls die Liquid-Feedback-
Instanz bereits benutzt wurde und Delegationen angelegt wurden, müssen 
diese in der Datenbank gelöscht werden. Falls gewünscht, kann ich die 
Implementierung selbst übernehmen oder dabei behilflich sein.  

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas fragen: 
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LQFB Historiefunktion X05 
Beantragt durch: Roland 'ValiDOM' Jungnickel 

Antragstext: 
 
Kein Benutzer des LQFB-Systems darf dazu gezwungen werden, seinen vollen Namen 
("realname") zu verwenden. 
 
Benutzern im bayerischen LQFB System wird die Möglichkeit eingeräumt, jederzeit ihre 
personenbezogenen Daten löschen bzw. vor weiterem öffentlichen Zugriff und 
Verwendung sperren zu lassen. Die Namens-Historie-Funktion wird abgeschaltet, im 
Gegenzug verliert ein Account sämtliche eingehende Delegationen mit der 
Namensänderung. 
Begründung: 
 
Zwar wurden die Datenschutz-Bestimmungen der Bundes-LQFB-Instanz 
schon weitestgehend an die geltende Rechtslage angepasst. Doch auch der 
Berliner Datenschutzbeauftragte kommt bei der Prüfung des Systems zu 
dem Schluss, dass ein Realname-Zwang das gesamte Datenschutzkonzept 
des Systems in Frage stellt. Deshalb sollten wir das per Beschluss 
klarstellen. 
 
Darüber hinaus gibt der Antrag die geltende Rechtslage wieder: Löschungs- 
bzw. Sperrungspflichten sind nach Bundesdatenschutzgesetz 
unbeschränkbare Rechte. Dennoch wird immer wieder versucht, dies in 
LQFB anders zu regeln. Dem möchte ich mit einem klaren Beschluss einen 
Riegel vorschieben. Obwohl eine automatisierte Account-"Bereinigung" 
technisch derzeit nicht möglich ist, besteht diese Möglichkeit für jeden 
Nutzer dennoch mit der Namens-Änderungsfunktion. Diese muss nur so 
eingestellt werden, dass keine Historie erzeugt wird. 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas fragen: 
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Präferenzdelegation mit Schulze 
für LQFB 

X06 

Beantragt durch: Awitte 

Antragstext: 
 
Das bayerische LQFB soll Anstelle der Abschaltung der Delegationsmöglichkeit eine 
Präferenzdelegation mit Auswertung der Delegiertenstimmen im Schulzeverfahren 
bekommen. 
 
Grundsätzlicher Ablauf: Dabei erstellt jeder, der delegieren möchte, eine generelle oder 
themenspezifsche Delegiertenliste und ordnet diese nach Präferenz in Rängen. Es soll auch 
möglich sein, auf einem Rang mehrere Deligierte zu benennen. Die selbst abgegebenen 
Stimmen der Delegierten werden im Schulze-Verfahren ausgewertet und zu einer 
persönlichen, individuellen Stimmempfehlung der Delegierten zusammengefasst. Falls 
gewisse, persönlich frei wählbare Grenzparameter überschritten werden (zum Beispiel 
Anzahl der Delegierten mit eigenen Stimmabgaben, Anzahl der Stimmabgaben der 
Delegierten in den ersten 3 Rängen etc.), wird die persönlich individuell ermittelte 
Empfehlung der Delegierten durch den Delegierer übernommen. 
 
Umbau der Delegation: Da mehrere an einer Delegation beteiligt sein können, muss die 
Delegation an sich einen anderen Stellenwert bekommen. Die Delegierten sollen künftig 
mit Ihrer eigenen, aktiven Stimmabgabe eine Empfehlung an die Delegierer, ihre Meinung 
bei der Abstimmung zu übernehmen, abgeben. Daher soll es künftig einen Unterschied 
geben, wenn ein Delegierter eine Meinung aus seinem Delegationsmechanismus 
übernehmen lässt oder ob dieser selbst aktiv abstimmt. Bei zweiterem soll diese Stimme 
in die Delegationsberechnung für seine Delegierer eingehen. Da es eine Empfehlung ist, 
die Meinung zu übernehmen, soll auch jeder eine Begründung für sein aktives 
Stimmverhalten angeben können. Dieses hilft wiederrum bei der Suche passender 
Delegierter, denn unterschiedliche Begründungen können bei manchen Themen zum 
gleichen Ergebniss führen. Außerdem sollen Delegierte die Aufnahme in Delegationslisten 
auto-ablehnen oder einzeln ablehnen können. 
 
Umsetzung: Die Umsetzung obliegt dem Vorstand. Falls dieser keinen Programmierer für 
die Weiterentwicklung von LQFB findet, soll dieser eine Neuentwicklung in gängigen 
Programmiersprachen anstreben und fördern oder ein alternatives Tool weiterentwickeln 
lassen. Das bestehend LQFB soll bis zur Umsetzung abgeschaltet werden, da ohne eine 
Lösung der bestehenden Probleme die Abstimmungsergebnisse des LQFB nicht 
aussagekräftig sind. 
Begründung: 
 
Besser Delegieren: Durch diese Möglichkeiten kann jeder mit der Erstellung 
der passenden Delegiertenlisten weitergehendere und genauere 
Delegationen vornehmen. Kettendelegationen gibt es nicht mehr, da 

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas fragen: 
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mehrere Stimmen von Delegierten eingeholt werden. Außerdem bekommt 
die Meinung der Delegierten eine andere Einordnung: Ein Delegierter gibt 
mit seiner Stimmabgabe die Aufforderung an seine Delegierer, diese 
Meinung zu übernehmen. Eine Empfehlung einer Meinung kann und darf 
nur aktiv passieren, also dann wenn der Delegierte bewusst und absichtlich 
diese Meinung bekundet und sie nicht automatisch aus einem 
Rechenprogramm übernimmt. 
 
Detrivialisieren der Delegation: Eine Delegation ist nicht einfach so mal 
eben ja/nein zu übernehmen. Jeder Mensch lebt in einem Umfeld, das von 
verschiedenen Meinungen und Ansichten geprägt ist. Dabei überwiegen 
natürlich einzelne und andere sind eher in der Minderheit. Das bisherige 
Delegationssystem lässt die Abbildung dieser Sozialen Umgebung aber 
nicht zu, da man nur auf einen Delegieren kann. Doch im Einzelfall kann die 
Delegation an einen einzelnen auch genau das Gegenteil bewirken. 
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Unterstützung des Umfairteilen-
Bündnisses 

X11 

Beantragt durch: TheCitizen 

Antragstext: 
 
Der Piraten Landesverband Bayern unterstützt das Umfairteilen-Bündnis sowie den 
Aktionstag am 29. September 2012. Wir zeigen dies öffentlich und rufen zur Teilnahme am 
Aktionstag auf. Wenn möglich, organisieren wir / beteiligen wir uns an Aktionen vor Ort.  
Link: http://umfairteilen.de/start/unterstuetzen/  
Begründung: 
 
Es wird bereits jetzt massiv umverteilt: durch Bankenrettungen, 
Bürgschafts-Übernahmen, Steuervorteile, unregulierte 
Finanztransaktionen, Subventionen. Gleichzeitig wird bei demokratischen 
Institutionen und Errungenschaften im Bildungs-, Gesundheits- und 
Sozialwesen gespart. Dabei entsteht Schaden für die Demokratie und die 
Last wird fast nur vom "unteren" Großteil der Bevölkerung getragen. Die 
Umverteilung muss fairer ausgestaltet werden. Dies muss öffentlich breit 
diskutiert werden.  
 
Zum Beispiel der Grünen Landesverband NRW unterstützt das Bündnis: [1]. 
Im Bundes-Liquid-Feedback der Piraten gibt es eine Initiative dazu: [2]. 
Beim kommenden Landesparteitag der Piraten Hamburg ist ebenfalls ein 
Antrag zur Unterstützung des Umfairteilen-Bündnisses eingereicht: [3].  

Gedankenstütze: 
Ich wollte diesen/m Antrag… 
[ ] …zustimmen 
[ ] … ablehnen 
[ ] …irgendwas fragen: 
 

 

 

 

 

 

 

 

http://umfairteilen.de/start/unterstuetzen/
http://www.gruene-nrw.de/details/nachricht/umfairteilen-gruene-nrw-rufen-zu-aktionen-fuer-eine-gerechte-steuerpolitik-auf.html
https://lqfb.piratenpartei.de/lf/initiative/show/4096.html
http://wiki.piratenpartei.de/HH:Landesparteitag/Antr%C3%A4ge#Beitritt_zum_B.C3.BCndnis_.22UmFAIRteilen.22_.280001.29

